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— Drucksache 10/3612 — 

Situation der erwerbsarbeitslosen Jugend in der Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundesminister für Arbeit — II a 5 — 42/128 — 

hat  mit Schreiben vom 31. Oktober 1985 die Große 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt be-
antwortet: 

Die Chancen beruflicher Ausbildung und Eingliede-
rung junger Menschen in den Arbeitsmarkt sind in 
der Bundesrepublik Deutschland günstig wie in nur 
wenigen anderen Industrienationen. Wirtschaft und 
Gesellschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
sind besser mit der Eingliederung der geburtenstar-
ken Jahrgänge in Ausbildung und Beschäftigung 
fertig geworden als die meisten vergleichbaren 
Länder. Während in der Bundesrepublik Deutsch-
land der Anteil der unter 25jährigen Arbeitslosen 
an der Gesamtzahl der Arbeitslosen Ende Juni 1985 
23,1 % betrug, lag dieser Anteil in anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaft erheblich 
höher, zum Beispiel in Frankreich bei 35,6%, in 
Großbritannien bei 37,7 %, in den Niederlanden bei 
38,1 % und in Italien bei 46,1 %. Diese gute Position 
ist nicht zuletzt ein Ergebnis des deutschen Sy-
stems der dualen Ausbildung in Betrieb und Schule, 
das in anderen Ländern wegen seiner günstigen 
Auswirkungen auf die Vermeidung von Jugendar-
beitslosigkeit zunehmend als vorbildlich angesehen 
wird. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
das von der Fraktion DIE GRÜNEN skizzierte dü-
stere Bild der Jugend dem Lebensgefühl der mei-
sten jungen Menschen, ihren Möglichkeiten zur 
Mitarbeit und Mitverantwortung in unserer Gesell-
schaft sowie ihrer realen Lebenssituation ent-
spricht. Fluchttendenzen aus der Gesellschaft in 
Radikalität, Drogen oder Vereinzelung — wie in der 

Einleitung der Großen Anfrage verallgemeinernd 
dargelegt — sind Erscheinungen, die bei einem ge-
ringen Teil der Jugendlichen Anlaß zur Besorgnis 
geben, die aber nicht auf die Jugend insgesamt 
übertragen werden können. 

Junge Menschen sind in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht „Manövriermasse" von Politik 
oder „von Werbung und Wirtschaft". Auch dieses 
Bild trifft weder die Realität noch das Selbstemp-
finden und die Selbsteinschätzung der meisten jun-
gen Menschen. 

Junge Menschen arbeiten aktiv an der Gestaltung 
und Fortentwicklung unserer Gesellschaft mit. Un-
sere offene Gesellschaft benötigt zu ihrer weiteren 
Entfaltung die Mitarbeit der Jugend. Diese Mitar-
beit ist ein wesentlicher Antrieb gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts. Deshalb 
begrüßt und fördert die Bundesregierung das Enga-
gement junger Menschen in Parteien, Gewerk-
schaften, Verbänden, Vereinen und anderen Grup-
pen und Organisationsformen im Rahmen unserer 
freiheitlichen, demokratischen und sozialen Grund-
ordnung. 

Trotz der gegenwärtigen, für junge Menschen viel-
fach schwierigen Ausbildungs- und Arbeitsmarktsi-
tuation hält es die Bundesregierung für nicht zu-
treffend, von „Ausbildungsnot" oder „wachsender 
materieller Verelendung" der Jugendlichen zu spre-
chen. Auch hier spricht die Wirklichkeit eine andere 
Sprache. Das Angebot an neuen Ausbildungsplät-
zen ist von 1982 bis 1985 um rund 80 000 gestiegen. 
Selbst in Zeiten der Überbeschäftigung, in denen 
hunderttausend Ausbildungsplätze und mehr nicht 
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besetzt werden konnten, waren zum Ende des Ver-
mittlungsj ahres immer noch 1 bis 2% der Ausbil-
dungsplatzbewerber nicht vermittelt. Im Laufe des 
Ausbildungsjahres 1984/85 konnten rund 95 % der 
Jugendlichen, die eine berufliche Ausbildungsstelle 
suchten, einen Ausbildungsplatz erhalten. Die An-
zeichen sprechen erfreulicherweise dafür, daß dies 
auch im jetzigen Ausbildungsjahr nicht anders sein 
wird. Auch wenn der Ausbildungsberuf nicht immer 
der ursprünglich angestrebte Wunschberuf sein 
kann, so erhalten doch fast alle jungen Menschen 
die Chance einer qualifizierten beruflichen Ausbil-
dung. 

Noch nie war — gemessen am durchschnittlichen 
Altersjahrgang — der Anteil der Jugendlichen, die 
in eine betriebliche Berufsausbildung eingetreten 
sind, so hoch wie im Jahre 1984. Die Jugendlichen 
und ihre Eltern wissen, daß eine qualifizierte Be-
rufsausbildung die beste Gewähr für eine dauer-
hafte Eingliederung in das Erwerbsleben bietet. 

Gegen „materielle Verelendung" schützt das in der 
Bundesrepublik Deutschland wie nur in wenigen 
Ländern der Erde ausgebaute, differenzierte Sy-
stem sozialer Sicherung, an dessen Aufbau alle 
maßgeblichen gesellschaftlichen Kräfte verantwort-
lich mitgewirkt haben. Die Bundesregierung wird 
auch in Zukunft alles tun, das System der sozialen 
Sicherung zu erhalten und weiterzuentwickeln. 

Sie weist in diesem Zusammenhang zum Beispiel 
auf die Wiedereinführung des Kindergeldes für ar-
beitslose Jugendliche bis 21 Jahre hin, auf die An-
hebung der Altersgrenze von 19 auf 23 Jahre für 
den kostenlosen Krankenversicherungsschutz jun-
ger Arbeitsloser im Rahmen der Familienhilfe so-
wie auf die umfangreichen Entlastungen der Fami-
lien mit Kindern durch die im kommenden Jahr in 
Kraft tretende Steuerreform. 

Das in der Einleitung der Großen Anfrage erwähnte 
Interview von Bundesminister a. D. Dr. Geißler wird 
falsch und aus dem Gesamtzusammenhang geris-
sen wiedergegeben. In diesem Interview wurde dar-
auf aufmerksam gemacht, daß die Vereinten Natio-
nen mit dem Jahr der Jugend vor allem an jene 
junge Menschen gedacht haben, deren Situation in 
vielen Teilen der Welt durch Hunger und Unter-
drückung gekennzeichnet ist. Zum anderen wurde 
in dem Interview darauf hingewiesen, daß es für die 
Behandlung jugendpolitischer Probleme, die in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehen, nicht unbe-
dingt eines solchen Jahres bedurft hätte, wenn man 
zum Beispiel an die Empfehlungen und Forderun-
gen des Berichts der Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages „Jugendprotest im demo-
kratischen Staat" denke. Von einer problemlosen 
Situation war nicht die Rede. 

Die Bundesregierung hat die Jugendarbeitslosig-
keit niemals „als einen Generationskonflikt beson-
derer Prägung dargestellt, der sich mit der Über-
windung dieser Lebensphase von selbst erledigt". 
Vielmehr ist die Bundesregierung immer von der 
besonders schwerwiegenden Bedeutung einer Ar-
beitslosigkeit am Anfang des Arbeitslebens ausge-
gangen. Sie hat ihre vermehrten Initiativen gerade 

deswegen entwickelt, um einer Behinderung der 
Entfaltung der jungen Menschen in diesem wichti-
gen Stadium entgegenzuwirken; denn die erste Er-
fahrung junger Menschen „in der Welt der Erwach-
senen darf nicht darin bestehen, nicht gebraucht zu 
werden" (Regierungserklärung von Bundeskanzler 
Kohl am 4. Mai 1983). 

Die Bundesregierung hat auf vielen Wegen Voraus-
setzungen zur Verbesserung der Ausbildungsstel-
len- und Arbeitsmarktsituation geschaffen. Durch 
ihre Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik hat sie 
die Rahmenbedingungen für wirtschaftliches 
Wachstum nachhaltig verbessert. 

Zur weiteren Verbesserung der Beschäftigungssi-
tuation und zur Verringerung der Arbeitslosigkeit 
bedarf es zusätzlicher, vielfältiger Maßnahmen, um 
am Arbeitsmarkt ein höheres Maß an Flexibilität 
zu erreichen. In erster Linie sind dabei die Tarif-
partner, die Unternehmen und Verwaltungen gefor-
dert, Arbeitszeitwünsche der Arbeitnehmer und be-
triebliche Erfordernisse besser und sozial verträg-
lich miteinander in Einklang zu bringen. Mit dem 
Vorruhestandsgesetz und dem Beschäftigungsför-
derungsgesetz, das unter anderem die verbesserte 
arbeitsrechtliche Absicherung der Teilzeitarbeit 
und die Möglichkeit vorsieht, unter erleichterten 
Voraussetzungen befristete Arbeitsverträge abzu-
schließen, hat der Gesetzgeber dazu wichtige Hilfe-
stellungen geleistet. 

Mehr private Investitionen und stärkeres wirt-
schaftliches Wachstum sind die Grundvorausset-
zungen für die Schaffung neuer Arbeitsplätze und 
damit zur Überwindung der Arbeitsmarktprobleme 
auch junger Menschen. Die deutlich wachsende 
Zahl der Beschäftigten in diesem Jahr, die stark 
zurückgegangene Zahl der Kurzarbeiter und der 
Rückgang der Zahl der jüngeren Arbeitslosen unter 
25 Jahren Ende September 1985 gegenüber Septem-
ber 1983 um über 85 000 zeigen, daß die Bundesre-
gierung mit ihrer Beschäftigungspolitik auf dem 
richtigen Wege ist. 

Die Arbeitsmarktpolitik leistet in bisher noch nicht 
erreichtem Maß einen Beitrag zur Steigerung der 
Arbeitsmarktchancen gerade junger Menschen: 

— 1984 erhielten 170 000 Jugendliche aus einkom-
mensschwachen Familien Berufsausbildungs-
beihilfen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts 
während der Ausbildung oder der Teilnahme an 
berufsvorbereitenden Maßnahmen. 

— 1984 sind 108 000 Jugendliche unter 25 Jahren 
neu in Maßnahmen der Fortbildung, Umschu-
lung und Einarbeitung eingetreten, das bedeutet 
gegenüber 1982 eine Steigerung um 43 %. 

— Rund 10 600 Jugendliche unter 25 Jahren haben 
1984 durch eine Eingliederungsbeihilfe einen Ar-
beitsplatz erhalten. 

— Ende September 1985 waren 33 077 Jugendliche 
unter 25 Jahren in Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men beschäftigt, das waren 34 % aller in Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen beschäftigten Arbeit-
nehmer. 
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Der von der Bundesregierung verabschiedete Ent-
wurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Ar-
beitsförderungsgesetzes sieht als einen Schwer-
punkt vor, jungen Arbeitnehmern zusätzliche Hil-
fen zur Überwindung von Beschäftigungsproble-
men an der Nahtstelle zwischen Ausbildungs- und 
Beschäftigungssystem zu geben. 

Hinzu kommen Hilfen wie das für das Ausbildungs-
jahr 1984/85 auf 18 500 Ausbildungsplätze aufge-
stockte Programm des Bundesministers für Bil-
dung und Wissenschaft für die Förderung der Be-
rufsausbildung von benachteiligten Jugendlichen. 
1986 sollen dafür 275 Mio. DM — nach 256 Mio. DM 
in diesem Jahr — ausgegeben werden. Angesichts 
der hohen Nachfrage nach Ausbildungsmaßnah-
men des Programms hat der Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages am 16. Oktober 1985 be-
schlossen, dem Deutschen Bundestag vorzuschla-
gen, den Ansatz für das Programm im Haushalt 
1986 um weitere 60 Mio. DM aufzustocken. Damit 
sollen zusätzlich deutlich mehr als 3 000 benachtei-
ligte Jugendliche, die sonst keine Ausbildungschan-
cen hätten, eine Ausbildung in anerkannten Ausbil-
dungsberufen beginnen können. Hinzu kommen au-
ßerdem die Hilfen nach dem Bildungsbeihilfenge-
setz, durch das seit Herbst 1982 über 30 000 arbeits-
lose Jugendliche ihre Wettbewerbschancen auf dem 
Arbeitsmarkt, beispielsweise durch das Nachholen 
des Hauptschulabschlusses, verbessern konnten. 

Um jugendlichen Behinderten den Eintritt in das 
Erwerbsleben zu erleichtern, steht ein differenzier-
tes Instrumentarium an Hilfen zur Verfügung, das 
stetig fortentwickelt wird. So wird zum Beispiel 
über die bestehenden Hilfen des Arbeitsförderungs-
gesetzes hinaus die Einstellungsbereitschaft von 
Arbeitgebern gegenüber schwerbehinderten Auszu-
bildenden durch besondere Zuwendungen im Rah-
men des 4. Schwerbehinderten-Sonderprogramms 
des Bundes und der Länder gefördert. Der Regie-
rungsentwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Schwerbehindertengesetzes sieht darüber hin-
aus weitere Maßnahmen zur Verbesserung der 
Einstellungs- und Beschäftigungschancen schwer-
behinderter Auszubildender vor. 

Darüber hinaus tragen beispielsweise das Vorruhe-
standsgesetz, das eine erleichterte Erfüllung der 
Wiederbesetzungspflicht durch Beschäftigung Ju-
gendlicher vorsieht, oder das Beschäftigungsförde

-

rungsgesetz zur Verbesserung der Arbeitsmarkt-
chancen jüngerer Menschen bei. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die bisher 
unternommenen großen Anstrengungen zur Ver-
meidung von „Ausbildungsnot" und Jugendarbeits-
losigkeit von Wirtschaft und Politik Erfolge gezeigt 
haben. Die Anstrengungen müssen im Hinblick auf 
die insbesondere an der Nahtstelle zwischen Aus-
bildungs- und Beschäftigungssystem entstehenden 
Arbeitsmarktprobleme für junge Menschen noch 
verstärkt werden. Der Entwurf einer Siebten No-
velle zum Arbeitsförderungsgesetz ist dazu ein Bei-
trag. 

L Zur Gesamtsituation der erwerbsarbeitslosen 
Jugend 

1. Wie hoch ist der Anteil der Jugendlichen unter 
20 Jahren sowie der 20- bis 25jährigen, die, auf-
geschlüsselt nach dem Geschlecht, an folgenden 
Maßnahmen teilnehmen: 

— berufliche Förderungsmaßnahmen (Grund-
ausbildungslehrgänge, Förderungs- und Ein-
gliederungslehrgänge, MBSE und Maßnah-
men der beruflichen Weiterbildung nach 
§ 41a des AFG), 

— Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bun-
desanstalt für Arbeit, 

— Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bun

-

desanstalt, vermittelt über die Sozialämter, 

— Programme des Bundes zur Berufsausbil-
dung, 

— Programme des Bundes im Bereich des Bun-
desjugendplans, Jugendhilfe/Jugendsozialar-
beit, 

— Arbeitshilfen im Rahmen des BSHG, 

— Sonderprogramme der Länder? 

1. In der Zeit vom 1. Oktober 1983 bis zum 30. Sep-
tember 1984 (Berichtszeitraum) haben insge-
samt 30 261 junge Menschen an berufsvorberei-
tenden Maßnahmen im Bereich der Berufsbera-
tung und 26 528 junge Menschen an berufsvor-
bereitenden Maßnahmen im Bereich der Ar-
beitsvermittlung und Arbeitsberatung teilge-
nommen. Eine Aufteilung der Teilnehmer nach 
Maßnahmearten, nach dem Geschlecht und 
nach ausländischer Staatsangehörigkeit ergibt 
sich aus folgender Übersicht: 
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Art der Maßnahme Teilnehmer davon 

Männer Frauen Ausländer insgesamt 

Maßnahmen im Bereich der Berufsberatung 

Grundausbildungslehrgänge 	  9 533 3 391 6 142 1 161 

Förderungslehrgänge für noch nicht berufsreife 
Schulentlassene 	  9 115 6 089 3 026 528 

Verbesserung der Eingliederungsmöglichkeiten 	 4 845 2 768 2 077 222 

Berufsvorbereitung und Eingliederung junger Ausländer 
(MBSE) 	  6 768 4 660 2 108 6 768 

Zwischensumme 	  30 261 16 908 13 353 8 679 

Maßnahmen im Bereich der Arbeitsvermittlung/ 
Arbeitsberatung 

Vermittlung/Erweiterung beruflicher Kenntnisse 	 24 243 12 388 11 855 5 310 

Arbeiten und Lernen 	  2 182 1 257 925 212 

Eingliederung ausländischer jüngerer Arbeitsloser 	 103 93 10 103 

Zwischensumme 	  26 528 13 738 12 790 5 625 

Berufsvorbereitende Maßnahmen insgesamt 	 56 789 30 646 26 143 14 304 

Die in der Übersicht angegebenen Teilnehmer-
zahlen werden nicht nach den Altersgruppen un-
ter 20 Jahren und 20 bis unter 25 Jahren erfaßt. 
Es ist aber davon auszugehen, daß die Teilneh-
mer in der Regel unter 25 Jahre alt sind und in 
der überwiegenden Zahl unter 20 Jahre. 

Neben den berufsvorbereitenden Maßnahmen 
haben 1984 insgesamt 108 387 junge Menschen 

unter 25 Jahren an Maßnahmen zur beruflichen 
Fortbildung einschließlich Maßnahmen zur Ver-
besserung der Vermittlungsaussichten nach 
§ 41 a AFG, Maßnahmen der beruflichen Um-
schulung und Einarbeitung teilgenommen. Die 
Teilnehmerstruktur ergibt sich aus der nachste-
henden Übersicht: 

In Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung, Umschulung und betrieblichen 
Einarbeitung eingetretene Teilnehmer (gemeldet im Jahre 1984) 

davon Maßnahmen zur 

Eingetretene Teilnehmer beruflichen Fortbildung 

Insgesamt darunter beruflichen betrieblichen 

insgesamt Maßnahmen 
nach §41a 

Umschulung Einarbeitung 

AFG 

Insgesamt 	  353 140 290 746 30 470 43 057 19 337 

davon: 
Männer 	  238 096 197 198 18 685 27 579 13 319 

Frauen 	  115 044 93 548 11 785 15 478 6 018 

Unter 20 Jahren 	 8 183 6 765 1 276 520 898 

davon: 
Männer 	  3 095 2 537 582 189 369 

Frauen 	  5 088 4 228 694 331 529 

20 bis unter 25 Jahre 	 100 204 81 192 7 475 12 948 6 064 

davon: 
Männer 	  60 592 49 008 3 842 7 830 3 754 

Frauen 	  39 612 32 184 3 633 5 118 2 310 

Unter 25 Jahre 	 108 387 87 957 8 751 13 468 6 962 

davon: 
Männer 	  63 687 51 545 4 424 8 019 4 123 
Frauen 	  44 700 36 412 4 327 5 449 2 839 
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Der Anteil der unter 25jährigen an den Teilneh-
mern insgesamt, die in Maßnahmen der berufli-
chen Fortbildung, Umschulung oder Einarbei-
tung einschließlich Maßnahmen nach § 41 a AFG 
eingetreten sind, betrug 1984 30,7 %. Die unter 
25jährigen hatten an allen männlichen Teilneh-
mern einen Anteil von 26,7%, an allen weibli-
chen Teilnehmern einen von 38,9 %. Gemessen 
an dem jeweiligen Anteil der unter 25jährigen 
an der Gesamtzahl der Arbeitslosen (Ende De-
zember 1984 insgesamt 24,6%; Männer 22,5%, 
Frauen 27,4 %) ergibt sich daraus eine über-
durchschnittlich hohe Teilnahmebereitschaft 
junger Menschen an Bildungsmaßnahmen. 

2. Ende Dezember 1984 waren insgesamt 71 128 Ar-
beitnehmer in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
(ABM) einschließlich in Maßnahmen „Arbeiten 
und Lernen" beschäftigt. Bis Ende September 
1985 hat sich die Zahl der insgesamt in ABM 
beschäftigten geförderten Arbeitnehmer auf 
97 183 erhöht. Die Teilnehmerstruktur nach Al-
ter und Geschlecht ist in der nachstehenden 
Übersicht dargestellt: 

In Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen 

beschäftigte geförderte 
Arbeitnehmer 

Ende Ende 
Dezember September 

1984 1985 

Insgesamt 	 71 128 97 183 

Unter 20 Jahre 	 10 639 13 158 
davon: 
Männer 	 6 222 8 200 
Frauen 	 4 417 4 958 
20 bis unter 25 Jahre 14 458 19 919 
davon: 
Männer 	 8 733 12 648 
Frauen 	 5 725 7 271 

Unter 25 Jahre 	 25 097 33 077 
davon: 
Männer 	 14 955 20 848 
Frauen 	 10 142 12 229 

Ende September 1985 lag der Anteil der unter 
25jährigen an der Gesamtzahl der in ABM be-
schäftigten Arbeitnehmer bei 34 %. 

Im Zeitraum vom 1. Oktober 1983 bis 30. Septem-
ber 1984 beziehungsweise im Jahre 1984 nah-
men somit insgesamt 56 789 junge Menschen an 
berufsvorbereitenden Maßnahmen teil und 
108 387 junge Menschen traten in Maßnahmen 
zur beruflichen Fortbildung, Umschulung oder 
betrieblichen Einarbeitung ein. Wird die Zahl 
der zum Stichtag Ende Dezember 1984 in ABM 
beschäftigten jungen Menschen von 25 097 hin-
zugerechnet, die wegen der unterschiedlich lan-
gen Verweildauer der Teilnehmer in ABM nur 
eine Mindestteilnehmerzahl darstellt, dann er

-

gibt sich eine Gesamtteilnehmerzahl an den ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz von mindestens 
190 000. Dies unterstreicht die Bedeutung der ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen der Bundes-
anstalt für Arbeit bei der Bewältigung der Ein-
trittsprobleme junger Menschen in das Berufsle-
ben. Aufgrund bisheriger Daten des Jahres 1985 
ist für 1985 beziehungsweise das Berichtsjahr 
1984/85 mit einer weiter steigenden Gesamtteil-
nehmerzahl zu rechnen. 

3. Die Zahl der in ABM beschäftigten Arbeitneh-
mer, die vorher Leistungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz bezogen haben, wird statistisch 
nicht erfaßt. 

4. Im Programm für die Förderung der Berufsaus-
bildung von benachteiligten Jugendlichen des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
(Benachteiligtenprogramm) wurden 1983/84 
10 588 Teilnehmer ausgebildet. Folgende Teil-
nehmerstruktur war festzustellen: 

Teilnehmer im Benachteiligtenprogramm 

Insge- davon 

Männer Frauen samt 

Unter 20 Jahre 	 7 665 5 169 2 496 
20 bis unter 
25 Jahre 	 2 873 1 952 921 
über 25 Jahre 	 60 51 9 

zusammen 	 10 598 7 172 3 426 

Zum „Einmaligen Sonderprogramm zur Gewin-
nung von über- oder außerbetrieblich organisier-
ten Ausbildungsplätzen" der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft sowie für Arbeit und 
Sozialordnung liegen keine Erhebungen über 
die Altersstruktur der Jugendlichen vor. Die 
Bundesregierung geht jedoch davon aus, daß die 
Teilnehmer in der Regel unter 20 Jahre alt sind. 
Rund zwei Drittel von ihnen waren Mädchen. 

An Bildungsmaßnahmen nach dem Bildungsbei-
hilfengesetz vom 3. Juni 1982 in der Fassung 
vom 24. Mai 1984 haben 1984 monatlich durch-
schnittlich 4 510 Jugendliche, darunter 2 097 
Frauen unter 22 Jahren (eine weitere Aufteilung 
nach dem Alter ist nicht möglich) teilgenommen; 
1984 wurden insgesamt 14 439 Jugendliche mit 
Bildungsbeihilfen gefördert (Aufteilung nach 
dem Geschlecht nicht möglich). 

5. In einem im Jahr 1984 angelaufenen Bundesju-
gendplanprogramm der Jugendsozialarbeit für 
Jugendliche ohne Ausbildungs- oder Arbeits-
platz werden die Möglichkeiten qualifizierter in-
dividueller Beratung und Betreuung intensi-
viert. Die Zusammenarbeit der in der Region 
vorhandenen, für diesen Personenkreis tätigen 
Einrichtungen wird gezielt gefördert. Die Maß-
nahmen dienen der Heranführung an Ausbil-
dung und Beruf und dem Durchhalten begonne-
ner Aktivitäten. Die Förderung erfolgt modell- 
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weise und setzt voraus, daß sie sich auf das 
ganze Bundesgebiet erstreckt, da nach dem Ju-
gendwohlfahrtsgesetz die Länder und Gemein-
den primär zuständig sind. 

Darüber hinaus fördert die Bundesregierung in 
den Bundesjugendplanprogrammen „Politische 
Bildung" und „Jugendverbände" bestimmte, auf 
diesen Personenkreis ausgerichtete Maßnah-
men der Jugendarbeit. Auch in den übrigen Fel-
dern der außerschulischen Jugendarbeit, zum 
Beispiel im Bereich der sportlichen und der kul-
turellen Jugendbildung, bemühen sich die Trä-
ger in wachsendem Maße darum, arbeitslose Ju-
gendliche einzubeziehen. 

Der Bundesjugendplan ist ausschließlich auf die 
Altersstufen bis zu 25 Jahren ausgerichtet. Ge-
naue Teilnehmerzahlen und Aufschlüsselungen 
nach der Beteiligung der Geschlechter liegen 
nicht vor. Jedoch sind mehrere Maßnahmen aus-
schließlich auf junge Mädchen ohne Ausbildung 
und Beruf konzentriert. 

6. Die Zahl der Fälle, in denen nach den §§ 18 bis 20 
des Bundessozialhilfegesetzes Hilfe zur Arbeit 
gewährt worden ist, wird statistisch nicht erho-
ben. 

Es liegen auch keine Zahlenangaben darüber 
vor, wie viele Jugendliche gegenwärtig derartige 
Hilfen erhalten. 

Im Rahmen der Eingliederungshilfe für Behin-
derte erhielten im Jahr 1983 2 575 jugendliche 
Behinderte unter 25 Jahren, darunter 971 Mäd-
chen und 1 604 junge Männer, Hilfe zur Berufs-
ausbildung, Fortbildung und Arbeitsplatzbe-
schaffung. Von diesen entfielen 473 beziehungs-
weise 790 auf die Altersgruppe der 21- bis 25jäh-
rigen. 

7. Entsprechende Angaben für die Sonderpro-
gramme der Länder liegen der Bundesregierung 
nicht vor. Die von den hierfür zuständigen Lan-
desbehörden dem Bund zur Verfügung gestell-
ten Informationen finden Eingang in den jährli-
chen Berufsbildungsbericht. Daraus sind jedoch 
die gewünschten Einzelangaben zur Altersstruk-
tur und zum Geschlecht nicht entnehmbar. 

2. a) Wieviel kosten den Bund die oben genannten 
Maßnahmen an finanzieller Beihilfe für die 
Jugendlichen, an finanziellen Zuwendungen 
für die Träger der Maßnahmen (aufgeschlüs

-

selt nach Investitionen und Zuschüssen zur 
laufenden Arbeit)? 

Im Haushaltsjahr 1984 sind für die nachstehend ge-
nannten Maßnahmen zugunsten von Jugendlichen 
folgende Beträge ausgegeben worden (Ist-Ausga-
ben): 

Bundes

-

haushalt 

Haushalt 
der Bundes

-

anstalt für 
Arbeit 

in Mio. DM 

Berufsvorbereitende 
Maßnahmen 
(ohne MBSE) 1) 	 — 264,4 

Maßnahmen zur Berufs- 
vorbereitung und sozia- 
len Eingliederung junger 
Ausländer (MBSE) 	 10,4 2 ) 50,1 

Bildungsmaßnahmen für 
arbeitslose Jugendliche 
nach dem Bildungsbeihil- 
fengesetz 	 63,4 — 

Programm für die Förde- 
rung der Berufsausbil- 
dung von benachteiligten 
Jugendlichen (Benachtei- 
ligtenprogramm) 	 162,3 — 

Einmaliges Sonderpro- 
gramm zur Gewinnung 
von über- oder außerbe- 
trieblich organisierten 
Ausbildungsplätzen 
(Einmaliges Sonderpro- 
gramm) 	  66,1 — 

Bundesjugendplan 
(Programm Jugendsozial- 
arbeit) 	  9,0 — 

1) Ohne entsprechende Aufwendungen für Behinderte. 
2) Außerdem beteiligen sich die Länder mit 6,2 Mio. DM 

an den Kosten für MBSE. 

Eine weitergehende Aufteilung der Kosten ist nicht 
möglich. 

Für das Jahr 1985 wurden folgende Mittel bereitge-
stellt (Soll-Zahlen): 
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Bundes

-

haushalt 

Haushalt 
der Bundes

-

anstalt für 
Arbeit 

in Mio. DM 

Berufsvorbereitende 
Maßnahmen 
(ohne MBSE) 1 ) 	 — 294,0 

MBSE 	  13,6 65,3 2 ) 

Bildungsmaßnahmen 
nach dem Bildungs- 
beihilfengesetz 	 96,37) — 

Benachteiligten- 
programm 	 256,0 — 

Einmaliges 
Sonderprogramm 	 69,0 — 

Bundesjugendplan 
(Programm Jugend- 
sozialarbeit) 	 9,0 — 

1) Ohne entsprechende Aufwendungen für Behinderte 
2) Ohne Erstattungen von Bund und Ländern 
3) Einschließlich 25 Mio. DM aus dem Ausgabenrest des 

Vorjahres; 1,3 Mio. DM Mittel des EG-Sozialfonds 

Bei den Maßnahmen der beruflichen Fortbildung 
(einschließlich Maßnahmen nach § 41a AFG), der 
beruflichen Umschulung und Einarbeitung erfolgt 
keine nach Maßnahmearten, Alter und Geschlecht 
getrennte Kostenerfassung. Für alle Altersgruppen 
wurden 1984 aus dem Haushalt der Bundesanstalt 
für Arbeit insgesamt folgende Beträge ausgegeben: 

Unterhaltsgeld an Teilnehmer 1 784,2 Mio. DM 
Sachkosten Fortbildung 	806,5 Mio. DM 
Sachkosten Umschulung 	444,3 Mio. DM 
Einarbeitungszuschüsse 	122,7 Mio. DM 

Wird unterstellt, daß sich die Sachkosten gleichmä-
ßig auf die 1984 eingetretenen Teilnehmer verteilen 
und daß das durchschnittliche Unterhaltsgeld und 
der Einarbeitungszuschuß für Teilnehmer unter 25 
Jahren wegen niedrigerer Bemessungsgrundlagen 
um 25% unter dem Durchschnitt liegen, dann lassen 
sich die auf die unter 25jährigen entfallenden Ko-
sten der beruflichen Fortbildung, Umschulung und 
Einarbeitung überschlägig auf rund 850 Mio. DM 
beziffern. 

Bei den Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung er-
folgt ebenfalls keine nach Alter und Geschlecht ge-
trennte Kostenerfassung. Insgesamt wurden 1984 
aus dem Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
1 723,6 Mio. DM und aus dem Bundeshaushalt 36,6 
Mio. DM für ABM ausgegeben. Nach überschlägi-
ger Schätzung entfallen davon auf Jugendliche un-
ter 25 Jahre rund 500 Mio. DM. 

Von den Ausgaben aufgrund des Bildungsbeihilfen-
gesetzes entfallen 35,1 Mio. DM auf die an die Ju-
gendlichen gezahlten Beihilfen für den Lebensun-
terhalt und die Ausbildung sowie 28,3 Mio. DM auf 
die den Bildungsträgern erstatteten Maßnahmeko

-

sten (Ausbildungspersonal, Sach- und Verwaltungs-
kosten). 

Im übrigen ist eine weitergehende Aufteilung der 
Kosten nicht möglich. Bei den Ausbildungsmaßnah-
men in überbetrieblichen Einrichtungen im Rah-
men des Benachteiligtenprogramms und des Ein-
maligen Sonderprogramms werden an die Träger 
der Bildungsmaßnahmen Zuschüsse für die Ausbil-
dungsvergütung, das Ausbildungspersonal und für 
Sach- und Verwaltungskosten gezahlt. Es kann in 
überschlägiger Rechnung davon ausgegangen wer-
den, daß im Benachteiligtenprogramm im Durch-
schnitt der Maßnahmen ein knappes Drittel und im 
Einmaligen Sonderprogramm zwei Fünftel bis die 
Hälfte der Aufwendungen auf Ausbildungsvergü-
tungen entfallen. Den verbleibenden Anteil erhal-
ten die Träger als Zuschuß zu den sonstigen ausbil-
dungsbedingten Kosten (Ausbildungspersonal, son-
stige laufende Ausbildungskosten, Prüfungskosten, 
Verwaltungskosten), wobei die Unterschiede in den 
Kostenanteilen darauf beruhen, daß im Benachtei-
ligtenprogramm im Hinblick auf den geförderten 
Personenkreis mehr Personalkosten für Ausbilder, 
Stützlehrer und Sozialpädagogen notwendig sind. 
Investitionen wurden nach diesem Programm nicht 
gefördert. 

b) Welchen finanziellen Anteil an den Maßnah-
men haben 

— die Wirtschaftsunternehmen, 

— die Jugend- und Wohlfahrtsverbände, auf-
geschlüsselt nach den Trägergruppen: 
Diakonisches Werk, Caritas-Verband, Ar-
beiterwohlfahrt, Internationaler Bund für 
Sozialarbeit/DRK und andere, 

— freie Träger, 

— die Bundesanstalt für Arbeit, 

— der Deutsche Gewerkschaftsbund? 

Es ist statistisch nicht erfaßt worden, wie sich die 
Zuschüsse an die Träger für die Durchführung der 
Maßnahmen auf bestimmte Trägergruppen vertei-
len. 

An den Zuwendungen aus dem Bundesjugendplan 
für Maßnahmen der Jugendsozialarbeit sind die 
vier Trägergruppen (Freie, Evangelische, Katholi-
sche, Sozialistische) zu gleichen Teilen beteiligt. 

c) Das Benachteiligtenprogramm des BMBW 
zur Förderung der Berufsausbildung von Ju-
gendlichen sah für 1984 168 Mio. DM Jahres-
etat vor. Wer nahm diese Gelder in welcher 
Höhe in Anspruch 

— die gewerbliche Wirtschaft, 

— freie Träger, Wohlfahrtsverbände, Ge-
werkschaften, 

— Handwerks- sowie Industrie- und Han-
delskammern? 

Eine detaillierte Zahlenübersicht über die Inan

-

spruchnahme der Mittel durch die unterschiedli

-

chen Träger im Jahre 1984 liegt zur Zeit noch nicht 
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vor, da die Erhebung der Daten zum Ausbildungs-
jahr 1984/85 noch nicht abgeschlossen ist. 

Im Ausbildungsjahr 1983/84 wurde etwa die Hälfte 
der in überbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen 
geförderten Auszubildenden von freien Trägern 
(Trägergruppen der Bundesarbeitsgemeinschaft Ju-
gendaufbauwerk: kirchliche Träger, Deutscher Pa-
ritätischer Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes 
Kreuz, Internationaler Bund für Sozialarbeit — Ju-
gendsozialwerk e. V., Arbeiterwohlfahrt sowie ge-
werkschaftliche Träger) ausgebildet, ein Drittel von 
Trägern aus dem Bereich der Wirtschaft, insbeson-
dere aus dem Bereich der Handwerks- sowie der 
Industrie- und Handelskammern. Die restlichen 
rund 15% der Teilnehmer befanden sich in Ausbil-
dungsmaßnahmen von kommunalen Trägern. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die Förder-
mittel entsprechend der Teilnehmerzahl in An-
spruch genommen worden sind. 

Aus dem Programm werden keine betrieblichen 
Ausbildungsmaßnahmen bezuschußt, sondern aus

-

schließlich Ausbildungsmaßnahmen in überbetrieb

-

lichen Einrichtungen sowie zusätzliche Stützmaß-
nahmen während einer betrieblichen Ausbildung. 
Daher werden — mit geringen Ausnahmen im Be-
reich der ausbildungsbegleitenden Hilfen — keine 
Zuschüsse an die gewerbliche Wirtschaft geleistet. 

d) Wie hoch ist der Anteil der Weitervermitt-
lung von Jugendlichen aus den oben genann-
ten Maßnahmen 

— in eine Erwerbsarbeitsstelle, 

— in einen Ausbildungsplatz, aufgeschlüs-
selt nach dem Geschlecht und der Natio-
nalität? 

— Die Teilnehmer an berufsvorbereitenden Maß-
nahmen, die im Berichtszeitraum Oktober 1983 
bis September 1984 eine von der Bundesanstalt 
für Arbeit geförderte Maßnahme bis zum Ab-
schluß besucht hatten, konnten nach Beendi-
gung der Maßnahme zu folgenden Anteilen in 
eine Arbeits- oder Berufsausbildungsstelle ein-
münden: 

Art der Maßnahme 

Arbeitsstelle Berufsausbildungsstelle 

männlich weiblich männlich weiblich 
% % %) 

Bereich Berufsberatung 

Grundausbildungslehrgang 	  13,9 9,6 57,1 63,5 

Förderungslehrgang 	  7,1 13,1 62,3 45,5 

Lehrgang zur Verbesserung der Eingliederungsmöglich- 
keiten für behinderte Jugendliche 	  22,3 22,7 19,0 11,5 

Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und sozialen Ein- 
gliederung junger Ausländer (MBSE) 	  25,1 22,3 18,1 9,5 

Bereich Arbeitsvertnittlung und Arbeitsberatung 

Maßnahmen zur Vermittlung/ Erweiterung beruflicher 
Kenntnisse 	  30,4 30,3 11,2 12,5 

Arbeiten und Lernen 	  17,7 14,8 10,5 14,7 

Maßnahmen zur Eingliederung ausländischer junger 
Arbeitsloser 1 ) 	  19,8 (10,0) 16,0 (—) 

1 ) Aussagefähigkeit der in Klammern gesetzten Werte wegen geringer Fallzahl eingeschränkt. 

Weitere Einzelheiten zur Einmündung der Teil-
nehmer nach Beendigung der Maßnahmen erge-
ben sich aus den Anlagen 1 und 2. 

Für eine Unterscheidung nach der Nationalität 
der Teilnehmer liegen keine statistischen Daten 
vor. 

Einmündungen von Teilnehmern an Maßnah-
men zur beruflichen Fortbildung, Umschulung 
und Einarbeitung lassen sich aus der Teilneh-
merstatistik nicht ermitteln. 

— Es gibt keine gesonderte Verbleibsuntersuchung 
für Jugendliche nach Abschluß einer Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahme, ausgenommen für die 

vorgenannte Maßnahme „Arbeiten und Lernen". 
Nach einer Untersuchung des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung mündet unge-
fähr die Hälfte aller Teilnehmer an Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen innerhalb eines über-
schaubaren Zeitraums (ca. sechs Monate) in 
eine dauerhafte, nichtgeförderte Beschäftigung. 

— Es ist das Ziel des Benachteiligtenprogramms, 
daß die Jugendlichen möglichst nach dem ersten 
Jahr in eine betriebliche Ausbildung übergehen. 
Angesichts der angespannten Ausbildungsplatz-
situation ist zur Zeit die Verweilquote in der 
überbetrieblichen Ausbildungsstätte nach dem 
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ersten Ausbildungsjahr von 49% (1982) auf 72,5% 
(1984) angestiegen. 

Im Herbst 1984/Frühjahr 1985 hat der erste grö-
ßere Jahrgang, der im Rahmen des Benachtei-
ligtenprogramms seine gesamte Ausbildung ab-
solvierte, die überbetrieblichen Ausbildungsstät-
ten verlassen. Zur Zeit liegen noch keine Zahlen 
darüber vor, wie viele Jugendliche einen Ar-
beitsplatz gefunden haben. Eine entsprechende 
Untersuchung hierzu wurde inzwischen in Auf-
trag gegeben. 

— Über eine Weitervermittlung von Jugendlichen 
aus dem „Einmaligen Sonderprogramm zur Ge-
winnung von über- oder außerbetrieblich organi-
sierten Ausbildungsplätzen" der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft sowie für Arbeit 
und Sozialordnung vom 27. Oktober 1983 in eine 
Arbeitsstelle können keine Angaben gemacht 
werden, da das Programm noch läuft. Die Über-
leitung auf einen betrieblichen Ausbildungsplatz 
ist — angesichts der angespannten Ausbildungs-
stellensituation — nur in wenigen Fällen gelun-
gen. 

e) Wie bewertet die Bundesregierung die be-
rufsvorbereitenden Maßnahmen der Berufs-
beratung aufgrund der nun vorliegenden Da-
ten, nachdem rund 50 % dieser Jugendlichen 
unversorgt, d. h. ohne einen Ausbildungsplatz 
oder Arbeitsplatz blieben? 

Die Bundesregierung bewertet die berufsvorberei-
tenden Maßnahmen positiv. Sie leisten eine för-
dernde Hilfe in Problemsituationen, die individuell 
bedingt sein können, aber ihre Ursache häufig auch 
in der Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
und Arbeitsmarkt haben. Der Erfolg der Teilnahme 
an berufsvorbereitenden Maßnahmen kann nicht 
ausschließlich daran gemessen werden, ob der Ju-
gendliche unmittelbar im Anschluß an den Lehr-
gang einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz erhalten 
hat. Die engagierte Tätigkeit der Ausbilder, Lehrer 
und Sozialpädagogen in diesen Maßnahmen trägt 
dazu bei, daß die Wettbewerbsfähigkeit der Teilneh-
mer auf dem Arbeitsmarkt erhalten oder verbessert 
wird. Das Aufholen schulischer Defizite sowie die 
Persönlichkeitsstabilisierung sind ebenfalls wich-
tige Ziele, deren Erreichen jedoch schwerer fest-
stellbar ist, da sich solche Veränderungen einer 
Messung häufig entziehen. 

Bei der Bewertung der berufsvorbereitenden Maß-
nahmen sind die Zielsetzung und die Zielgruppe 
jeder Maßnahmeart gesondert zu berücksichtigen: 

Grundausbildungslehrgänge haben die Aufgabe, bei 
einem vorübergehenden Engpaß in bestimmten Be-
reichen des Ausbildungsstellenmarktes den Teil-
nehmern eine überbrückende berufszielgerichtete 
Vorbereitung — auch in mehreren Berufsfeldern — 
zu bieten. Damit sollen sowohl die Motivation der 
Betroffenen für eine berufliche Ausbildung als auch 
ihre Wettbewerbsfähigkeit erhalten bleiben bezie-
hungsweise gefestigt werden. Nach Auffassung der 
Bundesregierung ist in diesem Zusammenhang po

-

sitiv zu werten, daß die Bundesanstalt für Arbeit in 
derartige Lehrgänge künftig vermehrt informa-
tions- und kommunikationstechnische Bildungsin-
halte einbeziehen will. 

Förderungslehrgänge dienen sowohl der berufs-
orientierten Qualifizierung als auch der Stabilisie-
rung der Jugendlichen. Dabei liegt der Schwer-
punkt der Bemühungen im Aufbau einer dauerhaf-
ten, tragfähigen und umsetzbaren Lern- und Lei-
stungsmotivation. 

Lehrgänge zur Verbesserung der Eingliederungs-
möglichkeiten sollen Behinderten, die für eine Aus-
bildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
(einschließlich Ausbildungsregelung für Behinder-
te) nicht in Betracht kommen — durch die Auf-
nahme in eine Werkstatt für Behinderte jedoch un-
terfordert wären —, auf eine Arbeitnehmertätigkeit 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereiten. 

Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und sozialen 
Eingliederung junger Ausländer — MBSE — haben 
die Aufgabe, die berufliche und soziale Eingliede-
rung junger Ausländer zu fördern mit dem Ziel, vor-
rangig die Möglichkeit der Aufnahme eines Ausbil-
dungsverhältnisses sowie ihre gesellschaftliche 
Handlungsfähigkeit zu verbessern. Zur Erreichung 
des Ziels ist die Vermittlung berufsbezogener 
Kenntnisse und Fertigkeiten sowie sprachlicher 
und allgemeinbildender Inhalte unter Einbeziehung 
sozialpädagogischer Angebote und Begleitung er-
forderlich. 

In den Zusammenhang mit der „Bewertung" berufs-
vorbereitender Maßnahmen, die vordergründig den 
„Wert" mehr an der beruflichen Einmündung mißt, 
sind mit einzubeziehen 

— der Wechsel in andere berufsvorbereitende Maß-
nahmen: 
1983/84: Grundausbildungslehrgang 0,9 %, Förde-
rungslehrgang 7,6 %, Lehrgang zur Verbeserung 
der Eingliederungsmöglichkeiten 18,7 %, MBSE 
14,6 % der Absolventen, 

— das vorzeitige Verlassen der Maßnahme: 
1983/84: Grundausbildungslehrgang 20,6 %, För-
derungslehrgang 12,8 %, Lehrgänge zur Verbes-
serung der Eingliederungsmöglichkeiten 13,3 %, 
MBSE 12,7 % der Teilnehmer. 

Hierzu gibt eine Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung einen Ein-
blick in die Gründe für den Abbruch: 43 % hatten 
eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle gefunden, 
15% gaben gesundheitliche Gründe an, bei 14 % 
entsprach der Lehrgang nicht den Vorstellungen 
und Erwartungen, 10 % hatten Schwierigkeiten 
mit Ausbildern oder anderen Teilnehmern ge-
habt. 

— der weitere Verbleib in der Maßnahme (siehe 
hierzu Antwort zu Frage I. 2 f). 

f) Hat die Bundesregierung die Zahl über den 
Anteil der „Wiederholer" oder über den wei-
teren beruflichen Werdegang, und wie beur- 
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teilt sie die Langzeitwirkung der genannten 
Maßnahmen? 

Von den Teilnehmern an berufsvorbereitenden 
Maßnahmen im Berichtsjahr 1983/84, die die Maß-
nahme bis zum Abschluß besucht haben, haben die 
gleiche Maßnahmeart wiederholt: 

Grundausbildungslehrgang 0,8 % der Teilnehmer 

Förderungslehrgang 	1,2% der Teilnehmer 

Lehrgang zur Verbesserung 
der Eingliederungs

-

möglichkeiten 	5,2 % der Teilnehmer 

MBSE 	 0,5% der Teilnehmer 

Vermittlung/Erweiterung 
beruflicher Kenntnisse 	1,7 % der Teilnehmer 

Arbeiten und Lernen 	8,5% der Teilnehmer 

Der Verbleib der Teilnehmer wird allerdings ledig-
lich nach Abschluß der Maßnahme statistisch fest-
gehalten. Der „weitere berufliche Werdegang" er-
gibt sich dagegen nur aus einer Reihe von Ver-
bleibs- und Evaluationsstudien, die vom und im 
Auftrag des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung für verschiedene Maßnahmearten und 
Abschlußj ahre durchgeführt wurden beziehungs-
weise werden, so zum Beispiel für den MBSE-Teil-
nehmerjahrgang 1981/82. 

Die bisherigen Untersuchungsergebnisse lassen zu-
sammenfassend die Aussage zu, daß unter Berück-
sichtigung der Konzentration von Defiziten beim 
Teilnehmerkreis die Maßnahmen neben dem nach-
gewiesenen beruflichen Erfolg eine stabilisierende 
Wirkung für den weiteren Berufsweg hatten. 

g) Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse 
darüber vor, in welchem Zeitraum welche Ju-
gendlichen, die nach solchen Maßnahmen ei-
nen Ausbildungs- oder Erwerbsarbeitsplatz 
gefunden haben, wieder erwerbsarbeitslos 
geworden sind? 

Gesicherte Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung hierüber nicht vor. 

3. Ermittelt die Bundesregierung Daten über Ju-
gendliche in schulischen berufsvorbereitenden 
Maßnahmen über die Kultusministerkonferenz 
bzw. über die Bund-Länder-Kommission, und 
wenn ja, wie viele Jugendliche, aufgeschlüsselt 
nach dem Geschlecht und der Nationalität, be-
finden sich bundesweit in 

— berufsvorbereitenden Schuljahren, 

— in berufsgrundbildenden Schuljahren, 

— einjährigen Berufsfachschulen, 

— zweijährigen Berufsfachschulen, 

— schulischen vollqualifizierenden Berufsaus-
bildung? 

Daten über Jugendliche in schulischen berufsvorbe

-

reitenden Maßnahmen in der Bundesrepublik 

Deutschland werden vornehmlich von der Kultus-
ministerkonferenz der Länder, vom Statistischen 
Bundesamt sowie vom Bundesinstitut für Berufsbil-
dung veröffentlicht. Die nachstehende Zusammen-
fassung stützt sich — wegen der erforderlichen Auf-
schlüsselung der Daten nach Geschlecht und Natio-
nalität — auf die jeweils im Text angegebenen 
Quellen. 

1. Maßnahmen zur Berufsvorbereitung 
(Berufsvorbereitungsjahr — BVJ —) 

Nach Erhebungen des Bundesinstituts für Berufs-
bildung befanden sich im Schuljahr 1983/84 insge-
samt 47 253 Schüler im Berufsvorbereitungsjahr, 
davon 26 387 männliche und 20 866 weibliche Schü-
ler. Von den insgesamt 47 253 Schülern waren 9 897 
Ausländer (ohne Bayern und Rheinland-Pfalz, von 
denen Angaben nicht vorliegen); wie viele ausländi-
sche Schüler männlich oder weiblich waren, läßt 
sich nicht sagen, da nicht aus allen Ländern Anga-
ben darüber vorhanden sind. 

Nach Nationalitäten hat das Statistische Bundes-
amt an Vollzeitschülern in Berufsschulen (das sind 
Schüler im schulischen Berufsgrundbildungsjahr 
und im Berufsvorbereitungsj ahr) ausgewiesen 
(Fachserie 11, Reihe 2, Berufliches Schulwesen 
1983): Aus a) Europa: 15 543; b) Afrika: 285; c) Ame-
rika: 85; d) Asien: 428; e) Australien/Ozeanien: 2; 
f) Sonstige (unter anderem Staatenlose): 228. Von 
den Europäern stammten unter anderem aus der 
Türkei 11415, aus Italien 1369, aus Jugoslawien 728, 
aus Griechenland 779 und aus Spanien 459. 

Im Schuljahr 1984/85 befanden sich im Bundesge-
biet insgesamt 41 675 Schüler im Berufsvorberei-
tungsjahr, darunter 21312 männliche und 18707 
weibliche Schüler 1 ). Unter diesen Schülern waren 
9 281 Ausländer, und zwar 5 569 männliche und 3 712 
weibliche Schüler. 

Angaben über die Aufschlüsselung der ausländi-
schen Schüler nach Herkunftsländern liegen für 
das Schuljahr 1984/85 noch nicht vor. 

2. Schulisches Berufsgrundbildungsjahr 

Im Schuljahr 1983/84 besuchten nach Angaben des 
Bundesinstituts für Berufsbildung insgesamt 86082 
Schüler ein schulisches Berufsgrundbildungsjahr, 
davon 55 552 männliche und 30 530 weibliche Schü-
ler. Von den insgesamt 86 082 Schülern waren — 
ohne Bayern und Rheinland-Pfalz, die darüber 
keine Angaben machen konnten — 4476 Ausländer; 
der Anteil der männlichen ausländischen Schüler 
lag — ohne Hamburg, von wo nach Geschlechtern 
unterteilte Angaben nicht vorliegen — bei 2 842 
Schülern, der der weiblichen Schüler bei 1393. We-
gen der Aufteilung nach Nationalitäten wird auf die 
vorstehenden Angaben zum Berufsvorbereitungs-
jahr hingewiesen. 

1 ) Eine vollständige Untergliederung dieser Daten ist we

-

gen fehlender Angaben eines Landes nicht möglich. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/4120  

Nach bisher noch nicht veröffentlichten Erhebun-
gen des Bundesinstituts für Berufsbildung betrug 
die Zahl der Schüler im schulischen Berufsgrund-
bildungsjahr im Schuljahr 1984/85 insgesamt 84 986 
Schüler, darunter 53 245 männliche und 30 099 weib-
liche Schüler 1 ). Unter den Schülern des Berufs-
grundbildungsjahres waren 4 692 ausländische 
Schüler, davon 3 091 männliche und 1 601 weibliche. 

3. Berufsfachschulen 

Im Jahr 1983 besuchten insgesamt 405 590 Schüler 
Berufsfachschulen. Davon waren 136 577 männliche 
und 269 013 weibliche Schüler. Der Anteil der Aus-
länder lag bei 18 684 Schülern. Von den ausländi-
schen Schülern waren nach dem Herkunftsgebiet 
Schüler aus a) Europa: 16 846; b) Afrika: 330; 
c) Amerika: 393; d) Asien: 815; e) Australien/Oze-
anien: 13; f) Sonstige: 287. Von den Europäern 
stammten unter anderem Schüler aus der Türkei 
7 732, aus Italien 2 202, aus Jugoslawien 1902, aus 
Griechenland 1 686 und aus Spanien 1015. Die vor-
liegenden statitischen Unterlagen unterscheiden 
nicht nach ein- und zweijährigen Berufsfachschu-
len und nach schulischer, vollqualifizierender Be-
rufsausbildung, sondern enthalten nur zusammen-
gefaßte Angaben über die Zahl von Schülern aller 
Berufsfachschulen. 

Zahlen für 1984 stehen gegenwärtig noch nicht zur 
Verfügung. 

4. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über Aktivitäten der gewerblichen Wirt-
schaft in Richtung eines eigenen Angebotes 
berufsvorbereitender oder berufspraktischer 
Jahre, Jahre mit dem Versprechen der mögli-
chen späteren Übernahme in Ausbildungsver-
hältnisse, vor, und wenn ja, 

a) welche und wieviel solcher Maßnahmen lau-
fen ohne staatliche Subvention, wieviel wer-
den subventioniert, 

b) welchen Eigenanteil haben die Arbeitgeber 
im Durchschnitt aufzubringen, 

c) welche Angebote werden den Jugendlichen 
zu welchen finanziellen Bedingungen ge-
macht, 

d) wie tritt hier das Problem der ungleichen 
Verteilung zwischen Mann und Frau zutage, 

e) wie viele Jugendliche sind bisher erfaßt wor-
den, 

f) wie hoch ist die Zahl der Übernahme der 
Jugendlichen 

— in einen Arbeitsplatz, 

— in eine Kursausbildung, 

— in eine Vollzeitausbildung von mindestens 
drei Jahren? 

Die Wirtschaft hat in den zurückliegenden Jahren 
große Anstrengungen zur Ausbildung junger Men

-

schen unternommen. Das Ausbildungplatzangebot 

1 ) siehe Fußnote 1 von S. 10 

wurde von 1972 bis 1984 um fast eine halbe Million 
ausgeweitet (Ende 1984 insgesamt 1,8 Mio. Ausbil-
dungsverhältnisse). 

Die Wirtschaft führt vielfältige und zahlreiche Maß-
nahmen zur Berufsvorbereitung und zur berufli-
chen Eingliederung arbeitsloser Jugendlicher sowie 
Sondermaßnahmen für ausländische Jugendliche 
und für behinderte Jugendliche durch. 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA) hat die Betriebe, die Bildungs-
werke der Wirtschaft und ihre Mitgliedsverbände 
aufgefordert, im Hinblick auf die hohe Zahl jünge-
rer Arbeitsloser zusätzliche Bildungskapazitäten 
zur Verfügung zu stellen. Damit soll das vorhan-
dene Angebot an Bildungsmaßnahmen ergänzt wer-
den. Zielgruppe sind vor allem Arbeitslose über 
18 Jahre, die nicht oder noch nicht für eine Berufs-
ausbildung in Betracht kommen. 

Weder die Bundesregierung noch die Spitzenver-
bände der Wirtschaft verfügen jedoch über ein In-
formationssystem, das eine umfassende Darstel-
lung oder eine statistische Erfassung solcher Akti-
vitäten ermöglicht. Deshalb können die gewünsch-
ten Informationen allenfalls aus Einzelmaßnahmen 
exemplarisch abgeleitet werden. Anhaltspunkte er-
geben sich auch aus der Statistik der abgeschlosse-
nen berufsvorbereitenden Maßnahmen der Bundes-
anstalt für Arbeit. Danach sind in der Zeit vom 
1. Oktober 1983 bis 30. September 1984 von insge-
samt 2 411 berufsvorbereitenden Lehrgängen 725 
(30,1 %) in Betrieben, in der Regel in Betrieben der 
Wirtschaft, durchgeführt worden. 

Nach Angaben der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände ist das von den Spitzen-
verbänden der Wirtschaft entwickelte berufsprakti-
sche Jahr die quantitativ bedeutsamste Maßnahme. 
In ihrem Jahresbericht 1984, S. 51, teilt sie darüber 
folgendes mit: 

„Die im vergangenen Jahr (1983) gestartete Initia-
tive der Wirtschaft gegen die Jugendarbeitslosig-
keit wird schrittweise umgesetzt. Einige Bildungs-
werke der Wirtschaft und regionale Arbeitgeberver-
bände sind davon besonders beteiligt. Das Bildungs-
werk der bayerischen Wirtschaft organisiert flä-
chendeckend rund 110 Maßnahmen mit rund 2 000 
Teilnehmern. Die Bildungswerke in Niedersachsen 
und Hessen führen Maßnahmen für jeweils gut 200 
Teilnehmer durch. Darüber hinaus wird das Berufs-
praktische Jahr von den Bildungswerken in Berlin 
und Baden-Württemberg sowie dem Arbeitgeber-
verband Minden-Lübbecke durchgeführt. Das Ge-
samtangebot an Maßnahmen zur beruflichen Inte-
gration jüngerer Arbeitsloser konnte mit dem Be-
rufspraktischen Jahr ausgeweitet werden. 

Trotz intensiver, in Zusammenarbeit mit den Ar-
beitsämtern erfolgter Teilnehmerwerbung konnten 
allerdings nicht alle angebotenen Plätze besetzt 
werden. Dagegen berichten die beteiligten Betriebe, 
daß sich die Teilnehmer sehr motiviert und lei-
stungsbereit zeigen. Eine sozialpädagogische Stüt-
zung ist jedoch in vielen Fällen erforderlich, um 
auftretende „Ermüdungserscheinungen" aufzufan- 
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gen. Bereits während der einzelnen Maßnahmen 
wechselt ein beachtlicher Teil der geförderten Ar-
beitslosen in ein Arbeitsverhältnis. Auch der Über-
gang in die duale Ausbildung findet in einer beacht-
lichen Zahl von Fällen statt. Für deutlich mehr als 
die Hälfte der Teilnehmer bewirkte das Berufs-
praktische Jahr den gelungenen (Wieder-)Einstieg 
in das Arbeitsleben." 

Nach einem Bericht über das Berufspraktische 
Jahr in Bayern (Heinrich Müller, in „Der Arbeitge-
ber", 1985, S. 568 ff.) finden in Bayern etwa 70 bis 
75 % der Teilnehmer einen Arbeits- oder Ausbil-
dungsplatz, nicht wenige davon in ihrem „Prakti-
kums"-Betrieb. Nach dieser Quelle betrug der An-
teil der weiblichen Teilnehmer in Bayern etwa 40 %; 
83,8 % von ihnen haben bereits während des Maß-
nahmejahres einen festen Arbeitsplatz oder einen 
Ausbildungsplatz gefunden gegenüber 69,3 % der 
männlichen Teilnehmer. 

Das Berufspraktische Jahr wird als berufsvorberei-
tende Maßnahme durch die Bundesanstalt für Ar-
beit im Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes 
(§§ 401f. AFG) oder des Bildungsbeihilfengesetzes 
gefördert. Die Teilnehmer erhalten eine Berufsaus-
bildungsbeihilfe, Bildungsbeihilfe oder ein Unter-
haltsgeld. Teilnehmer, die vor Beginn der Maß-
nahme Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe be-
zogen haben, erhalten die Berufsausbildungs- oder 
Bildungsbeihilfe in Höhe des Arbeitslosengeldes 
oder der Arbeitslosenhilfe, wenn diese Leistungen 
höher als die sonst zustehenden Beihilfen für den 
Lebensunterhalt sind. 

Die Träger der Maßnahmen erhalten die für die 
Durchführung notwendigen Sach- und Personalko-
sten erstattet. Ein von der Wirtschaft aufzubringen-
der Eigenanteil verbleibt, zum Beispiel weil die Ju-
gendlichen für die praktische Arbeit im Betrieb 
häufig besondere Zuwendungen erhalten. 

5. Inwieweit konnten die Prognosen der Bundes-
regierung bestätigt werden, daß mit der Novel-
lierung des Jugendarbeitsschutzgesetzes „aus-
bildungshemmende" Gesundheitsschutzbestim-
mungen abgebaut und damit zusätzliche Ausbil-
dungsstellen geschaffen werden konnten, und in 
welchen Berufssparten und für welche Gruppen 
(Männer/Frauen) wurden mehr qualifizierte 
Ausbildungsverhältnisse geschaffen? 

Von einem Abbau notwendiger Gesundheitsschutz-
bestimmungen im Jugendarbeitsschutzgesetz kann 
keine Rede sein. Der besondere Gefahrenschutz Ju-
gendliche und die gesundheitliche Betreuung Ju-
gendlicher aufgrund des Jugendarbeitsschutzgeset-
zes sind unverändert geblieben. Auch der Arbeits-
zeitschutz Jugendlicher ist in seinem Kern voll er-
halten geblieben. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß die Zahl 
der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge im 
Jahre 1984 mit 705 555 größer war als in allen vor-
ausgegangenen Jahren (1983: 676 734; 1982: 631 366, 
1981: 605 636; 1980: 650 000). Im Jahre 1985 ist nach 
den bisher vorliegenden Daten zur Ausbildungs

-

platzsituation mit einer erneuten Steigerung des 
Ausbildungsplatzangebots zu rechnen. Die Bundes-
regierung führt das gestiegene Angebot an Ausbil-
dungsplätzen auf mehrere Ursachen zurück, nicht 
zuletzt auch darauf, daß die Ausbildung Jugendli-
cher in den Betrieben durch die Verordnung zur 
Verbesserung der Ausbildung Jugendlicher vom 
1. August 1983 und das Erste Gesetz zur Änderung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 15. Oktober 
1984 erleichtert und mit den Erfordernissen der 
Praxis in Einklang gebracht worden ist. Wie viele 
Ausbildungsplätze in welchen Berufen durch die 
vorgenannten Rechtsvorschriften zusätzlich zur 
Verfügung gestellt werden konnten, ist statistisch-
repräsentativ nicht zu ermitteln. 

6. Nach welchen Kriterien ermittelt das Institut 
für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) zur 
Zeit Veränderung im Bereich der Stillen Re-
serve (Dunkelziffer)? 

a) Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) versucht, das maximal bei „Hoch-
beschäftigungsbedingungen" auf dem Arbeits-
markt zu beobachtende Potential an Erwerbs-
personen zu erfassen. Dabei geht es dem IAB 
um die Ermittlung derjenigen erwerbslosen Per-
sonen, die nicht als Arbeitslose registriert sind, 
mit deren Beteiligung am Erwerbsleben aber bei 
günstiger Arbeitsmarktlage zu rechnen ist. Die-
ses zusätzliche, statistisch nicht erfaßte Er-
werbslosenpotential, das das IAB als Stille Re-
serve zu quantifizieren versucht, umfaßt nicht 
nur Personen, die ohne Einschaltung des Ar-
beitsamtes zumindest latent auf Arbeitssuche 
und kurzfristig verfügbar sind, die also eine sich 
bietende realistische Beschäftigungschance so-
fort nutzen werden. In der vom IAB geschätzten 
Stillen Reserve sind auch Personen enthalten, 
die sich vom Arbeitsmarkt zurückgezogen oder 
auch die Chance von Alternativrollen genutzt 
haben, die aber sich in Zukunft bietende Er-
werbschancen möglicherweise wieder nutzen 
werden oder müssen. Dabei ist unter Umständen 
die Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt erst 
nach einer gewissen Zeit wieder gegeben. 

b) Das IAB versucht Größe und Struktur der Stil-
len Reserve aus arbeitsmarktbedingten Schwan-
kungen der effektiven alters- und geschlechts-
spezifischen Erwerbsbeteiligung abzuleiten. Da-
bei gelten als Jahre eines hohen Beschäftigungs-
standes, also einer Vollausschöpfung des Er-
werbspersonenpotentials, die Jahre 1961 bis 1965 
sowie 1969 bis 1970. Für die übrigen Jahre wird 
eine Stille Reserve geschätzt, indem einerseits 
die langfristige Entwicklung der Erwerbsbeteili-
gung modellmäßig abgebildet und andererseits 
Vollbeschäftigungsverhältnisse simuliert wer-
den: Je größer dabei der Grad der Unterbeschäf-
tigung, um so höher wird unter sonst gleichen 
Voraussetzungen die Stille Reserve ausgewie-
sen. Soweit möglich, werden die Schätzwerte 
noch zusätzlich anhand von vorliegenden Detail-
informationen auf ihre Plausibilität hin über-
prüft. 
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c) Das methodische Vorgehen des IAB läßt die 
Schätzung der Stillen Reserve und des Erwerbs-
personenpotentials in Anbetracht der Datenlage 
nur mit einem erheblichen time-lag zu. Zur Zeit 
liegen nach Alter, Geschlecht und bei Frauen 
nach dem Familienstand gegliederte Schätzun-
gen der Stillen Reserve nur bis 1982 vor. Für 
neuere Werte der Stillen Reserve greift das IAB 
auf nicht weiter untergliederte Fortschreibun-
gen des Erwerbspersonenpotentials (auf Basis 
1982) zurück. 

d) Bei der Interpretation der Schätzergebnisse des 
IAB sind deren beträchtliche Unsicherheitsmar-
gen zu berücksichtigen. Fehleinschätzungen in 
der Deutung der Erwerbsbeteiligung insgesamt, 
wie auch speziell in den Auswirkungen der je-
weiligen Arbeitsmarktsituation auf das Er-
werbsverhalten, können erhebliche Konsequen-
zen für die errechnete Größenordnung der Stil-
len Reserve haben — verstärkt noch in alters-
und geschlechtsspezifischer Untergliederung. 
Für die weitere Arbeitsmarktentwicklung wich-
tige Fragen, wie zum Beispiel die nach der Qua-
lifikationsstruktur der Stillen Reserve, lassen 
sich mit diesem vorwiegend quantitativ ausge-
richteten Schätzansatz des IAB nicht beantwor-
ten. 

7. Welche Erkenntnisse kann die Bundesregierung 
der Öffentlichkeit nennen bezüglich der Ent-
wicklung der Stillen Reserve 

a) für die Altersgruppe der 20- bis 25jährigen 
und 20jährigen, 

b) für Jugendliche, die noch einen Ausbildungs-
platz suchen, 

c) für zugezogene ausländische Jugendliche 
ohne Arbeitserlaubnis, 

d) für das Problem der ungleichen Verteilung 
zwischen Mann und Frau? 

Wie viele Jugendliche sind bisher erfaßt wor-
den, und wie hoch ist die Zahl der Über-
nahme der Jugendlichen 

— in einem Arbeitsplatz, 

— in eine Kursausbildung, 

— in eine Vollzeitausbildung von mindestens 
drei Jahren? 

Die Bundesregierung weist nachdrücklich darauf 
hin, daß Personen in der sogenannten Stillen Re-
serve grundsätzlich nicht mit den registrierten Ar-
beitslosen gleichzusetzen sind. 

Die Bundesregierung geht ebenso wie ihre Amts-
vorgängerin davon aus, „daß jene Nicht-Erwerbstä-
tigen, die an einer Arbeitsaufnahme ernsthaft inter-
essiert sind, sich beim Arbeitsamt melden" (verglei-
che Ausführungen der damaligen Parlamentari-
schen Staatssekretärin Fuchs beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung in der 32. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 10. April 1981). Wie die 
Bundesregierung bereits in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktion der SPD zur Frauenar-
beitslosigkeit vom 11. Januar 1984 (BT-Drucksache 
10/871) ausgeführt hat, ist sie der Auffassung, daß 

es wegen der Vielzahl der auf das individuelle 
Erwerbsverhalten einwirkenden Faktoren (Bildung, 
Alter, Familienstand, Kinderzahl, Arbeitsbedingun-
gen, Lohnhöhe, Familieneinkommen, Stellung der 
Frau in Beruf und Gesellschaft, Änderung gesell-
schaftlicher Wertvorstellungen) bisher nicht gelun-
gen ist, die tatsächliche Erwerbsbereitschaft der 
Personengruppen mit latenter Arbeitsbereitschaft 
zu präzisieren, geschweige denn, genau zu berech-
nen. Die Bundesregierung kann daher entspre-
chende Zahlen nicht bestätigen. 

Unter diesen grundsätzlichen Vorbehalten gibt die 
Bundesregierung im folgenden die vom Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in der alleini-
gen Verantwortung der Autoren veröffentlichten 
Schätzungen wieder, die ausdrücklich „nicht als 
Auffassungen von Institutionen interpretiert wer-
den" dürfen. 

Nach diesen Schätzungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung, die in differenzierter 
Form zur Zeit nur bis 1982 vorliegen, hat sich die 
Stille Reserve in der Altersgruppe der 20- bis unter 
25jährigen wie folgt entwickelt: 

— Deutsche: 

für Mitte der 70er Jahre beträgt die Schätzung 
rund 80 000 Personen, 
in 1981 gut 100 000, 
in 1982 knapp 150 000 Personen; davon sind 1982 
rund zwei Drittel Frauen. 

— Ausländer: 

bei der Schätzung der Stillen Reserve der Aus-
länder bedient sich das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung einer Hilfskon-
struktion, indem die für die Deutschen ermit-
telte Relation registrierte Arbeitslose zu Stiller 
Reserve auch auf die Ausländer übertragen 
wird. Die rechtlichen Besonderheiten für den 
Arbeitsmarktzugang von Ausländern und die 
Auswirkungen von Wanderungsbewegungen 
bleiben dabei unberücksichtigt. Das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung schätzt auf 
diese Weise für das Jahr 1982 eine Stille Reserve 
von 15 000 Personen an Ausländern dieser Al-
tersgruppe. 

— Detailaussagen für die 20jährigen sind nicht 
möglich. 

Nach den Modellschätzungen des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung wurde der Aufbau 
der Stillen Reserve Anfang der 70er Jahre vorwie-
gend von Frauen getragen. Der Anteil der Frauen 
an der gesamten Stillen Reserve sank dann bis 
Ende der 70er Jahre auf rund 50% und betrug 1982 
rund 55 %. Dem steht ein langfristig steigender An-
teil des weiblichen Erwerbspersonenpotentials am 
gesamten Erwerbspersonenpotential gegenüber. 
1982 betrug dieser Anteil 39% gegenüber 36 % im 
Jahre 1970. 

Die Schätzmethode des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung zur Ableitung der Stillen Re-
serve unterscheidet die Gliederungsmerkmale 
Deutsche, Ausländer, Geschlecht, Fünf-Jahres-Al- 
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tersgruppen, Familienstand bei Frauen. Detailaus-
sagen über einzelne Problemgruppen wie Jugendli-
che, die noch einen Ausbildungsplatz suchen, aus-
ländische Jugendliche ohne Arbeitserlaubnis sowie 
zu der Frage der Übernahme von Jugendlichen aus 
der Stillen Reserve in ein Arbeitsverhältnis, in eine 
Kursausbildung oder in eine Vollzeitausbildung las-
sen sich daraus nicht ableiten. 

8. Welche Auswirkungen zeigen die Änderungen 
des Arbeitsförderungsgesetzes der laufenden 
Wahlperiode und die Haushaltsbegleitgesetze 
1983/84 auf die Entwicklung der Stillen Reserve 
und haben diese Erkenntnisse der Bundesan-
stalt für Arbeit über die Dunkelziffer Auswir-
kungen auf weitere arbeitsmarktpolitische Ent-
scheidungen der Bundesregierung, zum Beispiel 
der Erweiterung des Berechtigtenkreises für 
Umschulungen, Weiterbildung und eine Auswei-
tung des Leistungsbezuges für größere Zielgrup-
pen (Hochschulabsolventen, erwerbsarbeitslose 
junge Frauen und Mütter u. a.)? 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat Auswirkungen 
von AFG-Änderungen auf die Modellschätzungen 
zum Umfang der Personengruppe mit latenter Er-
werbsbereitschaft nicht untersucht. Die Bundesre-
gierung hält es bei der Vielzahl der auf das indivi-
duelle Erwerbsverhalten einwirkenden Faktoren 
auch nicht für möglich, den Einfluß sehr unter-
schiedlicher und differenzierter Rechtsänderungen 
im Arbeitsförderungsgesetz in indirekten modell-
haften Schätzungen zu berücksichtigen. 

Unabhängig von den der Frage zugrundeliegenden 
Überlegungen hat die Bundesregierung bereits 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz die Hil-
fen des AFG zur Wiedereingliederung in das Er-
werbsleben durch stärkere Berücksichtigung von 
Kindererziehungszeiten leichter zugänglich ge-
macht. Frauen oder auch Männer, die wegen der 
Betreuung und Erziehung von Kindern vorüberge-
hend keine Erwerbstätigkeit ausüben, behalten ih-
ren in früherer Erwerbstätigkeit erworbenen An-
spruch auf Fortbildungs- oder Umschulungsförde-
rung für jedes Kind fünf Jahre lang. 

Der Entwurf der Siebten Novelle zum Arbeitsförde-
rungsgesetz enthält weitere Erleichterungen für 
den Zugang zu Bildungsmaßnahmen. Arbeitneh-
mer, die wegen der Erziehung von Kindern zeitwei-
lig aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind und 
wegen fortbestehender häuslicher Bindungen an ei-
ner ganztägigen Bildungsmaßnahme nicht teilneh-
men können, sollen zum Beispiel ein Teilunterhalts

-

geld erhalten können, sofern sie früher beitrags-
pflichtig beschäftigt waren und die Bildungsmaß-
nahme zur Beendigung der Arbeitslosigkeit not-
wendig ist. Bezieher von Arbeitslosengeld oder Ar-
beitslosenhilfe, sofern sie nach dem geltenden § 46 
Abs. 1 AFG die verlangte zweijährige beitrags-
pflichtige Vorbeschäftigungszeit nicht erfüllen, sol-
len künftig während der Teilnahme an einer beruf-
lichen Bildungsmaßnahme einen Anspruch auf ein 
Unterhaltsgeld in Höhe des vorher bezogenen Ar-
beitslosengeldes oder der Arbeitslosenhilfe erhal-
ten. Außerdem soll die Altersgrenze für den Zugang 

zu den Fördermaßnahmen für arbeitslose Jugendli-
che nach dem Bildungsbeihilfengesetz von 22 auf 
25 Jahre heraufgesetzt werden. 

9. Wenn die Bundesregierung darüber keine oder 
nur wenige Erkenntnisse besitzt, was gedenkt 
sie zu tun, um eine angemessene Beobachtung 
und Auswertung der Bewegungen in dieser Dun-
kelzone zu erfassen? 

Die Bundesregierung wird Forschungsarbeiten 
über die Probleme der Messung und Vorausschät-
zung des Erwerbspersonenpotentials weiter beob-
achten. Sie geht davon aus, daß auch die von der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung für dringend 
notwendig gehaltene Volks- und Berufszählung die 
Grundlagen für Schätzungen des Erwerbspersonen-
potentials verbessern wird. 

H.  Zur Berufsunreife und Stigmatisierung der Ju-
gend 

1. Inwieweit liegen der Bundesregierung Erkennt-
nisse darüber vor, wie sich durch die Klassifizie-
rung Jugendlicher durch die Zuweisung in ent-
sprechende berufsvorbereitende Warteschleifen 
die Motivation der Betroffenen zu Arbeit und 
Lernen verändert? 

Die Motivation zu Arbeit und Lernen kann ent-
scheidend verbessert werden, wenn die zu Ausbil-
dung und Beruf hinführende Maßnahme für den 
jungen Menschen zu Erkennnissen seiner individu-
ellen Interessen und beruflichen Möglichkeiten 
führt und er von Fehleinschätzungen der berufli-
chen Gesamtsituation sowie unangebrachten Ge-
fühlen eigenen Versagens freikommt. Diese Erfah-
rungen haben sich bei den sozialpädagogisch be-
gleiteten Angeboten der Jugendsozialarbeit und in 
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen in 
überwiegendem Umfang ergeben, ohne daß genaue, 
allgemein gültige Zahlenangaben gemacht werden 
können. 

Unter den berufsvorbereitenden Maßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit steht nur beim Grundaus-
bildungslehrgang die Überbrückungsfunktion ein-
deutig im Vordergrund, da hier die Notwendigkeit 
zum Versuch eines solchen Lehrgangs vor allem 
von außen — nämlich durch die Situation auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt — bestimmt wird. Hier ist 
es gerade Sinn und Zweck der Lehrgänge, die Moti-
vation der Betroffenen für eine berufliche Ausbil-
dung sowie ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten 
beziehungsweise zu festigen. Daß das Interesse an 
einer Ausbildung während des Besuchs eines 
Grundausbildungslehrgangs erhalten bleibt, zeigt 
nicht zuletzt der relativ hohe Anteil (rund 64 %) von 
Einmündungen in eine betriebliche und schulische 
Ausbildung nach Abschluß der Maßnahme. Ergeb-
nisse einer Untersuchung des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung aus dem Jahre 1979 
haben gezeigt, daß die Prozentsätze der Einmün-
dungen im Vergleich zu der Statistik unmittelbar 
nach Ende der Maßnahmen (30. September) im Ver-
lauf des folgenden Monats noch beträchtlich stei-
gen. 
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2. Inwieweit liegen der Bundesregierung Erkennt-
nisse darüber vor, wie sich die Entlohnung der 
Jugend (Ausbildungsvergütungen, Löhne, Gehäl-
ter) auf die Motivationsstruktur zu Arbeit/Aus-
bildung auswirkt, und wenn die Bundesregie-
rung dazu keine Aussagen machen kann, strebt 
sie eine Untersuchung zu diesem Problembe-
reich an? 

Eigenes Einkommen stellt für junge Menschen die 
Grundlage für eine wirtschaftlich selbständige und 
unabhängige Lebensführung dar. Im Bewußtsein 
der Jugendlichen ist die Ausbildungsvergütung 
meist das erste durch eigene Leistung „verdiente" 
regelmäßige Einkommen. Die Ausbildungsvergü-
tungen wirken sich daher wie auch der Lohn oder 
das Gehalt grundsätzlich positiv auf die Motivation 
zu Ausbildung und Arbeit aus. Die Bundesregie-
rung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß sich die 
bestehenden regionalen, berufsfachlichen und son-
stigen Unterschiede in den Ausbildungsvergütun-
gen sowie Löhnen oder Gehältern ungünstig auf die 
Motivation der Jugendlichen zu Arbeit und Ausbil-
dung auswirken. Allerdings ist die Ausbildungsver-
gütung nur ein Teil der Motivation; auch die Berufs-
ausbildung und die damit erworbenen Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt werden als gleichberechtigter 
Wert anerkannt. 

Die Bundesregierung hält eine Untersuchung die-
ses Problembereichs nicht für notwendig. 

3. Wie will die Bundesregierung dem Problem be-
gegnen, daß Ausbildungsvergütungen teilweise 
nicht mehr an Tarifvereinbarungen gebunden 
werden (siehe Programm des Bundes/Benach-
teiligtenprogramm BMBW, seit September 1983: 
395 DM/Monatspauschalhöhe)? 

Für den Bereich der betrieblichen Ausbildung gel-
ten grundsätzlich die unterschiedlichen tarifver-
traglich vereinbarten Ausbildungsvergütungen; die 
Bundesregierung respektiert die Tarifautonomie. 

Die Richtlinien des „einmaligen Sonderprogramms 
zur Gewinnung von über- oder außerbetrieblich or-
ganisierten Ausbildungsplätzen" der Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft sowie für Arbeit 
und Sozialordnung vom 27. Oktober 1983 und seit 
dem 9. Dezember 1983 die „Richtlinien für die För-
derung der Berufsausbildung von benachteiligten 
Jugendlichen" des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft gehen von einem Betrag für die 
Ausbildungsvergütung bis zur Höhe des Bedarfssat-
zes im Rahmen der Berufsausbildungsbeihilfe nach 
§ 40 AFG für den Lebensunterhalt eines unverhei-
rateten Auszubildenden aus, der das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat und im Haushalt der El-
tern untergebracht ist, zuzüglich 5 % jährlich ab 
dem 2. Ausbildungsjahr. Die Bundesregierung ist 
der Meinung, daß bei Ausbildungsmaßnahmen, die 
im Rahmen von Programmen in überbetrieblichen 
Ausbildungseinrichtungen durchgeführt werden 
und für die ein für den Ausbildenden unmittelbar 
geltender Tarifvertrag nicht abgeschlossen ist, die 

Ausbildungsvergütung allein nach dem Kriterium 
„Hilfe zur Bestreitung der Lebensunterhaltskosten" 
zu beurteilen ist. Die Bundesregierung hält daher 
den jetzt festgesetzten Zuschuß zur Ausbildungs-
vergütung in den vorgenannten Programmen, der 
gegenwärtig im 1. Ausbildungsjahr 410 DM beträgt, 
für eine angemessene Vergütung im Sinne von § 10 
des Berufsbildungsgesetzes. Die für Tarifvereinba-
rungen über die Ausbildungsvergütung hinaus 
wichtigen Kriterien des Anreizes für die Ausbil-
dung eines ausreichenden Nachwuchses an qualifi-
zierten Fachkräften und der Mindestentlohnung für 
zu erbringende Leistungen sind für über- oder au-
ßerbetriebliche Maßnahmen nicht relevant. Der 
Deutsche Industrie- und Handelstag und der Zen-
tralverband des Deutschen Handwerks haben sich 
dieser Rechtsauffassung der Bundesregierung an-
geschlossen und empfehlen die Eintragung von 
Ausbildungsverträgen, in denen die Ausbildungs-
vergütung entsprechend geregelt ist. 

4. Hält die Bundesregierung diese Praxis der unter 
Tarif gezahlten Vergütungen („Taschengelder" 
oder Lebensbeihilfe für berufspraktische Jahre, 
berufsvorbereitende Maßnahmen, freiwillige 
Jahre usw.) für fraglich und will sie Grundlagen 
schaffen, die alle Jugendlichen in berufsvorbe-
reitenden oder vollqualifizierenden Maßnahmen 
ein elternunabhängiges Leben sichern, ohne Un-
terschied, ob sie sich in einer betrieblichen 
Lehre oder überbetrieblichen Maßnahme befin-
den, ob die Leistungen über den Arbeitgeber 
oder über die Bundesanstalt für Arbeit bezogen 
werden? 

Bei der Berufsausbildungsbeihilfe nach den §§ 40, 
40a des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) oder an-
deren Leistungen während berufsvorbereitender 
Qualifizierungsmaßnahmen (zum Beispiel Bil-
dungsbeihilfen nach dem Bildungsbeihilfengesetz) 
handelt es sich um eine Leistung der Ausbildungs-
förderung. Sie wird für nichtbehinderte Jugendliche 
grundsätzlich nur gewährt, soweit dem Auszubil-
denden die für den Lebensunterhalt und die Ausbil-
dung erforderlichen Mittel anderweitig nicht zur 
Verfügung stehen, es sei denn, besondere arbeits-
marktpolitische Gründe und eine bestimmte Zeit 
bereits zurückgelegter beitragspflichtiger Beschäf-
tigung rechtfertigen nach den Entscheidungen des 
Gesetzgebers eine Förderung ohne Anrechnung 
von Einkommen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt im Rahmen ih-
rer Fördermaßnahmen insoweit im Grundsatz 
keine Änderungen. Das von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP sowie von der Bundesregierung 
eingebrachte Siebte Änderungsgesetz zum AFG 
sieht jedoch unter anderem Verbesserungen bei der 
Berufsausbildungsbeihilfe und Bildungsbeihilfe 
vor. Zukünftig sollen bei berufsvorbereitenden 
Maßnahmen neben den bereits bisher in jedem 
Falle übernommenen Lehrgangsgebühren auch die 
Fahrkosten sowie die Kosten für Lernmittel und 
Arbeitskleidung ohne Anrechnung von Einkom-
men, das heißt elternunabhängig, gewährt werden. 
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5. Wie sehen die im Bericht „Sicherung der Zu-
kunftschancen in Ausbildung und Beruf" vom 
3. Juli 1984 angekündigten Vorschläge zur Öff-
nung des dualen Systems für Hochschulberech-
tigte konkret aus, und liegen der Bundesregie-
rung dazu bereits Konzepte vor? 

Das Bildungsverhalten der Hochschulberechtigten 
hat sich in den letzten Jahren erheblich verändert. 
Während 1980 erst 12 % der Hochschulberechtigten 
einen Ausbildungsplatz im dualen System suchten, 
ist es 1985 bereits etwa jeder dritte. Vermehrt su-
chen Hochschulberechtigte außerhalb der Hoch-
schulen eine berufliche Ausbildung, die ihrem Lei-
stungsvermögen entspricht und am differenzierten 
Bedarf des Beschäftigungssystems orientiert ist. 
Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat es daher begrüßt, daß sich der Hauptausschuß 
des Bundesinstituts für Berufsbildung, der die Bun-
desregierung in grundsätzlichen Fragen der berufli-
chen Bildung berät, bereits frühzeitig mit diesen 
Fragen befaßt und am 11. Mai 1984 eine Empfeh-
lung „Berufliche Bildung von Abiturienten im dua-
len System" an die Bundesregierung abgegeben 
hat. Darin kommt unter anderem zum Ausdruck, 
daß 

— die anerkannten Ausbildungsberufe grundsätz

-

lich allen Schulabgängern offenstehen sollen, 

— den Abiturienten das gesamte Spektrum der an-
erkannten Ausbildungsberufe mit ihren Ent-
wicklungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten 
angeboten werden muß, 

— Ausbildungsmöglichkeiten in Berufsbereichen 
zu erschließen sind, in denen Aus- und Weiterbil-
dungsgänge bisher wenig entwickelt sind und 
schließlich, daß 

— in der Wirtschaft entwickelte und insbesondere 
auch für Abiturienten angebotene berufliche Bil-
dungsgänge möglichst auszubauen und weitere 
Qualifikationsmöglichkeiten zu erproben sind. 

Dieser Beschluß kam einvernehmlich — auch mit 
den Vertretern der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
organisationen zustande. 

Auf Initiative des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft ist dieses Thema in der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung intensiv beraten und ein entspre-
chender Beschluß der Kommission am 24. Septem-
ber 1984 gefaßt worden. 

Wegen der bildungspolitischen Bedeutung des The-
mas hat der Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft am 13. und 14. Juni 1985 eine Fachtagung 
mit dem Thema „Ausbildungsalternativen für Ab-
iturienten in der beruflichen Bildung" durchgeführt. 
Ziel der Tagung war es, das Thema in seiner quanti-
tativen, qualitativen und strukturellen Bedeutung 
und in seiner ganzen Breite zu analysieren und 
Entscheidungshilfen aufzuzeichnen. Es befinden 
sich derzeit ca. 145 000 Hochschulberechtigte in be-
trieblichen Berufsbildungsgängen. Da die Zahl in 
den nächsten Jahren aufgrund des veränderten Bil

-

dungsverhaltens noch zunehmen wird, was durch 
eine aktuelle Untersuchung von der Hochschul-In-
formations-Systeme GmbH belegt wird, müssen 
Wege aufgezeigt werden, wie die Aufnahmefähig-
keit der beruflichen Bildung für Hochschulberech-
tigte langfristig erhöht werden kann. 

Bei den Teilnehmern bestand Einvernehmen, daß 
auf die folgenden anstehenden Fragen Antworten 
gefunden werden müssen: 

— Wie kann die Aufnahmefähigkeit der berufli-
chen Bildung für Hochschulberechtigte erhöht 
werden? 

— Wie kann die Konzentration der Hochschulbe-
rechtigten auf wenige Ausbildungsberufe im 
dualen System überwunden werden? 

— Können im gewerblich-technischen/handwerkli-
chen Bereich zusätzliche Ausbildungsmöglich-
keiten geschaffen werden? Gegebenenfalls in 
Kombination mit Fortbildungsangeboten, wobei 
diese Kombination von Anfang an als Perspek-
tive verstanden und angenommen wird? 

— Erscheint eine stärkere innere Differenzierung 
der Berufsschule (z. B. Fachklassen für Abitu-
rienten, Möglichkeiten des Erwerbs von berufli-
chen Zusatzqualifikationen) erforderlich, wenn 
sich die Vorbildung der Auszubildenden stärker 
differenziert? 

— In welchen Ausbildungsberufen dürfte aufgrund 
technologischer Änderungen ein weiterer diffe-
renzierter Bedarf an Fachkräften, insbesondere 
für den Bereich der mittleren Qualifikationen, 
erwartet werden? 

— Welche Möglichkeiten bestehen hinsichtlich ei-
ner Ausweitung des Angebots in Sonderausbil-
dungsgängen? 

Der hierzu vom Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft initiierte Dialog soll durch ent-
sprechende Modellversuche unterstützt werden. 

6. Wie wird die Bundesregierung auf die zuneh-
mende Tendenz reagieren, um den in diesem ge-
nerationsinternen über Schulbildung begründe-
ten Verdrängungsprozeß herausfallenden Ju-
gendlichen eine berufliche Zukunft sichern zu 
können; wird daran gedacht, das berufsbildende 
Schulwesen auszubauen, und wenn ja, mit wel-
chen inhaltlichen Schwerpunktsätzen und fi-
nanziellen Konsequenzen? 

Es gibt keine stichhaltigen Untersuchungsergeb-
nisse über einen Verdrängungswettbewerb zwi-
schen den Ausbildungsplatzbewerbern. Die Bundes-
regierung kann daher die unterstellte Tendenz 
nicht bestätigen. Gute Vermittlungschancen und 
spezielle Vermittlungsschwierigkeiten finden sich 
bei allen Ausbildungsbewerbergruppen unabhängig 
von ihren Schulabschlüssen. Die Ergebnisse der Be-
rufsberatungsstatistik weisen dies eindeutig aus. 
Sie sind in den jährlichen Berufsbildungsberichten 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
veröffentlicht und für jedermann nachpüfbar. 
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Die Schaffung der erforderlichen Kapazitäten für 
die Ausbildung in beruflichen Schulen und deren 
Finanzierung ist ausschließlich Aufgabe der Län-
der. Die Bundesregierung wird sich strikt an die in 
der Verfassung geregelte Aufgabenzuweisung in 
diesem Bereich halten. 

Der Bund hat allerdings in zahlreichen Gesprächen 
mit den Ländern darauf hingewiesen, daß zur Be-
reitstellung eines ausreichenden Ausbildungsplatz-
angebotes auch Anstrengungen im Bereich der be-
ruflichen Schulen erforderlich sind. So waren sich 
die Persönlichen Beauftragten der Regierungschefs 
von Bund und Ländern zur Koordinierung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildungs-
platzsituation am 3. Mai 1985 darüber einig, daß ne-
ben den Bemühungen im betrieblichen Ausbil-
dungsbereich auch ergänzende schulische Maßnah-
men wichtig seien. Die Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung hat 
am 15. März 1985 Empfehlungen für „Kurz- und mit-
telfristige Möglichkeiten zur Sicherung von Ausbil-
dungsplätzen" vorgelegt, die unter anderem auch 
die Sicherung und vorübergehende Ausweitung au-
ßerbetrieblicher und schulischer Ausbildungsplätze, 
insbesondere in regionalen und sektoralen Engpaß-
bereichen, vorsehen. Unversorgte Bewerber um be-
triebliche Ausbildungsplätze sollen danach auch in 
berufliche Vollzeitschulen aufgenommen werden. 

III. Zur Situation der Jugend nach der Ausbildung 

1. Wie gedenkt die Bundesregierung auf das wach-
sende Problem der steigenden Erwerbsarbeitslo-
sigkeit unter ausgebildeten jungen Erwachse-
nen zu reagieren, welche Pläne und langfristig 
wirksamen, konkreten Maßnahmen überlegt die 
Bundesregierung, und wann ist mit einer Umset-
zung zu rechnen? 

Es ist zutreffend, daß aufgrund der in den vergange-
nen Jahren erfolgten Ausbildung über den Bedarf 
die Übergänge der Jugendlichen ins Beschäfti-
gungssystem nach Abschluß der Ausbildung 
schwieriger werden. Zeiten der Arbeitslosigkeit im 
Anschluß an die Ausbildung sind für diese jungen 
Menschen besonders gravierend, da sie bisher 
kaum über Arbeitserfahrung verfügen und, soweit 
die Arbeitslosigkeit länger andauert, die Gefahr ei-
nes Qualifikationsverlustes besteht. In der Praxis 
sind bisher schon verschiedene Maßnahmen ergrif-
fen worden, um dem entgegenzuwirken. So bieten 
einige Unternehmen den Jugendlichen Teilzeitar-
beitsverträge an, in einigen Betrieben wird auch ein 
einjähriges Qualifizierungsprogramm durchge-
führt. Die Bundesregierung hat durch das Beschäf-
tigungsförderungsgesetz die gesetzlichen Möglich-
keiten zum Abschluß von befristeten Arbeitsverträ-
gen erweitert. So können bis zu 18 Monate befri-
stete Arbeitsverträge unter anderem auch mit Ju-
gendlichen abgeschlossen werden, denen nach 
Ende der Ausbildung kein Dauerarbeitsplatz zur 
Verfügung gestellt werden kann. Ausgebildeten Ju-
gendlichen wird außerdem dadurch geholfen, daß 
die Voraussetzung für den staatlichen Zuschuß zum 
Vorruhestandsgeld durch die Beschäftigung eines 

Jugendlichen erfüllt werden kann, für den im An-
schluß an eine Ausbildung kein Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. 

Einen Beitrag zur Überwindung von Beschäfti-
gungsproblemen an der Nahtstelle zwischen Ausbil-
dung und Beschäftigung soll das Siebte Änderungs-
gesetz zum Arbeitsförderungsgesetz leisten. Fol-
gende Regelungen sind vorgesehen: 

— Einführung eines Teil-Unterhaltsgeldes für 
junge Arbeitnehmer bis zum 25. Lebensjahr bei 
Teilnahme an Teilzeitbildungsmaßnahmen und 
gleichzeitiger Teilzeit-Beschäftigung von minde-
stens 12 und höchstens 24 Wochenstunden. Da-
durch werden die Berufsaussichten Jugendli-
cher verbessert, die nach Beendigung der Aus-
bildung zunächst nur auf einen Teilzeitarbeits-
platz übernommen werden können. 

— Auch bei befristeten Arbeitsverhältnissen kann 
ein Einarbeitungszuschuß gewährt werden; die 
betrieblichen Möglichkeiten zur Qualifizierung 
von Arbeitslosen sollen auch dann genutzt wer-
den, wenn nur ein befristetes Arbeitsverhältnis 
vereinbart werden kann, weil ein Dauerarbeits-
platz nicht oder noch nicht zur Verfügung steht. 

— Für Berufsanfänger nach abgeschlossener Aus-
bildung wird bei Teilnahme an einer Bildungs-
maßnahme das Unterhaltsgeld nach 75 % statt 
bisher 50 °A) des erzielbaren Tariflohns bemes-
sen. Dadurch soll die Bereitschaft arbeitsloser 
Berufsanfänger, an Bildungsmaßnahmen teilzu-
nehmen, gestärkt werden. 

— Der Anreiz zur Teilnahme an beruflichen Bil-
dungsmaßnahmen wird außerdem durch Erhö-
hung des Unterhaltsgeldes von 70 °A° auf 73 % des 
Bemessungsentgeltes für Teilnehmer mit be-
stimmten Familienpflichten und von 63 % auf 
65 % für die übrigen Teilnehmer verstärkt. 

— Anspruch auf Unterhaltsgeld bei Teilnahme an 
einer beruflichen Fortbildungs- oder Umschu-
lungsmaßnahme erhalten auch junge Arbeitneh-
mer, die eine der betrieblichen Ausbildung 
gleichgestellte außerbetriebliche Ausbildung ab-
geschlossen haben. 

Das Änderungsgesetz soll am 1. Januar 1986 in 
Kraft treten. 

2. Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, wie in anderen europäischen Ländern 
mit dem Problem der Berufsperspektive nach 
der Ausbildung umgegangen wird? 

Die Jugendarbeitslosigkeit und die Arbeitslosigkeit 
bei jüngeren Arbeitnehmern liegt in den meisten 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
deutlich höher als in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Während in der Bundesrepublik Deutschland 
der Anteil der unter 25jährigen Arbeitslosen an der 
Gesamtzahl der Arbeitslosen Ende Juni 1985 bei 
23,1 % lag, betrug dieser Anteil bei einem — gemes-
sen an den Arbeitslosenquoten — höheren Gesamt-
niveau der Arbeitslosigkeit zum Beispiel in Italien 
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46,1%, in den Niederlanden 38,1 %, in Großbritan-
nien 37,7 %, in Frankreich 35,6 % und in Belgien 
31,5%. Die Situation stellt sich auch insofern anders 
dar, als die meisten anderen europäischen Länder, 
ausgenommen die Schweiz und Österreich, in ei-
nem sehr viel geringeren Umfang über eine Ausbil-
dung im Rahmen eines dualen Systems verfügen. 
Das Problem der Jugendarbeitslosigkeit stellt sich 
daher in diesen Ländern in stärkerem Maße bereits 
unmittelbar beim Übergang der Jugendlichen von 
der Schule in das Erwerbsleben. Insoweit haben die 
Maßnahmen der anderen Länder zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit andere Schwerpunkte. 
Allgemein ist festzustellen, daß das deutsche Sy-
stem der dualen Ausbildung in Schule und Betrieb 
international besonders wegen seiner günstigen 
Auswirkungen auf die Vermeidung von Jugendar-
beitslosigkeit zunehmend auf Interesse stößt. 

Aufgrund einer Entschließung des Rates der EG 
vom 18. Dezember 1979 hat in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft die Förderung der 
alternierenden Ausbildung, die auf die „Entwick-
lung effektiver Verbindung zwischen der Ausbil-
dung und der am Arbeitsplatz gewonnenen Erfah-
rung" abzielt, eine besondere Bedeutung. Dabei 
werden unter alternierender Ausbildung auch Maß-
nahmen der Aus- und Fortbildung verstanden, die 
eher üblichen Begriffen der Weiterbildung oder der 
berufsvorbereitenden Maßnahmen für jugendliche 
Arbeitslose ohne Ausbildung entsprechen. 

Unter den Maßnahmen, mit denen andere europäi-
sche Länder arbeitslosen Jugendlichen eine berufli-
che Perspektive eröffnen wollen, sind vor allem Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen in Teilzeitform, die 
Förderung der Einrichtung von befristeten Prakti-
kantenplätzen in Unternehmen und die Schaffung 
von Teilzeitarbeitarbeitsplätzen für Jugendliche, 
teilweise auf der Grundlage von Tarifvereinbarun-
gen, zu nennen. 

3. Wie begründet die Bundesregierung Ausbil-
dungsmaßnahmen für Jugendliche in offensicht-
lich wenig zukunftsweisenden Bereichen (Bäk-
kerhandwerk, Frisör, Schlosser und Mechani-
ker), welche Qualifizierung erwartet sie sich ins-
besondere von der massenhaften Ausbildung 
von Mädchen und jungen Frauen als Hauswirt-
schafterin im Hinblick auf deren spätere Le-
bens- und Berufspraxis, und welche Konsequen-
zen will die Bundesregierung aus den Ergebnis-
sen dieser den strukturellen und regionalen Be-
dingungen widersprechenden Ausbildungspra-
xis ziehen? 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffas-
sung, daß in Anbetracht der geburtenstarken Jahr-
gänge alle zur Verfügung stehenden Ausbildungs-
möglichkeiten genutzt werden müssen. 

Generell ist es nicht möglich, die Ausbildungsbe-
rufe in zukunftsweisende und wenig zukunftswei-
sende aufzuteilen. Dies zeigen Beispiele wie die Be-
rufe Schuhmacher oder Schmied, die vor Jahren als 
wenig aussichtsreich galten, aber jetzt wieder sehr 
gefragt sind. Jede Berufsausbildung bietet Zu- 

kunftschancen. Die in ihr gewonnen beruflichen 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen haben 
auf jeden Fall im späteren Arbeitsleben, unter an-
derem in verwandten Berufsbereichen, eine große 
Bedeutung. Es ist nachgewiesen, daß die Arbeits-
marktchancen derjenigen Jugendlichen, die keine 
Ausbildung erfahren haben, besonders schlecht 
sind. 

Die Bundesregierung hat immer wieder betont, daß 
Qualitätsgesichtspunkte bei der beruflichen Ausbil-
dung nach wie vor auch im Hinblick auf die zur Zeit 
unterzubringende große Zahl von Jugendlichen 
eine besondere Rolle spielen sollen. Gleichwohl ist 
sie sich darüber im klaren, daß in und nach der 
Phase, in der die Betrieb über ihren aktuellen Be-
darf hinaus Nachwuchskräfte ausbilden, Maßnah-
men zur Nachqualifizierung, Ergänzungsqualifizie-
rung oder auch Umschulung erforderlich sind. Sol-
che Maßnahmen waren zwar im Rahmen der beruf-
lichen Weiterbildung immer schon notwendig, ih-
nen kommt aber in Zukunft eine erhöhte Bedeu-
tung zu. Die Weiterbildung muß zunehmend die not-
wendigen Zusatzqualifikationen zur Verbesserung 
der Arbeitsmarktchancen an der „zweiten Schwel-
le" des Übergangs von der Ausbildung in die Be-
schäftigung vermitteln, damit die einzelnen Arbeit-
nehmer auf die speziellen Erfordernisse des Ar-
beitsmarktes reagieren können und Zweitausbil-
dungen überflüssig werden. Hierfür bietet das Ar-
beitsförderungsgesetz, das durch das Siebte Ände-
rungsgesetz erweitert werden wird, vielfältige Hil-
fen. Im einzelnen wird hierzu auf die Antwort zu 
Frage III.1 hingewiesen. 

Von einer massenhaften Ausbildung von Mädchen 
und jungen Frauen im Bereich der Hauswirtschaft 
kann nicht die Rede sein. Der Anteil der Ausbil-
dungsverträge im Bereich der Hauswirtschaft an 
allen Ausbildungsverträgen betrug 1984 nur 0,7 %. 
Er ist gegenüber 1983 um 0,1 Prozentpunkte gestie-
gen. Zwar gehört die Ausbildung im Bereich der 
städtischen Hauswirtschaft zu den Ausbildungsbe-
rufen, in denen die Zahl der abgeschlossenen Aus-
bildungsverträge am stärksten gesteigert werden 
konnte. Im Bereich der ländlichen Hauswirtschaft 
jedoch hat die Anzahl der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge 1984 gegenüber 1983 um 2,9 % 
abgenommen. 

IV. Auswirkungen von Ausbildungsnot und Er-
werbsarbeitslosigkeit — materielle Situation 
und psychisch-physische Gesundheit — 

1. Wie verläuft die Entwicklung seit 1975 im Be-
reich der finanziellen Unterstützung durch die 
Bundesanstalt für Arbeit bei den Jugendlichen 
unter 20 Jahren und den jungen Erwachsenen 
von 20 bis 25 Jahren bezogen auf Arbeitslosen-
geld und Arbeitslosenhilfe, aufgeschlüsselt nach 
dem Geschlecht und der Nationalität? 

Von den Ende September 1984 im Bundesgebiet ge-
meldeten 2 143 008 Arbeitslosen waren 176 844 
(8,3%) unter 20 Jahre und 405 536 (18,9 %) 20 bis 
unter 25 Jahre alt. Die Quote der unter 20jährigen 
entsprach genau deren Anteil an den sozialversi- 
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cherungspflichtig Beschäftigten vom 30. Juni 
1984*), in der Altersgruppe der 20- bis unter 25jähri-
gen lag sie jedoch über dem Beschäftigtenanteil 
von 14,4 %. 

Der Anteil der Ausländer an allen Arbeitslosen be-
trug 11,5%. Bei den unter 20jährigen lag er mit 
14,4 % deutlich über diesem Durchschnitt, bei den 
20- bis unter 25jährigen mit 8,4% erheblich darun-
ter. 

Von allen Ende September 1984 gemeldeten Ar-
beitslosen bezogen nach den Ergebnissen der all-
jährlichen Strukturanalyse der Bundesanstalt für 
Arbeit 34,0 % Arbeitslosengeld, 26,3 % Arbeitslosen-
hilfe und 10,7 % hatten Leistungen beantragt. Diese 
Anträge waren noch in Bearbeitung. Da erfah-
rungsgemäß 90 % aller gestellten Leistungsanträge 
bewilligt werden, ergibt sich daraus eine Zahl von 
205 556 potentiellen Arbeitslosengeld/Arbeitslosen-
hilfe-Beziehern. Aus der Summe der tatsächlichen 
Arbeitslosengeld- (729 670) und Arbeitslosenhilfe-
Empfänger (564 552) und der Zahl der potentiellen 
Bezieher errechnet sich eine Zahl der Anspruchsbe-
rechtigten auf Lohnersatzleistungen von 1 499 778. 
Bezogen auf alle Arbeitslosen ergab dies eine Lei-
stungsberechtigtenquote von 70,0 %, bei den unter 
20jährigen von 49,9 %, bei den 20- bis unter 25jähri-
gen aber von 76,8 %. Die weit unterdurchschnittli-
che Quote für die erstgenannte Altersgruppe ist 
hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß sich übli-
cherweise im Herbst unter den Arbeitslosen mehr 
Schulentlassene und Berufsanfänger befinden, die 
noch keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe erwerben konnten. 

Langfristig folgt die Leistungsberechtigtenquote 
(berechnet nach Bestandsgrößen) für Jugendliche 
dem allgemeinen rückläufigen Trend. Im Zeitraum 
von 1975 bis 1984 ging die Leistungsberechtigten

-

quote von 86,1 % über 76,2 % (1980) und 73,8 % (1982) 
auf 70,0 % zurück. Bei den unter 20jährigen sank sie 
von 69,0 % über 57,3 % (1980) und 56,7 % (1982) auf 
49,9 % und bei den 20- bis unter 25jährigen von 
87,3 % über 80,4 % (1980) und 79,9 % (1982) auf 
76,8 %. 

Eine Differenzierung dieses Anteilswertes nach Ge-
schlechtern zeigt die gleiche Tendenz. Bei den unter 
20jährigen Männern ging die Leistungsberechtig-
tenquote von 1975 bis 1984 von 71,5 % auf 54,7 %, bei 
den unter 20jährigen Frauen von 67,0 % auf 45,8 % 
zurück; bei den 20- bis unter 25jährigen Männern 
ging sie im gleichen Zeitraum von 87,9 % auf 81,6 % 
und bei den 20- bis unter 25jährigen Frauen sank 
sie von 86,6 % auf 72,2 %. 

Für Ausländer liegen erst ab September 1978 ver-
gleichbare Daten vor. Bei diesem Personenkreis 
ging die Leistungsberechtigtenquote von 75,5 % auf 
61,8 % im September 1984 zurück; bei den unter 
20jährigen von 44,1 % auf 24,2 % und bei den 20- bis 
unter 25jährigen von 75,3 % auf 61,7 %. 

*) Anmerkung: Sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte in der Altersgliederung werden nur einmal jähr-
lich Ende Juni statistisch ausgewiesen, deshalb erfolgt 
zeitlich versetzter Datenvergleich. 

Nach Geschlechtern unterschieden ergibt sich 
ebenfalls ein Rückgang. Bei den unter 20jährigen 
ausländischen Männern ging die Leistungsberech-
tigtenquote von 1978 bis 1984 von 47,5 % auf 27,2 %, 
bei den unter 20jährigen ausländischen Frauen von 
40,8 % auf 20,6 % zurück; bei den 20- bis unter 25jäh-
rigen ausländischen Männern ging sie im gleichen 
Zeitraum von 75,6 % auf 66,9 % zurück und bei den 
20- bis unter 25jährigen ausländischen Frauen sank 
sie von 74,9 % auf 54,5 %. 

Diese Entwicklung hat insbesondere zwei Ur-
sachen: 

Erstens ist unter den jüngeren Arbeitslosen der An-
teil derjenigen, die noch nicht erwerbstätig gewe-
sen sind und die deshalb noch keinen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erworben 
haben, erheblich gestiegen. Zum Beispiel erhöhte 
sich der Anteil der arbeitslosen Frauen unter 20 
Jahren ohne bisherige Erwerbstätigkeit von 20,8 % 
im September 1975 auf 41,3 % im September 1984. 

Zweitens hat die Dauer der Arbeitslosigkeit deut-
lich zugenommen; nach Ausschöpfung des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld besteht jedoch häufig 
wegen fehlender Bedürftigkeit kein Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe. 

Ferner wirken sich auch die seit Anfang der 80er 
Jahre geänderten gesetzlichen Anspruchsvoraus-
setzungen aus, insbesondere die Verlängerung der 
erforderlichen Vorbeschäftigungszeit für den An-
spruch auf Arbeitslosengeld von sechs auf zwölf 
Monate und für den Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
von zehn Wochen auf fünf Monate durch das Gesetz 
zur Konsolidierung der Arbeitsförderung (AFKG) 
vom 22. Dezember 1981. 

2. Wie verteilen sich die Gründe für die Ausgren-
zung aus dem Leistungsbezug aus der o. g. Ziel-
gruppe nach folgenden Kriterien: 

- nicht erfüllte Anwartszeiten, 

- Sperrzeiten, 

- fehlende Verfügbarkeit? 

Die Gründe für die Ablehnung von Leistungsanträ-
gen werden statistisch nicht erhoben. 

Sperrzeiten traten im vergangenen Jahr in insge-
samt 230 700 Fällen ein, davon 203 000 wegen Ar-
beitsaufgabe und 27 700 wegen Ablehnung einer zu-
mutbaren Arbeit. In 5 500 Fällen erlosch der Lei-
stungsanspruch wegen wiederholten Sperrzeittat-
bestands (§ 119 Abs. 3 AFG). Altersspezifische Zah-
len liegen nicht vor. 

3. Wie haben sich die Änderungen des AFG 1984 
im Vergleich zum Vorjahr bemerkbar gemacht, 
insbesondere wie sieht die durchschnittliche 
Höhe der Zuwendungen der Bundesanstalt für 
Arbeit aus 

- bei den unter 20jährigen, 

- bei den 20- bis 25jährigen, 

- nach abgeschlossener Berufsausbildung, 
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- ohne Ausbildung, 

- getrennt nach Geschlechtszugehörigkeit, 

- berufsgruppenspezifisch: handwerkliche Be-
rufe, gewerblich-technische Berufe, kaufmän-
nische Berufe für untere Schulabschlüsse? 

Durchschnittliche Leistungssätze für das Arbeitslo-
sengeld oder die Arbeitslosenhilfe werden jeweils 
Anfang Oktober nach Altersgruppen, den Merkma-
len verheiratet/nicht verheiratet sowie nach Ge-
schlecht, aber nicht in Kombination mit den weite-
ren erfragten Merkmalen statistisch erfaßt. 

Erhebungen dieser Art sind als Pilotprojekt 
erstmals für April und Oktober 1983 durchgeführt 
worden. Bei der Überprüfung der Ergebnisse hat 
sich herausgestellt, daß bei der Zuordnung der Lei-
stungsbezieher nach Altersgruppen Programmie-
rungsfehler unterlaufen sind; insoweit sind die Er-
gebnisse des Jahres 1983 nicht verwertbar. Ein 
nach Altersgruppen gegliederter Vergleich der 
Durchschnittsbeträge des Arbeitslosengeldes und 
der Arbeitslosenhilfe des Jahres 1983 und des Jah-
res 1984 ist deshalb nicht möglich. 

Die nachstehenden Übersichten zeigen die monatli-
chen Durchschnittsbeträge des Arbeitslosengeldes 
und der Arbeitslosenhilfe aller Leistungsbezieher 
1983 und 1984. 

a) Monatliche Durchschnittsbeträge 
Arbeitslosengeld 
(in DM) 

Oktober 
Jahr 

verheiratet nicht verheiratet 

- Männer - 
1983 1 182 944 
1984 1 286 875 

- Frauen - 
1983 684 818 
1984 688 719 

b) Monatliche Durchschnittsbeträge 
Arbeitslosenhilfe 
(in DM) 

Oktober 
Jahr 

verheiratet nicht verheiratet 

- Männer - 
1983 875 775 
1984 901 762 

- Frauen - 
1983 563 632 
1984 615 615 

Die genannten Durchschnittsbeträge sind zur Beur-
teilung der sozialen Sicherung bei Arbeitslosigkeit 
im Einzelfall nicht geeignet, weil die Durschnitts-
beträge insbesondere beeinflußt sind durch 

- Leistungen für Teilzeitarbeitnehmer (im Sep-
tember 1984 waren 12,6 % der Bezieher von Ar-
beitslosengeld Teilzeitarbeitsuchende), 

- geminderte Leistungen wegen Anrechnung von 
Nebeneinkommen, 

- die Anrechnung von Einkommen und Vermögen 
bei der Arbeitslosenhilfe. 

Außerdem enthalten die Durschnittsbeträge nicht 
die Aufwendungen für die Kranken- und Renten-
versicherung der Arbeitslosen. Sie betragen rund 
50 % der ausgezahlten Beträge. 

4. Welche Informationen und Daten liegen der 
Bundesregierung darüber vor, wie sich der An-
teil der Jugendlichen bis 25 Jahren an den Lei-
stungen des BSHG verteilt und zwar bezüglich 

a) der Verteilung nach dem Geschlecht, 

b) der Höhe der durchschnittlichen Zuwen-
dung, 

c) der Entwicklung von 1975 bis heute für die 
Jugend? 

Der Anteil der jungen Menschen zwischen 14/15*) 
und 25 Jahren an allen Empfängern von Leistungen 
nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) hat sich 
von 1975 bis 1983 (neuere Statistiken liegen noch 
nicht vor) wie folgt entwickelt: 

% davon 
männlich weiblich 

1975 12,6 6,1 6,5 
1976 13,6 6,6 7,0 
1977 14,6 7,1 7,5 
1978 13,2 6,3 6,9 
1979 13,6 6,6 7,0 
1980 14,3 7,2 7,1 
1981**) 14,6 7,3 7,3 
1982 15,7 7,6 8,1 
1983**) 16,6 7,9 8,7 

*) Bedingt durch die statistische Altersgruppengliede-
rung enthält die Aufstellung bis 1977 die Altersgruppe 
der 14- bis 25jährigen, ab 1978 die der 15- bis 25jähri-
gen. 

**) Die Zahl der Sozialhilfeempfänger wurde in den Jah-
ren 1981 und 1983 nur repräsentativ erhoben. 

Bei der Bewertung dieser Entwicklung ist auch zu 
berücksichtigen, daß sich in diesem Zeitraum der 
Anteil der jungen Menschen zwischen 14/15 Jahren 
und unter 25 Jahren an der Wohnbevölkerung von 
16,2 % auf 16,9 % erhöht hat. (1975: Anteil der 14- bis 
unter 25jährigen, 1983: Anteil der 15- bis unter 
25jährigen). 
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Die Höhe der auf diese Personenkreise entfallen-
den Sozialhilfeausgaben und damit die Höhe der 
durchschnittlichen Zuwendungen ist der Statistik 
nicht zu entnehmen. 

5. Inwieweit liegen der Bundesregierung Erkennt-
nisse darüber vor, wie viele Jugendliche und 
junge Erwachsene bis 25 Jahren sich in Teilzeit-
arbeit sowie ungeschützten Beschäftigungsver-
hältnissen befinden, und wie sieht hier eine Ver-
teilung nach dem Geschlecht aus? 

Statistische Ergebnisse über die Zahl junger Men-
schen im Alter bis zu 25 Jahren, die Teilzeitarbeit 
leisten, liegen der Bundesregierung nicht in ausrei-
chender Qualität vor. Dies gilt noch mehr für die 
von der Fraktion DIE GRÜNEN so genannten „un-
geschützten Beschäftigungsverhältnisse". 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammen-
hang auch darauf hin, daß sie sich die in der Frage 
IV. 6 dargelegte Zuordnung bestimmter Formen der 
Erwerbstätigkeit zu den „ungeschützten Beschäfti-
gungsverhältnissen" nicht zu eigen macht. So ist 
eine Tätigkeit als legaler Leiharbeitnehmer keine 
Tätigkeit in einem ungeschützten Arbeitsverhält-
nis. Verleiher mit einer Erlaubnis der Bundesan-
stalt für Arbeit, und nur Verleiher mit Erlaubnis 
handeln legal, unterliegen vielmehr einer ständigen 
Überwachung durch die Bundesanstalt. Die Über-
wachung erstreckt sich auch auf die Erfüllung der 
arbeitsrechtlichen Pflichten gegenüber den Leihar-
beitnehmern, zu deren Schutz das Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz eine Reihe von zusätzlichen Ar-
beitgeberpflichten vorsieht. Als legale Leiharbeit-
nehmer Beschäftigte sind in der Statistik der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigten enthalten, 
sofern sie nicht nur geringfügig beschäftigt sind. 

6. Wenn dazu unzureichende Erkennnisse vorlie-
gen, ist von der Bundesregierung angestrebt, 
sich durch eine Studie oder ähnliches hierüber 
ein Bild zu machen. (Zur Erläuterung des Be-
griffs „ungeschützte Beschäftigungsverhältnis-
se": Darunter verstehen wir 

— legale Leiharbeit 

— Aushilfsarbeiten/geringfügige Beschäftigung 
unter 20 Std/Woche sowie 15 Std/Woche 

— gelegentliche Beschäftigung wie Saisonar-
beit 

— befristete Beschäftigungen 

— „freie Mitarbeit" 

— Werkverträge 

— KAPOVAZ 

— Heimarbeit)? 

Eine Studie scheint nicht geeignet, genügend um-
fassende und zugleich aussagekräftige Daten zu 
den gemeinten, sehr verschiedenen Formen der Er-
werbstätigkeit zu liefern, insbesondere ist von einer 
Studie keine ausreichende Repräsentativität zu er

-

warten. Die Bundesregierung beabsichtigt auch 
nicht, sich gleichzeitig zu allen in der Frage genann-
ten Formen der Erwerbstätigkeit „ein Bild" zu ma-
chen. Es handelt sich um viel zu unterschiedliche 
Sachverhalte, als daß eine gemeinsame Behandlung 
einen ausreichenden Erkenntnisgewinn versprä-
che. Die Bundesregierung ist jedoch bemüht, die 
statistischen Grundlagen zur Analyse des Arbeits-
marktes, einschließlich der Teilzeitarbeit, zu ver-
bessern. Entsprechende Vorstöße der Bundesregie-
rung im Zusammenhang mit dem Mikrozensusge-
setz und dem Volkszählungsgesetz sind von der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt worden. 

Die Bundesregierung hält ferner die Feststellung 
der Zahl derjenigen geringfügig Beschäftigten, die 
aufgrund eines niedrigen Einkommens nicht der 
Sozialversicherungspflicht unterliegen, für wichtig. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
ist bemüht, zunächst aufgrund von Erhebungen der 
letzten Jahre, zum Beispiel auf der Basis des letzten 
Mikrozensus im Jahre 1982 und der EG-Arbeits-
kräftestichprobe von 1984, Erkenntnisse über die 
Zahl der geringfügig Beschäftigten zu erhalten. Des 
weiteren ist vorgesehen, im Rahmen der Aufberei-
tung der Daten des neuen Mikrozensus 1985 wei-
tere Anhaltspunkte über diesen Personenkreis zu 
erhalten (Auswertung 1986). Vergleichbare Auswer-
tungen der letzten Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe von 1983 sind für das Jahr 1987 vorgese-
hen; entsprechende Ergänzungen im Rahmen der 
Arbeitskostenerhebung 1984 können im Jahr 1986 
erwartet werden. 

7. Wie hoch waren die Einnahmenverluste der 
Rentenversicherungsträger seit 1975 aufgrund 
der Entwicklung der Jugenderwerbsarbeitslosig-
keit, liegen der Bundesregierung Erkenntnisse 
über die Entwicklung seit 1975 vor, wann Ju-
gendliche in die Rentenbeitragspflicht eingetre-
ten sind und welche Veränderungen ergeben 
sich zu den 60er Jahren bezüglich der Alters-
struktur, des Geschlechtes und der Höhe der 
Beitragszahlungen? 

Die Einnahmeverluste der Rentenversicherungsträ-
ger seit 1975 aufgrund der Jugendarbeitslosigkeit 
können grundsätzlich nicht angegeben werden, da 
als Vergleichsbasis für eine solche Finanzrechnung 
eine andere geschichtliche Entwicklung in der Bun-
desrepublik Deutschland, nämlich mit Vollbeschäf-
tigung und daraus resultierenden unbekannten 
Auswirkungen auf andere Bereiche unserer Gesell-
schaft, wie zum Beispiel auf den Bildungssektor 
oder auf die Politik der Tarifvertragsparteien, zu-
grunde gelegt werden müßte. 

Über den Versicherungsbeginn der Jugendlichen 
liegen der Bundesregierung keine Statistiken vor. 
Jedoch ergibt sich aus dem Mikrozensus der Anteil 
der Pflichtversicherten an der Gesamtbevölkerung 
in den jeweiligen Altersgruppen. In der Entwick-
lung dieses Anteils spiegelt sich vor allem die ver-
längerte Schulausbildung bei den Jugendlichen 
wider: 
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Anteil der Pflichtversicherten 

Jahr/Geschlecht 
Alter 

15 bis 19 20 bis 24 

— in  °A)  — 
1965 Männer 	 63 60 

Frauen 	 64 60 

1970 Männer 	 52 58 
Frauen 	 50 59 

1975 Männer 	 40 47 
Frauen 	 37 57 

1980 Männer 	 35 63 
Frauen 	 30 60 

Die Entwicklung der Beitragszahlung der Jugendli-
chen ist durch die Entwicklung der Anzahl der 
pflichtversicherten Jugendlichen bestimmt. Die An-
zahlen sind in der nachfolgenden Tabelle, die aus 
dem Mikrozensus gewonnen wurde, enthalten. Die 
Angabe der Anzahl gibt mehr Informationen als die 
absoluten Beitragszahlungen, die hauptsächlich die 
Entwicklung der Durchschnittsentgelte widerspie-
geln würden. 

Pflichtversicherte Jugendliche 
(in Millionen) 

Jahr/Geschlecht 
Alter 

15 bis 19 20 bis 24 

— in Mio. — 
1965 Männer 	 1,2 1,2 

Frauen 	 1,2 1,2 

1970 Männer 	 1,1 1,2 

Frauen 	 1,0 1,1 

1975 Männer 	 0,9 1,0 
Frauen 	 0,8 1,2 

1980 Männer 	 0,9 1,5 
Frauen 	 0,8 1,4 

8. Welche Maßnahmen gesetzlicher Art wird die 
Bundesregierung ergreifen, dieses Problem vor 
allem in bezug auf die Altersversorgung der be-
troffenen Jugendlichen zu erfassen? 

In der gesetzlichen Rentenversicherung werden 
Zeiten der Arbeitslosigkeit unter den im Gesetz im 
einzelnen geregelten Voraussetzungen als Ausf all-
zeiten rentensteigernd angerechnet. Zu diesen Vor-
aussetzungen gehört in Fällen, in denen keine Lei-
stungen der Bundesanstalt für Arbeit bezogen wer-
den, daß durch die Arbeitslosigkeit eine rentenver-
sicherungspflichtige Beschäftigung unterbrochen 
wird. Diese Voraussetzung wird auch von den hier 

angesprochenen jungen Arbeitslosen weitgehend 
erfüllt. Jedenfalls können alle Jugendlichen, die un-
mittelbar im Anschluß an die in einem versiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis absol-
vierte berufliche Ausbildung oder unmittelbar nach 
Ableistung des Wehr- oder Zivildienstes arbeitslos 
werden, die Voraussetzungen für die Anerkennung 
der Zeiten der Arbeitslosigkeit als Ausfallzeiten er-
füllen. Das „Merkmal der Unterbrechung einer ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung" ist auch dann 
noch gegeben, wenn der Versicherte im unmittelba-
ren Anschluß an einen sogenannten Überbrük-
kungstatbestand arbeitslos wird. Als solche Über-
brückungstatbestände kommen insbesondere Zei-
ten einer weiteren schulischen Ausbildung in Be-
tracht. 

Eine Ausdehnung der Berücksichtigung von Zeiten 
einer beitragslosen Arbeitslosigkeit, insbesondere 
ein Verzicht auf das Merkmal „Unterbrechung ei-
ner rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung", 
kann nicht in Betracht gezogen werden. Sowohl aus 
Gründen der Rentensystematik als auch sozialpoli-
tisch ließe sich eine solche Ausweitung kaum auf 
Zeiten der Arbeitslosigkeit und nur schwerlich auf 
junge Arbeitslose beschränken. Sie müßte sich 
dann zum Beispiel auch auf Zeiten einer krank-
heitsbedingten Arbeitsunfähigkeit erstrecken. Die 
aus einer derartigen Ausweitung der Ausfallzeiten-
tatbestände sich ergebenden Mehrbelastungen wä-
ren — auch im Hinblick auf die sich aus dem sich 
ändernden Altersaufbau der Bevölkerung ergeben-
den Probleme — für die Solidargemeinschaft nicht 
tragbar. 

9. Wie hat sich der Anteil der Jugendlichen diffe-
renziert nach dem Alter 18 Jahren, die aufgrund 
der Erwerbsarbeitslosigkeit im Haushalt der El-
tern leben, seit 1975 verändert und inwieweit lie-
gen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, wie sich die Erwerbsarbeitslosigkeit auf Ju-
gendliche ohne hinreichende finanzielle Unter-
stützung psychisch als auch bezüglich ihrer so-
zialen Verhaltensweisen auswirkt? 

Der Bundesregierung liegen keine Daten darüber 
vor, inwieweit bei Jugendlichen Arbeitslosigkeit die 
Ursache dafür ist, daß sie noch im Haushalt ihrer 
Eltern leben. 

Anhaltspunkte über den Einfluß von Arbeitslosig-
keit auf das Verhalten Jugendlicher ergeben sich 
aus einer vom Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung im Herbst 1975 durchgeführten re-
präsentativen Befragung von 1 000 Jugendlichen 
unter 20 Jahren. Danach gaben 62 % der Jugendli-
chen an, daß sie die finanzielle Situation und die 
daraus resultierenden Beschränkungen als die 
stärkste Belastung während der Arbeitslosigkeit 
empfunden haben. Abgesehen von den finanziellen 
Belastungen wurde von den meisten Jugendlichen 
die Verunsicherung hinsichtlich der Lebens-, Be-
rufs- und Zeitperspektive als belastend empfunden 
(80%). Eine erhebliche Bedeutung kommt auch den 
durch die Arbeitslosigkeit hervorgerufenen familiä-
ren Konflikten (50 %) und fehlenden Kontaktmög-
lichkeiten zu (44 %). 
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Die Ergebnisse einer vergleichbaren jüngeren Be-
fragung liegen noch nicht vor. 

Den psychischen und sozialen Folgen der Jugendar-
beitslosigkeit ist auch die im Auftrag des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit er-
stellte Studie „Die verunsicherte Generation" *) 
nachgegangen. Danach wird Arbeitslosigkeit von 
jungen Menschen aufgrund unterschiedlicher Le-
benseinstellung und Arbeitsorientierungen auch 
unterschiedlich erlebt und verarbeitet. Für einen 
großen Teil der Betroffenen ist Arbeitslosigkeit mit 
erheblichen psychischen Belastungen verbunden. 
Zu einem geringeren Teil — von den eher postmate-
riell Orientierten — wird die Arbeitslosigkeit weni-
ger als existenzielle Belastung erfahren. Bei den 
arbeitslosen 15- bis 30jährigen, die länger als ein 
halbes Jahr arbeitslos sind, werden nachhaltigere 
Prägungen durch ihre spezifischen Lebensum-
stände erkennbar. 

Bei der Wertung der vorgenannten Ergebnisse ist 
nach Meinung der Bundesregierung vor allem die 
Dauer der Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen, wäh-
rend der die Belastungen zu tragen sind. 

Nach der Bewegungsanalyse der Bundesanstalt für 
Arbeit aus dem Mai/Juni 1984 waren die aus der 
Arbeitslosigkeit ausscheidenden Jugendlichen zu 
40,8% bis zu drei Monaten, zu 28,7 % drei bis unter 
sechs Monate, zu 24,8% sechs bis unter zwölf Mo-
nate und zu 5,7 % ein Jahr und länger arbeitslos 
gewesen. Um die Belastungen aus der Arbeitslosig-
keit zu mildern, unterstützt die Bundesregierung 
die Anstrengungen der Bundesanstalt für Arbeit, 
vor allem zugunsten der längerfristig Arbeitslosen, 
die Eingliederungshilfen des Arbeitsförderungsge-
setzes (Maßnahmen zur Förderung der beruflichen 
Bildung, Einarbeitungszuschüsse, Eingliederungs-
beihilfen, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) auszu-
schöpfen. 

10. Welche Aussagen können für den Bereich der 
Jugendauffälligkeit gemacht werden, für den 
Bereich der Nichtseßhaftigkeit, für den Bereich 
Betteln, Trebegang, Jugendprostitution und 
Stadtstreicherei, kann die Bundesregierung 
hier einen Zusammenhang zur zunehmenden 
Jugenderwerbsarbeitslosigkeit feststellen und 
wie bewertet die Bundesregierung die Anre-
gung der GRÜNEN, eine qualitative Untersu-
chung/Studie erarbeiten zu lassen, die der Ge-
samtsituation Jugenderwerbsarbeitslosigkeit 
und soziale Sicherung Rechnung tragen kann? 

Aussagen zum Bereich Nichtseßhaftigkeit und 
Stadtstreicherei und hier insbesondere über Um-
fang, Struktur und Ursachen hat die Bundesregie-
rung in ihren Antworten auf die Kleinen Anfragen 
vom 31. Juli 1981 — BT-Drucksache 9/708 — und 
vom 22. Februar 1984 — BT-Drucksache 10/1111 — 
gemacht. Aus ihnen ergibt sich unter anderem: 1981 

*) Die verunsicherte Generation, Jugend und Wertewan-
del. Ein Bericht des SINUS-Instituts im Auftrag des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit, 
Opladen 1983. 

waren etwa 32% der insgesamt schätzungsweise 
80 000 Nichtseßhaften unter 25 Jahre alt. Nach 
Schätzung der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Nichtseßhaftenhilfe 1984 hat sich der Anteil jünge-
rer Menschen in den letzten Jahren zwar erhöht, 
doch nicht in dem Umfang, daß von einem rapiden 
Anstieg gesprochen werden kann. Genauere Daten, 
die einen Zusammenhang dieser Entwicklung mit 
der Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit aufzei-
gen, liegen nicht vor. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
angeregte qualitative Studie im Hinblick auf bereits 
vorliegende Erkenntnisse wenig zweckmäßig wäre. 
Sie weist im übrigen auf die Berichte über die Be-
strebungen und Leistungen der Jugendhilfe hin, die 
von ihr nach § 25 des Jugendwohlfahrtsgesetzes re-
gelmäßig vorzulegen sind. 

11. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
einzuleiten, um das Dunkelzifferproblem in 
dem Bereich der „schwarzen" Arbeit als auch 
der wachsenden materiellen Verelendung zu lö-
sen und Jugendliche vor dem Kreislauf feh-
lende Arbeit — fehlendes Geld — Einstieg in 
Außenseiterrollen zu schützen? 

Es liegen keine eindeutigen Hinweise auf einen 
zwangsläufigen „Kreislauf fehlende Arbeit — feh-
lendes Geld — Einstieg in Außenseiterrollen" vor. 
Es ist hier mit komplizierten Zusammenhängen zu 
rechnen. Die vorgenannte SINUS-Studie „Die ver-
unsicherte Generation" kommt jedenfalls im Ab-
schnitt „Jugend ohne Arbeit" im Blick auf die Ju-
gendkriminalität zu folgender Diagnose: 

„Zunächst muß festgehalten werden, daß die 
Gruppe der Arbeitslosen in verschiedenen Untersu-
chungen nur einen und bei weitem nicht den größ-
ten Delinquentenschwerpunkt bildet. Jugendkrimi-
nalität folgt keinesfalls unmittelbar ursächlich aus 
eingetretener Arbeitslosigkeit. Wie die einschlägige 
Forschung zeigt, erweist sich die Behauptung, daß 
arbeitslose Jugendliche verstärkt zu delinquentem 
Verhalten neigen, als Vorurteil, das unschwer als 
Teil des Stigmatisierungsprozesses auszumachen 
ist, dem Arbeitslose unterliegen. Die soziale Situa-
tion der wenigen kriminell gewordenen Arbeitslo-
sen unserer Stichprobe läßt vermuten, daß Arbeits-
losigkeit lediglich einen Risikofaktor darstellt und 
daneben vielfältige Gefährdungen bereits in den f a-
miliären Verhältnissen und in der allgemeinen so-
zialen Lage angelegt sind." 

Jugendarbeitslosigkeit führt bei den Betroffenen zu 
einer Reihe schwerwiegender Probleme, aber kaum 
zu einer materiellen Verelendung. Auch Jugendli-
che haben einen Anspruch auf Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz, die eine 
zwar einfache, aber der Würde des Menschen ent-
sprechende existenzsichernde Lebensführung er-
möglicht. 1983 erhielten 282 481 junge Menschen 
zwischen 18 und 25 Jahren Sozialhilfe*). Es gibt 
zwar auch Fälle, in denen Jugendliche diesen An- 

*) Der Anteil der Empfänger laufender Hilfe zum Lebens-
unterhalt betrug 76,88 % (217 175). 
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spruch nicht wahrnehmen (Dunkelziffer), nach vor-
liegenden Untersuchungen ist die Zahl dieser Fälle 
gegenüber der Zahl solcher Fälle in anderen Alters-
gruppen und Problemsituationen aber nicht als sig-
nifikant einzuschätzen (Hartmann, Sozialhilfebe-
dürftigkeit und „Dunkelziffer der Armut", 1981, 
Schriftenreihe des Bundesministers für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit (BMJFG), Bd. 98, insbeson-
dere S. 78, 94, 150; Vaskovics u. a., Randgruppenbil-
dung im ländlichen Raum/Armut und Obdachlosig-
keit, Schriftenreihe des BMJFG, Bd. 146, insbeson-
dere S. 52. 

Jungen Menschen, die aufgrund besonderer sozia-
ler Schwierigkeiten in Außenseiterrollen abzuglei-
ten drohen, sollen nach § 72 in Verbindung mit § 6 
des Bundessozialhilfegesetzes vorbeugende Hilfen 
geleistet werden. 

Auch die arbeitsmarktpolitischen Hilfen des Ar-
beitsförderungsgesetzes leisten einen Beitrag dazu, 
daß Jugendliche in schwieriger Lebenslage vor ei-
nem Abgleiten in Außenseiterrollen und vor schwe-
ren materiellen Notlagen bewahrt werden. Zu die-
sen Hilfen zählen Berufsausbildungsbeihilfen für 
die Teilnahme an berufsvorbereitenden Maßnah-
men, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und die Ge-
währung von Einarbeitungszuschüssen zugunsten 
arbeitsloser junger Arbeitnehmer, die eine volle 
Leistung am Arbeitsplatz erst nach einer Einarbei-
tungszeit erreichen können. Besondere Bedeutung 
hat die Eingliederungsbeihilfe; sie kann Arbeitge-
bern zur beruflichen Eingliederung von arbeitslo-
sen und von Arbeitslosigkeit unmittelbar bedrohten 
Arbeitsuchenden gewährt werden, deren Unterbrin-
gung unter den üblichen Bedingungen des Arbeits-
marktes erschwert ist. Die Bundesregierung wirkt 
darauf hin, daß die Hilfen des Arbeitsförderungsge-
setzes voll zugunsten arbeitsloser Jugendlicher aus-
geschöpft werden. Diesem Ziel dienen auch die Ver-
besserungen des AFG-Instrumentariums durch das 
Siebte Gesetz zur Änderung des Arbeitsförderungs-
gesetzes, das von der Bundesregierung eingebracht 
wurde. Es wird vor allem auf folgende Maßnahmen 
hingewiesen: 

Die einkommensanrechnungsfreie Übernahme von 
Fahrkosten, Lernmitteln und Arbeitskleidung für 
Teilnehmer an berufsvorbereitenden Maßnahmen, 
die Heraufsetzung der Höchstaltersgrenze für För-
derungsmaßnahmen nach dem Bildungsbeihilfen-
gesetz von 22 auf 25 Jahre, die Stärkung der Bil-
dungsbereitschaft durch Erhöhung des Unterhalts-
geldes, die Gewährung eines Einarbeitungszuschus-
ses auch bei befristeten Arbeitsverhältnissen und 
die Verlängerung der Höchstdauer der Eingliede-
rungsbeihilfe von einem Jahr auf zwei Jahre, um 
die Voraussetzungen zur Wiedereingliederung 
schwerwiegender Problemfälle zu verbessern. 

12. Wie bewertet die Bundesregierung die Gefahr 
politischer Extremorientierungen bei Jugendli-
chen, die direkt oder potentiell von Erwerbsar-
beitslosigkeit betroffen sind, und wie glaubt sie 
angesichts des Zusammenhanges von Lebens-
situation der Jugendlichen und aggressiven wie 
resignierten Verhaltensweisen (s. die Eskala

-

tionen am Rande von Fußballspielen oder die 
politische Lethargie) Orientierungshilfen für 
eine sinnvolle Zukunft geben zu können? 

Es gibt bisher keine eindeutigen Hinweise auf ei-
nen ursächlichen Zusammenhang zwischen Ju-
gendarbeitslosigkeit und politischem Rechts- oder 
Linksextremismus; vor allem nicht darauf, daß die 
gegenwärtige Jugendarbeitslosigkeit „rechtsradi-
kale Erklärungsansätze" (Einleitung der Anfrage) 
begünstige. 

Die Analyse der Jungwählerdaten der „repräsenta-
tiven Wahlstatistik" für die Wahlen zum Bundestag, 
zu den Landtagen und zum Europaparlament erlau-
ben die Aussagen, daß 

— rechtsextremistische Parteien bei Jungwählern 
noch geringere Zustimmung finden als ohnehin 
in der Gesamtbevölkerung, 

— die ohnehin geringen Wähleranteile rechtsextre-
mistischer Parteien bei Jungwählern auch seit 
der Entstehung von Jugendarbeitslosigkeit 1974 
nicht zugenommen, sondern eher abgenommen 
haben. 

Auch die Wahlergebnisse der kommunistischen 
Parteien weisen seit 1974 insgesamt keine Zu-
nahme auf. 

Die vom Bundesminister des Innern in Auftrag ge-
gebene Repräsentativuntersuchung des Institutes 
für Demoskopie Allensbach „Das Extremismus-Po-
tential unter jungen Leuten in der Bundesrepublik 
Deutschland 1984" hat bei den 15- bis 25jährigen 
ermittelt, daß unter aktiven Linksextremisten ein 
höherer Anteil Arbeitsloser (10 %) als unter Rechts-
extremisten (7 %) zu finden ist. Bei den Demokraten 
lag der entsprechende Anteil bei 3%. 

Die vom Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit in Auftrag gegebene SINUS-Infratest-
Untersuchung „Die verunsicherte Generation" (vgl. 
Antwort zu Frage IV. 9) erlaubt den Vergleich zwi-
schen Arbeitslosen und nichtarbeitslosen Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen (15 bis 30 Jahre). 
Auch durch diesen Vergleich ergeben sich keine 
Hinweise auf extremistische Tendenzen bei jungen 
Arbeitslosen, auch nicht für jenen Teil unter ihnen, 
der länger als ein halbes Jahr arbeitslos ist. 

Empirisch gesicherte Erkenntnisse darüber, daß ar-
beitslose Jugendliche an Gewalttätigkeiten im Um-
feld von Fußballspielen überdurchschnittlich betei-
ligt sind, liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Dem Übergang von der Schule in die Arbeitswelt, 
das heißt der beruflichen Perspektive, kommt iden-
titätsbildende Bedeutung zu. Als Folge einer länger-
fristigen Arbeitslosigkeit sind — vor allem bei jun-
gen Menschen — je nach der Persönlichkeitsstruk-
tur unterschiedliche resignative Verhaltensweisen 
zum Teil feststellbar. Durch geeignete sozialpäda-
gogische, auf den einzelnen ausgerichtete Hilfen, 
die mit konkreten Bildungs- oder beruflichen Er-
fahrungsangeboten verbunden sein sollten, können 
vielfach Motivationen für neue Aktivitäten erreicht 
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werden, insbesondere auch die Abkehr von überzo-
genen Vorstellungen eigenen Versagens. Der Über-
gang in Beschäftigung oder Ausbildung wird hier-
durch erleichtert. Dies hat sich in Modelleinrichtun-
gen der Jugendsozialarbeit, die im Rahmen des 
Bundesjugendplans gefördert werden, deutlich ge-
zeigt. 

Die Bundesregierung trägt zur Orientierung Ju-
gendlicher bei, indem sie durch vielfältige Maßnah-
men der Öffentlichkeitsarbeit eine realistische Be-
schreibung der Lage und der Probleme Jugendli-
cher vornimmt und sich dabei ebenso von einseiti-
ger Schönfärberei wie von unbegründeter Dramati-
sierung fernhält. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß im Bereich der Ju-
gendhilfe Beratung und Hilfe im Einzelfall nach 
dem Grundgesetz den Ländern und Kommunen ob-
liegen. 

Von entscheidender Bedeutung ist es für Jugendli-
che, in ihren Familien Zuwendung, Rat und Hilfe zu 
erfahren. Die Familien in diesen Aufgaben zu un-
terstützen, ist das wiederholt erklärte Ziel der Fa-
milienpolitik der Bundesregierung. 

13. Wie viele der angeklagten Jugendlichen 
(Staatsanwaltschaftstatistik) seit 1980 waren 
zur Zeit der Tat wie lange erwerbsarbeitslos, 
wie viele von ihnen waren ohne qualifizierte 
Ausbildung und welchen Zusammenhang sieht 
die Bundesregierung zwischen der drastischen 
Zunahme der Eigentumskriminalität ohne Ge-
waltanwendung (1982 waren drei Viertel der 
Gesamtkriminalität bei Jugendlichen Eigen-
tumsdelikte) und der wachsenden Erwerbsar-
beitslosigkeit und materiellen Not von Jugend-
lichen? 

1. Die Kriminalität Jugendlicher wird in verschie-
denen, nach bundeseinheitlichen Richtlinien ge-
führten Statistiken erfaßt. Hierzu gehören unter 
anderem: 

— die Polizeiliche Kriminalstatistik 
(Erfassung der Tatverdächtigen), 

— die Strafverfolgungsstatistik 
(Erfassung der Abgeurteilten), 

— die Justizstatistik der Staatsanwaltschaften 
(Erfassung der Ermittlungsverfahren). 

Diese Statistiken weisen keine Datendifferen-
zierung nach Arbeitslosigkeit jugendlicher 
Straftäter, Dauer der Arbeitslosigkeit zur Zeit 
der Tat und Berufsausbildungsabschluß auf. Die 
Justizstatistik der Staatsanwaltschaften (Staats-
anwaltschaftsstatistik) ist eine reine Verfah-
rensstatistik, die die Zahl der angefallenen Er-
mittlungsverfahren und die Art und Weise ihrer 
Erledigung erfaßt. Wegen dieser Aufgabenstel-
lung differenziert sie nicht nach jugendlichen, 
heranwachsenden oder erwachsenen Beschul-
digten. Die Auswertung erfolgt seit 1981 auf der 
Basis der Daten von acht Bundesländern. 

2. Es ist zutreffend, daß die Eigentumskriminalität 
einen erheblichen Anteil an der Gesamtkrimina-
lität Jugendlicher darstellt. 

Es trifft nicht zu, daß in den letzten Jahren eine 
„drastische" Zunahme dieser Delikte durch ju-
gendliche Straftäter zu verzeichnen wäre. In der 
Zeit von 1980 bis 1983 ist der Anteil von Dieb-
stahl und Unterschlagung an der Gesamtkrimi-
nalität Jugendlicher lediglich um 4,3 % gestiegen. 
Bei den anderen Vermögensdelikten ohne Raub 
und Erpressung beträgt die Zuwachsrate im ge-
nannten Zeitraum 0,1 Prozentpunkte. 

Unzutreffend ist weiterhin, daß 1982 drei Viertel 
der Gesamtkriminalität Jugendlicher auf den 
Bereich Eigentumskriminalität ohne Gewaltan-
wendung entfiele. Aus den Daten der Strafver-
folgungsstatistik des Statistischen Bundesamtes 
ergeben sich für 1982 folgende Anteile der ein-
zelnen Delikte an der Gesamtkriminalität Ju-
gendlicher: 

— Diebstahl, Unterschlagung (Eigentumsdelik-
te): 46,2 %, 

— andere Vermögensdelikte ohne Raub und Er-
pressung: 9,9 %. 

Die Prozentzahlen für 1983 belaufen sich auf 
48,6% beziehungsweise 9,8 %. 

Die Diebstahldelinquenz stellt sich in der Bun-
desrepublik Deutschland ähnlich wie in Oster-
reich, der Schweiz und in den Vereinigten Staa-
ten seit langem als typisches Delikt junger Täter 
dar; ihre Häufigkeit nimmt — unabhängig von 
der jeweiligen Wirtschaftslage — mit zunehmen-
dem Alter der Täter ab. Die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik zeigt auf, daß der Anteil jugendli-
cher Tatverdächtiger an den Gesamttatverdäch-
tigen der Delikte 

— einfacher Diebstahl (1978: 20,9 %; 1982: 
20,4 %), 

— Diebstahl unter erschwerten Umständen 
(1978: 32,2 %; 1982: 30,6 %) und 

— Unterschlagung (1978: 7,5%; 1982: 6,7 %) 

relativ stabil ist und nur geringen Schwankun-
gen unterliegt. 

3. Zu den Zusammenhängen von Jugendkriminali-
tät und Jugendarbeitslosigkeit sind nach dem 
derzeitigen Wissensstand der Forschung verläß-
liche Aussagen nicht möglich. Vergleiche von 
Arbeitslosen- und Tatverdächtigenstatistik wei-
sen direkte Zusammenhänge nicht nach. Auf-
grund neuerer Analysen scheint sich jedoch ab-
zuzeichnen, daß Arbeitslosigkeit weder die allei-
nige, noch die wichtigste Determination für De-
liktsbegehung ist. Soweit Anhaltspunkte für 
eine Beziehung zwischen Beschäftigungslosig-
keit und Delinquenz sprechen, sind sie einge-
bunden in eine bereits vorhandene Gefähr-
dungslage des fraglichen Personenkreises. So-
zialisationsmängel können sowohl zu Straff ällig-
keit als auch zu Jugendarbeitslosigkeit führen. 

14. Wie verhält sich die Bundesregierung zu dem 
Widerspruch zwischen ihren arbeitsmarktpoli-
tischen Versprechen gegenüber Jugendlichen 
und der vorliegenden Novelle des JGG, § 8 
Abs. 2, nach der ein Einstiegsarrest als „päd- 
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agogische Abschreckung" eingeführt werden 
soll, der eine Integration des betroffenen Ju-
gendlichen in die Ausbildung verhindern kann 
und ihn besonders stark stigmatisiert? 

Die beabsichtigte Einführung der Verbindung von 
Jugendarrest mit zur Bewährung ausgesetzter Ju-
gendstrafe soll die Chancen der sozialen Wiederein-
gliederung auch solcher Jugendlichen erhöhen, die 
in erheblichem Umfange strafrechtlich auffällig ge-
worden sind. Der Einstiegsarrest ermöglicht dem 
Jugendrichter auch in solchen Fällen eine Strafaus-
setzung zur Bewährung vorzusehen, in denen sie 
nach geltendem Recht an sich nicht mehr in Be-
tracht käme. Ein Widerspruch zur arbeitsmarktpoli-
tischen Auffassung der Bundesregierung liegt nicht 
vor. 

15. Ist die Bundesregierung mit uns der Meinung, 
daß mit einer Verlängerung ökonomischer Ab-
hängigkeiten bei Jugendlichen und der Auswei-
tung der Adoleszenzphase das geltende Straf-
mündigkeitsalter nicht mehr den Realitäten 
entspricht? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung weder 
im Ansatz noch in der daraus abgeleiteten Folge-
rung. 

V. Situation von Mädchen und  jungen Frauen 

1. Welche konkreten Vorstellungen und Initiativen 
gedenkt die Bundesregierung zu entwickeln, um 
den Gleichbehandlungsgrundsatz entsprechend 
der Richtlinie Nr. 76/207/EWG Geltung zu ver-
schaffen 

— in der betrieblichen Ausbildung, 

— in der Berufsberatung der Bundesanstalt für 
Arbeit, 

— in den Maßnahmen der BA und des Bundes? 

Mädchen haben nach wie vor größere Schwierigkei-
ten einen Ausbildungsplatz zu finden als Jungen. In 
ihrem Beschluß zum Berufsbildungsbericht 1985 
hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, daß 
es sich hier um ein strukturelles Problem handelt, 
das nicht kurzfristig gelöst werden kann. 

Die Wirtschaft, die für die betriebliche Ausbildung 
die Hauptverantwortung trägt, hat in den letzten 
Jahren durch eine kontinuierliche Steigerung des 
gesamten Ausbildungsplatzangebotes dazu beige-
tragen, daß Mädchen verstärkt, zum Beispiel in den 
gewerblich-technischen Berufen, Ausbildungsange-
bote erhalten haben. Die Wirtschaft ist auch in die-
sem Jahr aufgerufen, den Mädchen mit einem diffe-
renzierten Ausbildungsangebot entgegenzukom-
men. Die Bundesregierung appelliert darüber hin-
aus an die Mädchen, die Berufswünsche auf ein grö-
ßeres Berufsspektrum auszurichten. 

Die Bundesregierung unterstützt die Bundesanstalt 
für Arbeit in ihren Bemühungen, im Rahmen der 
Berufsberatung und Ausbildungsstellenvermittlung 
auf eine Gleichbehandlung junger Frauen in der 
Berufsausbildung hinzuwirken und zu einer Erwei-
terung des Berufsraums der Frau beizutragen. Die 
Bundesanstalt versucht schon seit geraumer Zeit, 

den Schwierigkeiten von Mädchen bei der Ausbil-
dungsstellensuche, die sich nicht nur aus Engpäs-
sen auf dem Ausbildungsstellenmarkt, sondern 
auch aus dem überkommenen Rollenverständnis 
ergeben, durch verschiedene Maßnahmen und In-
itiativen entgegenzuwirken, um dem Gleichbehand-
lungsgrundsatz, wie ihn die Richtlinie Nr. 76/207/ 
EWG beschreibt, gerecht zu werden. Dies kommt  
insbesondere in der praktischen Arbeit der Berufs-
beratung zum Ausdruck, die bereits bei der Berufs-
orientierung in den Schulen beziehungsweise bei 
Elternveranstaltungen oder in den Berufsinforma-
tionszentren auf Probleme des Rollenverhaltens 
nachhaltig eingeht. 

Ziel der vielfältigen Maßnahmen der Berufsbera-
tung ist es, ein Problembewußtsein zu schaffen, das 
den Jugendlichen ermöglicht, Fragen wie Eignungs-
klärung, Problematik von Prognosen, Informations-
beschaffung über Ausbildungsmöglichkeiten, Be-
rufsinhalte oder Ausbildungsfinanzierung als sie 
persönlich betreffend zu verstehen, damit sie nicht 
durch Vorurteile oder Unkenntnis berufswahlrele-
vanter Fakten in Lethargie verfallen oder unreflek-
tiert eine Ausbildung anstreben, sondern Entschei-
dungskriterien bewußt wahrnehmen, gewichten 
und berufliche Alternativen erkennen. Im Rahmen 
dieser Zielsetzung haben Informationen über beruf-
liche Möglichkeiten für junge Frauen im gewerb-
lich-technischen Bereich einen hohen Stellenwert. 

In den von der Bundesanstalt für Arbeit herausge-
gebenen Schriften zur Vorbereitung der Berufswahl 
wird schon seit Jahren über die Notwendigkeit ei-
ner Berufsausbildung für Mädchen und über deren 
Ausbildungs- und Berufsmöglichkeiten umfassend 
informiert; dabei werden im verstärkten Maße Be-
rufsmöglichkeiten in gewerblich-technischen Beru-
fen aufgezeigt. 

Mit dem Faltblatt „Die Ausbildung von heute — die 
Investition für morgen" und mit Anzeigen in der 
örtlichen Presse wird im Rahmen der Öffentlich-
keitsarbeit an die Arbeitgeber appelliert, vermehrt 
Ausbildungsplätze für Mädchen bereitzustellen. 

Zur Veranschaulichung des zu behandelnden The-
menkreises und zur Erhöhung der Breitenwirkung 
hat die Bundesanstalt, teilweise in Koproduktion 
mit Fernsehanstalten, eine Reihe von Filmen her-
stellen lassen. Durch die Ausstrahlung der Filme im 
Fernsehen und den kostenlosen Verleih durch das 
Deutsche Filmzentrum in Bonn und zum Teil durch 
Länderfilmdienste an alle interessierten Stellen 
wird ein weiterer, nicht gering zu schätzender Bei-
trag zur Verbesserung der Berufsbildungschancen 
für Mädchen geleistet. 

Im Rahmen der beruflichen Einzelberatung wird 
versucht, Prägungen der Ratsuchenden oder ihrer 
Erziehungsberechtigten, zum Beispiel gerade ge-
genüber „typischen" Berufen für Mädchen, durch 
sachliche Informationen und Argumente abzubau-
en. Die individuelle Beratung bietet Mädchen um-
fassende Informationen über Ausbildungswege und 
Tätigkeitsfelder auch im gewerblich-technischen 
Bereich und im Zusammenhang damit Klärung der 
berufsbezogenen Interessen und Fähigkeiten. 
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Als neue Form der beruflichen Beratung wird die 
Gruppenberatung — nach ihrer schrittweisen Ein-
führung — nunmehr flächendeckend angeboten. 
Dabei werden die anerkannten Vorteile der Arbeit 
mit Kleingruppen für die Lösung individueller Be-
rufswahlprobleme genutzt. Es hat sich bereits er-
wiesen, daß sich der Erfahrungsaustausch zwischen 
Jugendlichen mit vergleichbaren Problemstellun-
gen gerade im Bereich der Berufswahl von Mäd-
chen gut nutzen läßt, um tradiertes Rollenverhalten 
aufzulockern und zu bislang abgelehnten Verhal-
tensweisen zu ermutigen. 

Durch die Einrichtung des Funktionsbereiches Aus-
bildungsvermittlung und -beratung und den Ansatz 
von Ausbildungsvermittlern konnten die Maßnah-
men zur gezielten Gewinnung von Ausbildungsstel-
len auch für junge Frauen — insbesondere durch 
inzwischen über 90 000 Betriebskontakte im Jahr — 
verstärkt werden. 

Die Ausbildungsvermittler wurden (wie die Berufs-
berater) in Kontaktverhalten und Gesprächstech-
nik geschult, um in der Lage zu sein, mit metho-
disch sinnvoller Argumentation den Vorurteilen, die 
einer Einstellung von Mädchen entgegenstehen, zu 
begegnen. Die Fachkräfte nehmen jede Gelegenheit 
wahr, durch fachkundige Information die Bereit-
schaft der Betriebe zur Ausbildung von Mädchen — 
auch in „atypischen" Berufen — zu erhöhen. 

Die in der Berufsberatung insgesamt ergriffenen 
Maßnahmen haben dazu beigetragen, daß eine posi-
tive Entwicklung für die jungen Frauen eingeleitet 
werden konnte. Der Anteil der Mädchen, die eine 
betriebliche Berufsausbildung in einem „Männerbe-
ruf" 1 ) begonnen haben, hat sich von 1977 bis 1984 
von rund 2 % auf rund 6% der Auszubildenden in 
diesen Berufen erhöht. Die Bundesregierung wird 
diese Entwicklung weiterhin fördern. Sie führt zur 
Zeit Gespräche mit der Bundesanstalt für Arbeit 
darüber, wie im Rahmen der Beratungs- und Ver-
mittlungsaufgaben dazu beigetragen werden kann, 
daß die Vorschriften des Arbeitsrechtlichen EG-An-
passungsgesetzes noch stärkere Beachtung finden. 

Zu den von der Bundesanstalt für Arbeit finanzier-
ten Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Bil-
dung und den ergänzenden Maßnahmen des Bun-
des für arbeitslose und benachteiligte Jugendliche 
haben Mädchen wie Jungen in gleicher Weise Zu-
gang. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind wich-
tige Förderungsmaßnahmen für Frauen auch ohne 
gesetzliche Regelungen möglich. Hierzu gehören 
zum Beispiel die sogenannten Positiven Maßnah-
men, die zum Ziel haben, die berufliche Situation 
von Frauen gerade in den Berufen, Wirtschaftsbe-
reichen und Positionen zu verbessern, wo sie noch 
unterrepräsentiert sind. 

Die Bundesregierung hat einen Leitfaden zur Frau

-

enförderung in Betrieben veröffentlicht, der sich an 

1 ) Ausbildungsberufe, bei denen der Frauenanteil im 
Jahre 1977 unter 20% lag, werden als „Männerberuf" 
bezeichnet (Abgrenzung aus Beruf sbildungsbericht 
1981). 

Unternehmensleitungen, Personalabteilungen, Be-
triebsräte und Tarifparteien wendet und Hilfen an-
bietet, wie mittels eines konkreten, auf die Erfor-
dernisse des einzelnen Betriebes ausgerichteten 
Planes (Frauenförderungsplan) die Benachteili-
gung von Frauen systematisch abgebaut werden 
kann. Dieser „Leitfaden" für die private Wirtschaft 
ergänzt die vielfältigen Bemühungen unter ande-
rem einzelner Bundesländer, Frauenförderungs-
maßnahmen auch im öffentlichen Dienst einzufüh-
ren. Die Bundesregierung prüft zur Zeit, wie die 
Situation von Frauen im Bundesdienst weiterhin 
verbessert werden kann. 

2. Wie gedenkt die Bundesregierung der fehlge-
richteten Ausbildungspolitik von Mädchen (Be-
rufe ohne Zukunftsaussichten) zu begegnen und 
inwieweit liegen der Bundesregierung Erkennt-
nisse darüber vor, ob ausgebildete Mädchen und 
junge Frauen in ihren erlernten Berufen arbei-
ten, unter welchen Bedingungen tarifrechtlicher 
Art sie arbeiten, wieviel Mädchen und junge 
Frauen ausbildungsfremd beschäftigt sind? 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es nicht 
gerechtfertigt, bestimmte Berufe pauschal als Be-
rufe „ohne Zukunftschancen" zu bezeichnen. Jeder 
Beruf bietet Chancen und es kommt entscheidend 
darauf an, inwieweit bei einem Berufswechsel die 
bisher erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten 
verwertet werden können. Allerdings trifft es zu, 
daß Mädchen und junge Frauen sich bei der gegen-
wärtigen Situation auf dem Ausbildungsstellen-
markt besonderen Schwierigkeiten gegenüberse-
hen. Rund zwei Drittel der unversorgten Ausbil-
dungsplatzbewerber sind Mädchen. Dabei sind fol-
gende aktuelle Entwicklungen zu berücksichtigen: 

— In den Verwaltungs-, Büro- und Dienstleistungs-
berufen, die traditionell besonders stark von 
Mädchen nachgefragt werden, treten besondere 
Angebotslücken auf, während in gewerblich-
technischen Berufen das Angebot schon teil-
weise die Nachfrage übersteigt. 

— Nur eine umgehende Berücksichtigung der tech-
nologischen Entwicklungen bei der Ausbildung 
in traditionellen Frauenberufen, insbesondere 
im kaufmännisch-verwaltenden Bereich, kann 
verhindern, daß hier zusätzlich erhebliche Aus-
bildungs- und Beschäftigungsprobleme für Mäd-
chen und Frauen entstehen. 

Die Bundesregierung wird daher neben der Um-
setzung der durch das Modellprogramm „Erschlie-
ßung gewerblich-technischer Ausbildungsberufe für 
Mädchen" gewonnenen Erfahrungen in Zukunft in 
verstärktem Maße Modellvorhaben fördern, durch 
die Wege und Methoden sowie die Einführung 
neuer Technologien bei der betrieblichen Ausbil-
dung in traditionellen Frauenberufen entwickelt 
werden sollen. 

Im Rahmen des Benachteiligtenprogramms werden 
verstärkt Mädchen gefördert. Der Anteil der Mäd-
chen unter den deutschen Teilnehmern lag bereits 
im Ausbildungsjahr 1983/84 mit 43,5% über dem 
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Mädchenanteil im dualen System und ist seitdem 
weiter gestiegen. 

Über die Beschäftigung von Mädchen und jungen 
Frauen in ihren erlernten Berufen liegen Erkennt-
nisse aus der Längsschnittuntersuchung des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
„Jugendliche beim Übergang vom Bildungs- in das 
Beschäftigungssystem" vor. Danach hat ein Viertel 
der erwerbstätigen Schulabgänger des Schulentlaß-
jahrganges 1977 mit inzwischen abgeschlossener 
betrieblicher Berufsausbildung bis Ende 1980, also 
bereits kurz nach Ausbildungsabschluß, zuminde-
stens einmal den Beruf gewechselt. Zu diesem Zeit-
punkt ergaben sich nahezu keine geschlechtsspezi-
fischen Unterschiede. 

Die Verwertbarkeit der während der Ausbildung er-
worbenen Kenntnisse und Fertigkeiten bei Schul-
abgängern aus allgemeinbildenden Schulen des Se-
kundarbereichs I (Entlaßjahrgang 1977), die bis 
Ende 1980 eine betriebliche Berufsausbildung abge-
schlossen haben und zu diesem Zeitpunkt erwerbs-
tätig waren, ergibt sich aus der folgenden Uber-
sicht: 

Von den während der Ausbildung erworbenen 
Kenntnissen können nach ihren Angaben nur we-
nig, sehr wenig oder nichts verwerten 

Jugendliche mit abgeschlosse- 
ner betrieblicher Berufsausbil- 
dung 

insgesamt 	  14 

davon weiblich 	 16 

männlich 	 11 

Diese Verwertbarkeit wird nach den Ergebnissen 
der IAB-Studie stark davon beeinflußt, ob der Be-
trieb oder Beruf gewechselt wurde: 

— Nach einem Betriebswechsel erhöht sich der An-
teil der Fachkräfte, die nur wenig, sehr wenig 
oder nichts von den erworbenen Kenntnissen, 
Fertigkeiten und Fähigkeiten verwerten kön-
nen, auf 24 % (ohne Betriebswechel 9 %). 

— Nach einem Berufswechsel liegt der entspre-
chende Anteil bei 33 % (ohne Berufswechsel 
8 %). 

— Wird sowohl der Betrieb als auch der Beruf ge-
wechselt, dann steigt der entsprechende Anteil 
auf 45 %, das heißt fast die Hälfte dieser Fach-
kräfte konnte die erworbenen Ausbildungsin-
halte im neuen Beruf nicht verwerten. Dabei ist 
festzuhalten, daß sich die Verwertbarkeit der 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten auf-
grund eines Berufswechsels stärker verringert 
als aufgrund eines Betriebswechsels. 

— Im Umkehrschluß läßt sich aber auch feststel-
len, daß selbst dann, wenn Betrieb und Beruf 
gewechselt wurden, mehr als die Hälfte der 

Fachkräfte die erlernten Ausbildungsinhalte 
verwerten können. Dies deutet auf eine hohe 
Flexibilität der betrieblichen Berufsausbildung 
hin. 

Darüber hinaus ist aus einer gemeinsamen Unter-
suchung des Bundesinstituts für Berufsbildung und 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsf or-
schung aus dem Jahre 1979 — jüngere Daten liegen 
nicht vor — bekannt, daß 10 % der männlichen und 
17 % der weiblichen Erwerbstätigen des Jahres 1979 
mit Facharbeiterausbildung eine Tätigkeit als unge-
lernte oder angelernte Arbeiter ausübten. Auf der 
anderen Seite hatten 17 % der männlichen und 7 % 
der weiblichen Erwerbstätigen mit Facharbeiter-
ausbildung noch eine zusätzliche Berufsausbildung 
abgeschlossen und waren nicht mehr als Facharbei-
ter tätig. Mit diesen zusätzlichen Berufsausbildun-
gen ist teilweise auch ein beruflicher Aufstieg ver-
bunden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung unterstrei-
chen die vorliegenden Daten die Bedeutung eines 
differenzierten Weiterbildungsangebots für Frauen 
sowie die Notwendigkeit, Frauen den Zugang zur 
beruflichen Weiterbildung in den Betrieben und au-
ßerhalb der Betriebe soweit wie möglich zu erleich-
tern. Außerdem erscheint es geboten, der Beratung 
junger Frauen und ihrer Ausbildungsbetriebe am 
Ende der Berufsausbildung verstärkt unter dem 
Gesichtspunkt Aufmerksamkeit zuzuwenden, daß 
der Verlust von erworbenen Qualifikationen mög-
lichst weitgehend vermieden wird. 

Die in der Siebten Novelle zum Arbeitsförderungs-
gesetz vorgesehenen Erweiterungen des AFG-In-
strumentariums, insbesondere die Möglichkeit der 
Förderung einer Teilzeitbildungsmaßnahme mit ei-
nem Teil-Unterhaltsgeld neben einer Teilzeitbe-
schäftigung sowie Einarbeitungszuschüsse auch im 
Rahmen von befristeten Arbeitsverträgen, werden 
zur Erreichung dieses Zieles beitragen. 

3. Welchen Stellenwert nehmen Programme zur 
Ausbildung von Mädchen in gewerblich-techni-
schen Berufen ein und wie will die Bundesregie-
rung sicherstellen, daß den Mädchen nach er-
folgreicher Ausbildung ein Erwerbsarbeitsplatz 
zur Verfügung gestellt wird? 

Das Modellprogramm der Bundesregierung zur Er-
schließung gewerblich-technischer Ausbildungsbe-
rufe für Mädchen hat durch die Eröffnung neuer 
qualifizierter Berufsmöglichkeiten eine wichtige 
Verbesserung der Berufschancen von Frauen gelei-
stet. Die Anzahl der Mädchen, die in Berufen ausge-
bildet werden, in denen weibliche Auszubildende 
1977 einen Anteil an den Auszubildenden von weni-
ger als 20 % hatten, ist von 13 000 (2,6% aller weibli-
chen Auszubildenden) im Jahre 1977 auf 51 000 
(7,5%) im Jahre 1983 gestiegen. 

Die Modellvorhaben haben eindeutig bewiesen, daß 
Mädchen und Frauen in aller Regel auch für solche 
Berufe geeignet sind, die bisher weitgehend Män-
nern vorbehalten waren. Von 980 Mädchen des Mo-
dellprogramms, die an der Facharbeiter- bezie- 
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hungsweise Gesellenprüfung teilgenommen haben, 
haben 963 (98,3%) die Prüfung bestanden. Die Aus-
wertung des Übergangs in die Beschäftigung nach 
der Ausbildung zeigt aber auch, daß Mädchen und 
Frauen in diesen Berufen eine gute Arbeitsmarkt-
chance haben. Fast zwei Drittel (64,7 %) der jungen 
Facharbeiterinnen und Gesellinnen sind im erlern-
ten Beruf tätig, überwiegend (56,3 %) im Ausbil-
dungsbetrieb, weitere 11,8% üben zunächst eine be-
rufsfremde Tätigkeit aus und 8,8 % haben eine wei-
tere Ausbildung beziehungsweise ein Studium auf-
genommen. Nur 6,8% sind nach der Ausbildung ar-
beitslos geworden, erheblich weniger als im Durch-
schnitt der Absolventen des dualen Systems. 

Nach Auslaufen des Modellvorhabens geht es dar-
um, die positiven Ergebnisse möglichst breit be-
kanntzumachen, damit durch eine intensive Nut-
zung eine weitere rasche Verbesserung der Ausbil-
dungs- und Beschäftigungschancen für Mädchen 
und Frauen erreicht wird. Dabei sind nach den vor-
liegenden Erfahrungen zwei Forderungen beson-
ders wichtig: eine möglichst frühzeitige Berufs-
wahlvorbereitung und eine breite Öffnung der be-
trieblichen Ausbildungs- und Beschäftigungschan-
cen für Mädchen und Frauen. 

Die Modellversuche haben gezeigt, daß nur bei ei-
ner frühzeitig einsetzenden Berufswahlvorberei-
tung in der Schule die Voraussetzungen für eine 
freie Wahl zwischen herkömmlichen und bisher un-
üblichen Berufen ermöglicht wird. Dazu gehört, daß 
die Vermittlung technischer Inhalte für Mädchen 
genauso sichergestellt wird wie für Jungen. Zu 
lange war es möglich und üblich, daß im Bereich 
der Arbeitslehre Mädchen ausschließlich Hauswirt-
schaft und die Jungen ausschließlich technische Fä-
cher wählten. Aber auch Fragen der Arbeitsteilung 
zwischen Mann und Frau sowie der Lebensplanung 
gehören in den Unterricht in möglichst vielen Fä-
chern. 

Im Interesse einer breiten Öffnung der Ausbil-
dungs- und Beschäftigungschancen für Mädchen in 
gewerblich-technischen Berufen ist es wichtig, daß 
die positiven Erfahrungen der über 200 Modellbe-
triebe möglichst breit genutzt werden, um noch be-
stehende Vorurteile in anderen Betrieben abzubau-
en. Der Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft wird die Wirtschaft bei der Weitergabe dieser 
wichtigen Erfahrungen unterstützen. Die Arbeits-
ämter werden im Rahmen ihrer Beratungs- und 
Vermittlungsbemühungen immer wieder auf die po-
sitiven Ergebnisse aus den Modellversuchen hin-
weisen. 

Interessant sind in diesem Zusammenhang die Be-
mühungen in Niedersachsen, die Erfahrungen aus 
den Mädchen-Modellversuchen, insbesondere dem 
schulischen Berufswahlunterricht, den Betrieben 
zur Verfügung zu stellen. 

4. Inwieweit verfügt die Bundesregierung über Er-
kenntnisse, wie sich die Situation von Frauen 
und Mädchen in ungeschützten Beschäftigungs-
verhältnissen heute darstellt? 

Wie in den Antworten auf die Fragen IV. 5 und 6 
festgestellt, verbergen sich hinter den sogenannten 
„ungeschützten Beschäftigungsverhältnissen" eine 
Vielzahl sehr unterschiedlicher Erwerbstätigkeiten. 
Nähere Kenntnisse darüber, wie sich in diesen be-
sonderen Formen der Erwerbstätigkeit speziell die 
Situationen von Frauen und Mädchen darstellen, 
besitzt die Bundesregierung nicht. 

5. Welche Entwicklungen zeichnen sich in den ver-
gangenen zehn Jahren bei der Entscheidung von 
Männern für die verschiedenen Frauenberufe 
ab, welche Position nehmen Männer im Ver-
gleich zu ihren weiblichen Kolleginnen ein und 
zu welchen tariflichen Bedingungen werden sie 
in den verschiedenen Frauensparten im Ver-
gleich zu den Frauen eingestellt? 

Als typische „Frauenberufe" wurden bisher solche 
Ausbildungsberufe definiert, bei denen der Männer-
anteil im Jahre 1977 unter 20% lag. Bei den Er-
werbstätigen liegen aufgrund der verfügbaren Mi-
krozensusdaten die Verhältnisse des Jahres 1976 
zur Definition von „frauentypischen" Berufen zu-
grunde. 

Beim Vergleich der männlichen und weiblichen 
Auszubildenden nach „frauentypischen" Ausbil-
dungsberufen für die Jahre 1973 und 1983 mit den 
jeweiligen prozentualen Anteilen der Männer an 
der Insgesamtzahl zeigt sich, daß mit dem Anstieg 
aller Auszubildenden zwischen 1973 und 1983 auch 
die Zahl der männlichen und weiblichen Jugendli-
chen in „frauentypischen" Ausbildungsberufen ab-
solut zunahm. Der Anteil der Männer in „frauenty-
pischen" Ausbildungsberufen lag zu beiden Zeit-
punkten bei 3 %. 

Der Vergleich der männlichen und weiblichen Er-
werbstätigen nach „frauentypischen" Berufsord-
nungen für die Jahre 1973 und 1982 (letzte verfüg-
bare Mikrozensuserhebung) zeigt bei einem leich-
ten Anstieg der Erwerbstätigenzahl insgesamt (von 
26,739 Millionen auf 26,776 Millionen), daß die abso-
lute Zahl der männlichen und weiblichen Erwerbs-
tätigen in „frauentypischen" Berufen in diesem 
Zeitraum abnahm. Der Anteil der Männer in „frau-
entypischen" Berufen betrug jeweils rund 10%. 

Da für Erwerbstätige eine berufliche Untergliede-
rung lediglich nach den mehrere Ausbildungsbe-
rufe zusammenfassenden Berufsordnungen (3-Stel-
ler) möglich ist, kann aufgrund des verfügbaren Da-
tenmaterials kein Vergleich zwischen den jeweili-
gen Männeranteilen in „frauentypischen" Berufen 
für Erwerbstätige und Auszubildende (4-Steller) an-
gestellt werden. 

Der Bundesregierung liegen aus Teilbereichen der 
Wirtschaft Erkenntnisse darüber vor, daß Frauen in 
„Frauenberufen" im Vergleich zu Männern im 
Durchschnitt weniger Vorgesetzten- und Führungs-
funktionen übernehmen sowie eine geringere Qua-
lifikation (kürzere Ausbildung und weniger berufli-
che Fortbildung) nachweisen. 

Ob derzeit bei gleicher Ausbildung und gleichem 
Tätigkeitsbereich unterschiedliche Positionen ein- 
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genommen werden und unter welchen tariflichen 
Bedingungen Männer in „frauentypischen" Tätig-
keitsbereichen arbeiten, kann nicht belegt werden. 
Falls bei gleicher Tätigkeit unterschiedliche tarifli-
che Eingruppierungen nachgewiesen werden könn-
ten, wäre dies nach Auffassung der Bundesregie-
rung ein Verstoß gegen das Gleichbehandlungsge-
bot. 

6. Wie viele junge Männer mußten wegen Vater-
schaft ihre Ausbildung abbrechen oder unter-
brechen im Vergleich zu gleichaltrigen  Frauen?  

Statistische Unterlagen über die Zahl der jungen 
Männer, die ihre Ausbildung wegen Vaterschaft ab-
brechen oder unterbrechen, liegen nicht vor. 

7. Können Mädchen und junge Frauen davon aus-
gehen, daß ausschließlich sie aufgrund ihrer 
nachweislich besseren schulischen Leistungen 
und der Ausprägung ihrer Arbeitstugenden (vgl. 
Institut der deutschen Wirtschaft, Köln, Beiträge 
zur Gesellschafts- und Bildungspolitik 1/85) die 
finanziellen Mittel der „Eliteförderung" in An-
spruch nehmen? 

Die Bundesregierung unterstützt im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Hochbegabtenförderung, ohne dabei das Ziel einer 
qualifizierten Ausbildung für alle zu vernachlässi-
gen. 

Aus dem Gebot der Gleichbehandlung folgt zu-
gleich, daß diese Förderung allen hochbegabten Ju-
gendlichen — unabhängig von ihrem Geschlecht — 
unter den gleichen Voraussetzungen zugute kom-
men muß. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
bemüht sich um eine Anhebung des Mädchenan-
teils bei den naturwissenschaftlichen Leistungs-
wettbewerben, die eine typische Maßnahme der 
Hochbegabtenförderung darstellen. Die Zahl der 
weiblichen Teilnehmer an diesen Wettbewerben ist 
zur Zeit noch nicht zufriedenstellend und soll durch 
öffentlichkeitswirksame Werbung und durch die 
Gewinnung von weiblichen Wettbewerbsleitern und 
Juroren weiter gesteigert werden. 

Die Begabtenförderung im Hochschulbereich, die 
der Bund durch Zuwendungen an die acht überre-
gional tätigen Begabtenförderungswerke unter-
stützt und wofür er im Bundeshaushalt 1985 im Ein-
zelplan 31 75,5 Mio. DM bereitstellt, steht grundsätz-
lich allen besonders begabten und befähigten Stu-
denten und Doktoranden offen. Die Anteile der Sti-
pendiatinnen an der Gesamtzahl der Geförderten 
sind bei den einzelnen Begabtenförderungswerken 
unterschiedlich hoch. Der Frauenanteil an den Sti-
pendiaten aller Förderungswerke lag 1983 in der 
Grundförderung bei insgesamt 32,7 % und in der 
Promotionsförderung bei 34,4 %. Zu Einzelheiten 
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. 
Wisniewski u. a. und der Fraktion der CDU/CSU 

sowie der Abgeordneten Frau Dr. Adam-Schwaet-
zer u. a. und der Fraktion der FDP zur Unterreprä-
sentanz von Frauen im Hochschulbereich vom 
25. Januar 1985 — Drucksache 10/2805 — hingewie-
sen. 

8. Wie viele junge Frauen mit Kindern sind nach 
den Erkenntnissen der Bundesregierung an ei-
ner Vollzeitbeschäftigung auf dem Arbeitsmarkt 
interessiert? 

a) Wie hoch ist der Anteil der Frauen, die dieses 
Ziel nicht weiterverfolgen, weil sie keine Al-
ternative für die Kinderbetreuung haben 
bzw. diese nicht bezahlen können und hat die 
Bundesregierung ein Interesse daran, die Si-
tuation dieser jungen Frauen unter dem Ge-
sichtspunkt der Chancengleichheit auf dem 
gesetzgeberischen Weg zu verbessern? 

Ende September 1984 waren bei den Arbeitsämtern 
2 400 arbeitslose weibliche Jugendliche unter 20 
Jahren und 33 456 jüngere arbeitslose Frauen in der 
Altersgruppe 20 bis 40 Jahre mit Kindern gemeldet, 
die eine Vollzeitbeschäftigung wünschten. Weitere 
Informationen liegen nicht vor. 

Gesetzgeberische Maßnahmen zur Erleichterung 
der Kinderbetreuung sind nicht vorrangig Bundes-
aufgabe. Kinderbetreuungseinrichtungen sind Ein-
richtungen der Jugendhilfe. Die konkreten Rege-
lungen finden sich in den Kindergartengesetzen 
und sonstigen Vorschriften der Länder. 

Im Interesse einer besseren Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf wird es darauf ankommen, das Kin-
dergartenangebot zu verbessern und insbesondere 
die Zahl der Plätze in Kindertagesstätten und Kin-
derhorten zu erhöhen. Vor allem wirken sich die 
Öffnungszeiten noch immer hemmend auf die Be-
rufstätigkeit von Eltern mit Kindern aus. 

Wenn auch die Gesetzgebung den Ländern obliegt, 
so kann doch der Bund Impulse für eine bedarfsge-
rechte Regelung der Öffnungszeiten von Kinderbe-
treuungseinrichtungen geben. Deshalb hat das Bun-
desministerium für Jugend, Familie und Gesund-
heit hierzu ein Spitzengespräch mit der Bundesar-
beitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege und 
den kommunalen Spitzenverbänden vorgesehen. 

b) Welche arbeitsmarkteffizienten Rückzugs-
prozesse bei jungen Frauen werden durch 
die Einführung eines Erziehungsgeldes von 
der Bundesregierung eingeschätzt und wie 
viele junge Männer werden schätzungsweise 
ihren Erwerbsarbeitsplatz für ein so bezahl-
tes Erziehungsjahr verlassen? 

Nach den Erfahrungen mit der Regelung des Mut-
tershaftsurlaubs wird der Mutterschaftsurlaub von 
rund 95% der erwerbstätigen Frauen in Anspruch 
genommen (vgl. BT-Drucksache 9/1210, S. 1). 51 % 
der Mütter haben nach Ablauf des Mutterschaftsur-
laubs ihre Erwerbstätigkeit aufgegeben, 49 % der 
Mütter haben nach Beendigung des Mutterschafts-
urlaubs ihre Erwerbstätigkeit wieder aufgenom- 
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men. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
diese Richtwerte auch für die Inanspruchnahme 
des Erziehungsurlaubs maßgeblich sind. Schätzun-
gen darüber, in welchem Umfang sich erwerbstä-
tige Männer am Erziehungsurlaub beteiligen wer-
den, sind nicht möglich, weil die Erfahrungen in 
anderen Ländern (zum Beispiel Schweden) nur be-
dingt auf die Bundesrepublik Deutschland übertra-
gen werden können. 

Die Befürchtungen, der Erziehungsurlaub und der 
damit verbundene Kündigungsschutz könnten sich 
zu einem Einstellungshemmnis für junge Frauen 
auswirken, werden auch durch die Erfahrungen im 
benachbarten Ausland nicht bestätigt. In Österreich 
gibt es bereits seit 1957 einen einjährigen Karenz

-

urlaub mit einer Wiedereinstellungsgarantie. Dort 
liegt die Beschäftigungsquote von Frauen nach ei-
ner OECD-Studie bei 38,7 %, in der Bundesrepublik 
Deutschland bei 38,2% (jeweils Zahlen für das Jahr 
1982). In Frankreich dauert der Erziehungsurlaub 
— ebenfalls verbunden mit einer Wiedereinstel-
lungsgarantie — zwei Jahre, bei Teilzeitarbeit sogar 
drei Jahre. In Frankreich beträgt die Beschäfti-
gungsquote von Frauen nach der bereits erwähnten 
OECD-Studie 38,6%. In Schweden haben Mütter 
und Väter seit 1981 einen Anspruch auf Erziehungs-
urlaub für 18 Monate. Dort beträgt die Beschäfti-
gungsquote von Frauen 46,2 %; sie ist gegenüber 
1977 um 2,5 Prozentpunkte gestiegen. 

c) Durch welche Maßnahmen will die Bundes-
regierung die Gleichstellung von jungen 
Männern in der Kindererziehung und dem 
Beruf gewährleisten? 

Die Bundesregierung fördert durch ihre Politik eine 
Bewußtseinsänderung in der Gesellschaft im Hin-
blick auf mehr partnerschaftliche Aufgabenteilung 
in Beruf und Familie. Bereits so früh wie möglich 
sollen Jungen und Mädchen lernen, daß es keine 
geschlechtsspezifische Rollenverteilung — insbe-
sondere auch in der Familienarbeit — geben muß. 
Rollenklischees, wie sie zum Teil immer noch beste-
hen, sollen abgebaut werden, damit eine wirklich 
freie Entscheidung zur Aufteilung der Familienar-
beit und der Erwerbsarbeit möglich wird. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat eine Studie in Auftrag gegeben, um 
festzustellen, ob und wie sich die Aufgabenvertei-
lung in der Familie in den letzten Jahren geändert 
hat. 

Ab Januar 1986 wird es für Eltern nach der Geburt 
eines Kindes ein Erziehungsgeld von 600 DM mo-
natlich geben. Erziehungsgeld und Erziehungsur-
laub stehen nicht mehr nur Müttern zu, sondern — 
alternativ — auch den Vätern. Die Bundesregierung 
verknüpft damit die Hoffnung, daß auch Väter von 
dem Erziehungsurlaub Gebrauch machen und sich 
intensiv um ihre Kinder kümmern. 

Durch das Beschäftigungsförderungsgesetz wurden 
Teilzeitarbeit und Arbeitsplatzteilung aufgewertet 
und arbeitsrechtlich besser abgesichert. Damit soll 
Teilzeitarbeit auch für diejenigen attraktiv werden, 
die bislang einer Vollzeitbeschäftigung den Vorzug 
gegeben haben. Teilzeitarbeitsplätze müssen nicht 
Frauenarbeitsplätze sein, auch Männer sollten 
diese Möglichkeit nutzen, Berufstätigkeit und Fa-
milienarbeit besser miteinander zu verbinden. 

d) Wie hat sich die Zahl der Jungehen (junge 
Frauen und Männer zwischen 16 und 20 Jah-
ren) von 1975 bis heute entwickelt, wie hoch 
war darunter der Anteil der jungen Frauen 
ohne oder mit einer abgebrochenen Berufs-
ausbildung, und ist die Bundesregierung mit 
vielen Frauen und Mädchen der Meinung, 
daß der Familienstand „verheiratet" lediglich 
für sie, nicht aber für junge Männer ein Be-
rufsrisiko darstellt? 

Seit längerem schon ist ein steigendes durch-
schnittliches Heiratsalter bei Männern und Frauen 
festzustellen. Diese Tendenz steht nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht in einem nachweisbaren 
Zusammenhang mit der veränderten Situation auf 
dem Arbeitsmarkt. Vielmehr ist sie insbesondere 
auf die höhere Bildungsbeteiligung und die im 
Durchschnitt längere Dauer der Schul- und Berufs-
ausbildung junger Menschen zurückzuführen. 

Die Zahl der verheirateten jungen Männer und jun-
gen Frauen im Alter zwischen 16 und 20 Jahren ist 
nach den Ergebnissen des Mikrozensus von 274 100 
im Jahr 1976 auf 173 100 im Jahr 1982 zurückgegan-
gen (– 36,8 %). Nach wie vor heiraten erheblich 
mehr junge Frauen im Alter unter 20 Jahren als 
junge Männer, doch ist der Männeranteil unter den 
unter 20jährigen Verheirateten zwischen 1976 und 
1982 von 13,9% auf 18,3% angestiegen. Die Situation 
der verheirateten Frauen im Hinblick auf Bildungs-
beteiligung, Erwerbstätigkeit und Abschluß einer 
Berufsausbildung im zeitlichen Vergleich ergibt 
sich aus nachstehender Ubersicht: 
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1976 (Mai) 1982 (April) 1 ) 

absolut % absolut 

Verheiratete Frauen zwischen 16 und 20 Jahren 	 236 100 100 141 400 100 

darunter 
(zur Zeit der Zählung): 
Schüler, Studenten 	  3 600 1,5 4 100 2,9 

Auszubildende 	  2 900 1,2 4 400 3,1 

erwerbstätig, ohne abgeschlossene Berufsausbildung 	 47 100 19,9 31 300 22,1 

erwerbslos, ohne abgeschlossene Berufsausbildung 	 7 400 3,1 8 300 5,9 

Nichterwerbspersonen, ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung 	  61 400 26,0 43 500 30,8 

1 ) Quelle: Mikrozensus 1976 und 1982 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß sich die 
Berufschancen junger Frauen mit der Heirat ver-
schlechtern können. Hierfür sind verschiedene Fak-
toren ursächlich. Neben den immer noch bestehen-
den Vorurteilen Dritter gegenüber der Erwerbstä-
tigkeit verheirateter Frauen hat insbesondere die 
noch weit verbreitete Rollenverteilung bei den Fa-
milienaufgaben Bedeutung. Arbeitgeber gehen da-
von aus, daß neben dem Arbeitsausfall von Frauen 
wegen Schwangerschaft und Geburt auch Arbeits-
einschränkungen wegen der übernommenen Fami-
lienaufgaben erfolgen werden. Bei Männern wird 
hingegen unterstellt, daß ihre häuslichen Pflichten 
durch eine Heirat eher abnehmen. Auswirkungen 
haben auch die Gegebenheiten in Gesellschaft und 
Arbeitsleben, die nicht auf die berechtigten Wün-
sche von Frauen mit Kindern nach gleichberechtig-
ter Erwerbstätigkeit Rücksicht nehmen. 

Trotzdem ist aber die Erwerbstätigkeit von verhei-
rateten Frauen und Frauen mit Kindern in den letz-
ten Jahren besonders stark gestiegen (Erwerbstä-
tigkeit von Frauen mit Kindern unter 18 Jahren 
1961: 32,2%, 1982: 44 %). Auch Arbeitgeber, die Teil-
zeitarbeitsplätze anbieten, profitieren von der Ver-
heiratung oder Familiengründung von Frauen. 

Für die Bundesregierung haben alle Maßnahmen 
eine hohe Bedeutung, die auf eine Überwindung des 
herkömmlichen Rollenverständnisses hinzielen 
und die die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
verbessern. 

Eine breitangelegte Öffentlichkeitsarbeit soll zum 
Abbau bestehender Vorurteile und Rollenklischees 
beitragen. Daneben werden Modelle und Untersu-
chungen gefördert, die die bessere berufliche Absi-
cherung von Frauen mit Familienaufgaben zum 
Ziel haben. Bereits abgeschlossen wurde ein Pro-
jekt zur familienfreundlichen Gestaltung des Ar-
beitslebens sowie ein Projekt, in dem gezielte Frau-
enförderungsmaßnahmen entwickelt und erprobt 
wurden. Aufgrund dieses Projekts wurde ein Leitfa-
den mit praktischen Hinweisen für Arbeitgeber, Be-
triebsräte und Gewerkschaften veröffentlicht. 

Abgeschlossen wurde ferner eine Untersuchung 
„Verbindung zur Berufswelt während der Familien

-

phase", während ein Modellvorhaben „Wiederein

-

gliederung von Frauen mit gewerblich-technischen 
Berufen bei beruflicher Unterbrechung aus familiä-
ren Gründen" geplant ist. 

Die Bundesregierung hat außerdem gesetzgeberi-
sche Maßnahmen getroffen oder eingeleitet, um die 
Berufschancen der Frauen zu verbessern. Durch 
das Beschäftigungsförderungsgesetz ist der Zugang 
zu beruflicher Fortbildung nach einer Unterbre-
chung der Erwerbstätigkeit erleichtert worden. Im 
Entwurf des Siebten Änderungsgesetzes zum Ar-
beitsförderungsgesetz ist die Einführung eines Teil-
Unterhaltsgeldes für Maßnahmen der beruflichen 
Fortbildung in Teilzeitform vorgesehen. Es soll vor 
allem Teilnehmern an Fortbildungsmaßnahmen ge-
währt werden, die nach der Betreuung oder Erzie-
hung eines Kindes in das Erwerbsleben zurückkeh-
ren und von denen die Teilnahme an einer Maß-
nahme mit ganztägigem Unterricht wegen der Be-
treuung aufsichtsbedürftiger Kinder oder pflegebe-
dürftiger Personen nicht erwartet werden kann. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Arbeits-
rechtliche EG-Anpassungsgesetz Frauen die Mög-
lichkeit gibt, gegen Diskriminierungen durch Ar-
beitgeber bei der Einstellung und beim beruflichen 
Aufstieg vorzugehen. 

9. Wie hat sich die Zahl der ungewollten und der 
Konflikt-Schwangerschaften von Mädchen und 
jungen Frauen bis 24 Jahren in den letzten zehn 
Jahren entwickelt, und wie hoch 

a) ist der Anteil dieses Klientels in den entspre-
chenden Konfliktberatungsstellen? 

Da es keine allgemeine verbindliche Definition von 
ungewollter Schwangerschaft gibt, kann die Frage, 
wie hoch der Anteil der Mädchen und Frauen der 
genannten Altersgruppe in den entsprechenden Be-
ratungsstellen ist, nicht beantwortet werden. 

Zahl und Anteil der Schwangerschaftsabbrüche von 
Mädchen und jungen Frauen unter 25 Jahren auf-
grund der Indikation „Sonstige schwere Notlage" 
hat sich nach der Bundesstatistik in den letzten 
acht Jahren wie folgt entwickelt: 
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Anzahl 

Anteil an den Schwan

-

gerschaftsabbrüchen 
insgesamt 

in % 

1977 8 037 72,0 

1978 13 978 78,7 

1979 17 906 81,8 

1980 19 875 81,9 

1981 20 587 83,4 

1982 22 404 85,3 

1983 21 480 87,8 

1984 21 938 89,8 

Zur Zahl der Schwangerschaftsabbrüche von Mäd-
chen und jungen Frauen unter 25 Jahren insgesamt 
und aufgrund anderer Indikationen wird auf Anla-
ge 3 hingewiesen. 

b) war der Anteil der Frauen ohne ausreichende 
materielle Absicherung, der Frauen, die von 
Ausbildungsnot und Erwerbsarbeitslosigkeit 
betroffen waren, und der Frauen mit abge-
brochener Berufsausbildung in den vergan-
genen fünf Jahren? 

Daten über den Zusammenhang von Schwanger-
schaftsabbrüchen aufgrund der Notlagenindikation 
von Mädchen und jungen Frauen bis 24 Jahre in 
den letzten zehn Jahren mit den in der Frage ange-
sprochenen Merkmalen liegen der Bundesregie-
rung nicht vor. 

c) Welche Hilfen kann in dieser Situation die 
Stiftung „Mutter und Kind" für die Austra-
gung einer aus solchen Gründen (Ausbil-
dungsnot) ungewollten Schwangerschaft bie-
ten? 

Die Bundesstiftung „Mutter und Kind — Schutz des 
ungeborenen Lebens" konnte bisher in über 20 000 
Fällen werdenden Müttern in einer Notlage helfen. 
Die bisher mitgeteilten Zahlen lassen dabei erken-
nen, daß fast zwei Drittel aller Empfängerinnen die-
ser Hilfe alleinstehend und zugleich entweder ar-
beitslos sind, sich in Ausbildung befinden oder Sozi-
alhilfe empfangen. 

Folgende Hilfen können aus Mitteln der Bundes-
stiftung gewährt werden: 

— Beihilfen für die Erstausstattung des Kindes, 

— Unterstützung für die Weiterführung des Haus-
halts, 

— Hilfen beim Suchen und der Einrichtung einer 
angemessenen Wohnung, 

— Übernahme von Kosten für die Betreuung eines 
Kleinkindes, 

— fortlaufende Leistungen zur Unterstützung der 
Lebensführung, 

— Ermöglichung der auswärtigen Unterbringung 
der werdenden Mutter. 

Die vom Stiftungsrat beschlossenen Vergaberichtli-
nien sehen darüber hinaus fortlaufende Leistungen 
für die Sicherstellung einer Ausbildung vor. 

10. Welche Ursachen sieht die Bundesregierung 
für die Zunahme der weiblichen Jugendprosti-
tution? 

Zur weiblichen Jugendprostitution liegen der Bun-
desregierung weder Zahlen (Prostitution ist nicht 
strafbar) noch sonstige Unterlagen vor. Es sind 
auch keine gesicherten Erkenntnisse darüber vor-
handen, ob die weibliche Jugendprostitution zu-
oder abnimmt. 

Bekannt sind lediglich einige Einzeluntersuchun-
gen beziehungsweise Presseartikel, die das Thema 
der Jugendprostitution zum Inhalt haben. Dabei 
handelt es sich in der Regel jedoch nicht um wis-
senschaftlich fundierte Aussagen. 

VI. Zur Rolle des Bundes bei der Ausbildung 

1. Wie viele Erwerbsarbeitsplätze stellt der Bund 
seit 1975 in seinen eigenen Unternehmungen, 
Bundesbehörden usw. zur Verfügung (Entwick-
lung nach Jahren und Anzahl aufgeschlüsselt)? 

Die Zahl der Beschäftigten im unmittelbaren öf-
fentlichen Dienst des Bundes hat sich seit 1975 
(Stichtag 30. Juni) wie folgt entwickelt: 
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Jahr Bund 
Verwaltung 1) 

Bund 
nicht 

selbständige 
Unternehmen 

Deutsche 
Bundesbahn 

Deutsche 
Bundespost Insgesamt 

1975 329 300 3 900 422 800 489 400 1 245 400 
1976 327 500 3 600 401 300 477 000 1 209 400 
1977 323 000 3 600 381 800 479 000 1 187 400 
1978 323 900 3 600 364 300 483 000 1 174 800 
1979 325 600 3 600 349 300 497 200 1 175 700 
1980 326 100 3 600 341 500 501 700 1 172 900 
1981 328 400 3 500 341 900 512 100 1 185 900 
1982 328 700 3 400 335 600 525 800 1 193 500 
1983 328 600 3 200 323 700 526 400 1 181 900 
1984 327 600 3 100 310 000 531 000 1 171 700 

1 ) ohne Soldaten 

2. Wie verteilen sich die Ausbildungsplätze auf die 
bundeseigenen Unternehmen wie Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost sowie 
auf die Unternehmen, an denen der Bund betei-
ligt ist wie z. B. Deutsche Lufthansa AG, Volks-
wagenwerk AG, Stahlwerke Peine-Salzgitter AG 
u. a., in welchen Ausbildungsberufen oder Be-
rufsfeldern wird ausgebildet und wie ist hierbei 
die geschlechtsspezifische Verteilung sowie die 
Verteilung nach der Nationalität? 

Die Ausbildungsplätze verteilen sich auf bundesei-
gene Unternehmen und Beteiligungsgesellschaften 
wie folgt: 

Bestand an 
Ausbildungs Anteil weiblich 

Unternehmen Berufsfeld 
verhältnissen 

absolut in % 30. September 1984 

Deutsche — gewerblich-technische Berufe 	 16 213 1 248 7,7 
Bundespost — Dienstleistungsfachkraft 	im 	Postbe- 

trieb 	und 	Sozialversicherungsfachan- 
gestellte 	  9 429 3 687 39,1 

— Beamtenanwärter für den mittleren 
Dienst 	  2 378 1 260 53,0 

— Praktikanten, Volontäre 	 1 064 670 6,3 

— Sonstige privatrechtliche Ausbildungs- 
verhältnisse 
(27-Wochenausbildung in vier Jahren) 	 13 893 9 767 70,3 

Summe 	  42 977 16 632 38,7 

Deutsche — gewerblich-technische Berufe 	 13 121 643 4,9 
Bundesbahn — Kaufmann/Kauffrau 	im 	Eisenbahn- 

und Straßenverkehr (KIES) 	 1 354 1 095 80,9 

— Praktikanten, Volontäre 	 723 62 8,6 

Summe 	  15 198 1 800 11,8 
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Bestand an 
Ausbildungs Anteil weiblich 

Unternehmen Berufsfeld verhältnissen 
absolut in %, 31. Dezember 1984 

Industriebeteiligun- — gewerblich-technische Berufe 	 14 890 1 146 7,7 
gen des Bundes — Verwaltungsberufe 	 4 377 2 702 61,7 
(Salzgitter, VIAG, 
Saarbergwerke, — Praktikanten 	  923 226 34,5 

IVG, VEBA, VW) 
Summe 	  20 190 4 074 20,2 

Deutsche — gewerblich-technische Berufe 	 701 41 5,8 
Lufthansa AG — Verwaltungsberufe 	 241 181 75,1 

Summe 	  942 222 23,6 

Eine Aufteilung der Auszubildenden nach ihrer Na-
tionalität liegt nicht vor. 

3. Welche Schulabschlüsse werden bei Zugang zu 
den Ausbildungsberufen gekoppelt? 

Der Zugang zu Ausbildungsberufen nach dem Be-
rufsbildungsgesetz und der Handwerksordnung 
(duales System) ist nicht an bestimmte Schulab-
schlüsse gebunden, sondern für alle Absolventen 
des allgemeinen und berufsbildenen Schulwesens 
offen. 

Zugangsvoraussetzungen bestehen allerdings für 
den beamtenrechtlichen Vorbereitungsdienst, für 
die Ausbildung in bestimmten Heilhilfsberufen und 
für bestimmte schulische Bildungsgänge der Län-
der. Auch hier muß nach Auffassung der Bundesre-
gierung der Grundsatz gelten, daß schulische Zu-
gangsvoraussetzungen nur dann vorgesehen wer-
den, wenn dies unabdingbar notwendig erscheint. 
Die Bundesregierung verfolgt in der beruflichen 
Bildung generell die Zielsetzung, eine Segmentie-
rung der Ausbildungsgänge nach Vorbildung zu 
vermeiden und die Ausbildungsgänge soweit wie 
möglich für alle Jugendlichen offenzuhalten. Die 
Position der Bundesregierung ist ausführlich darge-
stellt worden in der Stellungnahme der Bundesre-
gierung zur Entschließung des Bundesrates betref-
fend die Ausbildungschancen für Schüler mit dem 
Hauptschulabschluß (BR-Drucksache 23/84 vom 
20. Januar 1984). 

Die breite Palette der in Bundeseinrichtungen und 
Unternehmen des Bundes durchgeführten Berufs-
ausbildungen läßt generalisierende Aussagen hin-
sichtlich der tatsächlichen Einstellungspraxis für 
die Gesamtheit der eingestellten Auszubildenden 
nur bedingt zu. So werden Auszubildende für ge-
werbliche Ausbildungsberufe in der Regel mit 
Hauptschulabschluß eingestellt; von den meisten 
Auszubildenden für kaufmännisch-verwaltende Be-
rufe wird ein mittlerer Schulabschluß und nur in 
Ausnahmefällen die Hochschulreife verlangt. 

4. Wie stellt sich die Situation und die weitere Ent-
wicklung im Bereich der Übernahme von Auszu-
bildenden nach Beendigung ihrer Ausbildung 
dar, von 1975 bis heute, aufgeschlüsselt nach 
dem Geschlecht und der Nationalität? 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit bei 
der jährlichen Behandlung der Ausbildungsleistun-
gen des Bundes im Kabinett stets festgestellt, daß 
wegen der anhaltend hohen Nachfrage nach Ausbil-
dungsplätzen von allen Verantwortlichen in Wirt-
schaft und Verwaltung erhöhte Anstrengungen un-
ternommen werden müssen, um allen ausbildungs-
willigen Jugendlichen eine Ausbildungschance zu 
geben. Bei diesen besonderen Anforderungen bleibt 
auch Ausbildung über Eigenbedarf hinaus notwen-
dig. Die Bundesregierung leistet hierzu ihren Bei-
trag, indem sie in ihren Betrieben, Forschungsstät-
ten, Behörden und Einrichtungen für eine Steige-
rung der Ausbildungsangebote sorgt; in diesem 
Jahr übersteigt das Ausbildungsangebot mit insge-
samt 31 500 zu besetzenden Ausbildungsplätzen die 
Anzahl der im Vorjahr eingestellten Auszubilden-
den um 4,3 %. Dabei wird Ausbildung über den 
Nachwuchsbedarf hinaus insbesondere bei gewerb-
lich-technischen Ausbildungsberufen bewußt in 
Kauf genommen; diese Berufe bieten Beschäfti-
gungsmöglichkeiten auch außerhalb der ausbilden-
den Betriebe und Verwaltungen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß aus einer 
Ausbildung über Eigenbedarf kein Beschäftigungs-
anspruch hergeleitet werden darf, da sonst die Aus-
bildung über Eigenbedarf unmöglich würde. Dabei 
übersieht die Bundesregierung nicht das Problem 
der Beschäftigung nach der Ausbildung und ist be-
strebt, möglichst vielen der in ihren Betrieben und 
Einrichtungen ausgebildeten Fachkräften eine Be-
schäftigungsmöglichkeit zu bieten. So hat zum Bei-
spiel die Deutsche Bundespost als größter Anbieter 
von betrieblichen Ausbildungsplätzen im Bereich 
des Bundes bisher allen Absolventen gewerblich

-

technischer Ausbildungen, soweit sie zu örtlicher 
und fachlicher Mobilität bereit waren, Arbeitsange-
bote unterbreitet, auch wenn dies nicht immer für 
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den erlernten Ausbildungsberuf möglich war; die 
Deutsche Bundespost wird auch im laufenden Jahr 
1985 allen Absolventen gewerblich-technischer Aus-
bildungen eine Beschäftigungsmöglichkeit anbie-
ten. Das gleiche gilt für die Deutsche Lufthansa 
AG. 

Der Schwerpunkt der zum Teil nur vorübergehend 
nicht ausbildungsgerechten Übernahme liegt im 
Bereich der Deutschen Bundespost bei den ausge-
bildeten Fernmeldehandwerkern. Die Zahl der 
nicht ausbildungsgerecht übernommenen jungen 
Fernmeldehandwerker hat sich wie folgt entwik-
kelt: 

Ausgebildete davon: 
nicht aus 

Jahr Fernmelde- bildungsgerechte handwerker Übernahme 

1982 3 809 229 
1983 3 930 1 685 
1984 3 874 1 250 
1985 4 050 1 359 

Insgesamt stellt sich die Übernahmesituation der 
Auszubildenden bei der Deutschen Bundespost, die 
ihre Prüfung zum Fernmeldehandwerker, Elektro-
mechaniker, Kraftfahrzeugmechaniker, zur Dienst-
leistungsfachkraft im Postbetrieb oder zum Sozial-
versicherungsfachangestellten erfolgreich abgelegt 
haben, wie folgt dar: 

Jahr Prüfung 
bestanden 

Unterbringung ausgeschieden, 
kein Arbeits

-

vertrag gewünscht im ausbildungs- in anderen 
gerechten Bereich Bereichen 

1982 8 199 7 646 393 160 
1983 8 301 6 304 1 829 168 
1984 8 454 6 680 1 330 444 

1985 8 894 7 102 1 551 241 

Die Bundesbahn als zweitgrößter Anbieter von Aus-
bildungsplätzen im Bereich des Bundes, deren 
hochwertige Ausbildungswerkstätten schon aus re-
gionalpolitischen Überlegungen möglichst vollstän-
dig genutzt werden müssen, hat in der Vergangen-
heit wegen ihrer schwierigen wirtschaftlichen Si-
tuation nicht alle Auszubildenden, die über Bedarf 
ausgebildet worden sind, in Beschäftigungsverhält-
nisse übernehmen können. 

Die Zahl der Nachwuchskräfte, die die Deutsche 
Bundesbahn (ohne betriebliche Sozialeinrichtun-
gen) seit 1975 in ein Beschäftigungsverhältnis über-
nommen hat, zeigt die nachstehende Übersicht. Die 
Anzahl der Auszubildenden, die innerhalb eines 
Jahres ihre Ausbildung beenden, liegt der Haupt-
verwaltung der Deutschen Bundesbahn nicht vor; 
um einen Vergleich zu ermöglichen, sind daher den 
übernommenen Nachwuchskräften die drei Jahre 
zuvor zur Ausbildung Eingestellten gegenüberge-
stellt worden. 
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Übernahme in Beschäftigung Zum Vergleich 1 ): 
bei Deutscher Bundesbahn 

Zahl der drei Jahre zuvor 
Ausbildung 

Jahr 
eingestellten Auszubildenden 

in als Kaufmann/Kauf- BBiG gewerblich gewerblich- frau im Eisenbahn- 
Berufe technische KIES technischen und Straßenverkehr 

insgesamt Berufe Berufen (KIES) 

1975 1 619 — 1 619 2 447 — 
1976 1 115 — 1 115 2 365 — 
1977 1 610 — 1 610 2 673 — 
1978 1 283 — 1 283 2 492 2 ) — 
1979 1 734 — 1 734 2 352 — 
1980 1 859 — 1 859 3 157 — 
1981 2 220 51 2 271 3 058 — 
1982 1 759 327 2 086 3 131 803 
1983 843 147 990 3 224 399 
1984 604 46 650 3 200 399 
1985 914 86 1 000 3 793 344 

(vorläufig) 

1) Die Zahl der die Ausbildung Beendenden ist nicht völlig identisch mit der Zahl der drei Jahre zuvor Eingestellten; die 
Abbrecher und Prüfungswiederholer sind nicht erfaßt. 

2) Seit dem Einstellungsjahr 1975 dauert ein Teil der Ausbildungsgänge bei der DB dreieinhalb Jahre; über deren 
Anteile liegen keine Unterlagen vor. 

Bei Wertung der dargelegten Zahlenangaben ist der 
entsprechende Ausbildungsvorlauf jeweils zu be-
rücksichtigen; die übernommenen Nachwuchs-
kräfte basieren auf Einstellungs-/Ausbildungspro-
grammen früherer Jahre mit einer seinerzeit ande-
ren Einschätzung der Bedarfsentwicklung. Auch 
die ihre Ausbildung beendenden Nachwuchskräfte 
mit Übernahmeverpflichtung haben nach durchge-
führten Bedarfsanpassungen vor allem infolge 
struktureller Änderungen im Verkehrsbereich die 
Übernahmemöglichkeiten für Auszubildende ohne 
Übernahmeverpflichtung stark eingeengt. Von den 
auslernenden Auszubildenden (ohne Übernahme-
verpflichtung) konnte deshalb nur ein Teil über-
nommen werden. Die Übernahme — nach dem 
Prinzip der Bestauslese und der Bereitschaft zu ört-
licher und funktionaler Mobilität ohne Diskriminie-
rung des weiblichen Geschlechtes beziehungsweise 
der Nationalität — war auf die Räume und Tätig-
keitsbereiche auszurichten, in denen ein Bedarf an 
Dienstkräften bestand. Eine vorübergehende befri-
stete ausbildungsfremde Beschäftigung kann jun-
gen ungebundenen Kräften zugemutet werden. 

Infolge weiterer geplanter Kapazitätsanpassungen 
nach den Leitlinien der Bundesregierung zur Kon-
solidierung der Deutschen Bundesbahn vom 23. No-
vember 1983 muß davon ausgegangen werden, daß 
die Deutsche Bundesbahn auch in den kommenden 
Jahren nur einen Teil der auslernenden Auszubil-
denden übernehmen kann. Im Hinblick auf einen 
sich abzeichnenden Bedarf an Dienstkräften für 
qualifizierte Facharbeiterfunktionen sowie für den 
mittleren technischen Beamtendienst (Lokführer, 
Werkführer) wird der Anteil der für den Eigenbe-
darf auszubildenden Kräfte in den kommenden 
Jahren tendenziell wieder etwas steigen. 

Daten über das Geschlecht und die Nationalität der 
übernommenen Fachkräfte werden statistisch nicht 
erfaßt. 

5. Welche Gründe werden für die Nichtübernahme 
speziell 

— für die Stahlwerke Peine-Salzgitter AG, 

— für die Deutsche Bundesbahn, 

— für die Deutsche Bundespost angeführt? 

Die Stahlwerke Peine-Salzgitter AG räumt der Aus-
bildungsfrage — auch aufgrund entsprechender Ap-
pelle des Bundesministers der Finanzen — einen 
hohen Stellenwert ein. Die Ausbildungsleistung 
liegt deutlich über dem Durchschnitt der Branche 
und der Industrie insgesamt. Die Peine-Salzgitter 
AG bildet damit erheblich über den Eigenbedarf 
hinaus aus. Dies hat zwangsläufig zur Folge, daß 
nicht alle Auszubildenden übernommen werden 
können. Eine über den eigenen Bedarf hinausge-
hende Ausbildungsleistung — wie sie angesichts 
der Ausbildungssituation von allen Verantwortli-
chen gefordert wird — ist nur möglich, wenn daraus 
nicht generell auch die Verpflichtung zur Über-
nahme abgeleitet wird. Dies muß insbesondere für 
Unternehmen wie die Stahlwerke Peine-Salzgitter 
AG gelten, die sich in einem schwierigen Anpas-
sungsprozeß befindet, der mit einer erheblichen 
Rückführung der Gesamtbelegschaft verbunden 
ist. 

Der noch vorgesehene Anpassungsprozeß zur Kon-
solidierung der Deutschen Bundesbahn erfordert 
weiterhin eine restriktive Nachwuchspolitik durch 
die Unternehmensleitung der Deutschen Bundes- 
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bahn. Mit Unterstützung der Bundesregierung wird 
die Deutsche Bundesbahn ihre Lehrstellenkapazi-
tät für gewerblich-technische und kaufmännische 
Berufsausbildungen auch in den kommenden Jah-
ren ausschöpfen und sich an der notwendigen Aus-
bildung der gesamten Wirtschaft über den Eigenbe-
darf beteiligen. Das bedingt zwangsläufig, daß nicht 
alle Ausgebildeten in ein Beschäftigungsverhältnis 
übernommen werden können. 

Die Bereitschaft der Deutschen Bundespost, zur 
Entlastung des Arbeitsmarktes und zur Verbesse-
rung der Situation der Schulabgänger jährlich weit 
über den eigenen Bedarf hinaus Nachwuchskräfte 
auszubilden, entbindet sie nicht ihrer gesetzlichen 
Verpflichtungen. Die Deutsche Bundespost ist ge-
setzlich verpflichtet, die ihr zugewiesenen Aufga-
ben in betriebswirtschaftlich sinnvoller Weise zu er-
ledigen. Dazu hat sie den notwendigen Personalbe-
darf exakt und nachweisbar zu ermitteln. Einstel-
lungen dürfen nur zur Auffüllung des Personalbe-
stands bis zur Höhe des nachgewiesenen Personal-
bedarfs vorgenommen werden. Der Personalbedarf 
kann und darf sich nicht nach der Zahl der jeweils 
zur Übernahme heranstehenden Auszubildenden 
richten. 

6. Wie glaubt die Bundesregierung solche Über-
nahmepraktiken in Hinblick auf die zukünftige 
Erwerbsarbeitslosigkeit vor den Jugendlichen 
rechtfertigen zu können, und welche Schritte 
wird die Bundesregierung unternehmen, um den 
Jugendlichen aus bundeseigenen Betrieben und 
Unternehmen eine gesicherte berufliche Zu-
kunft bieten zu können? 

Die Ausbildung über den betrieblichen Eigenbedarf, 
die zwangsläufig dazu führt, daß nicht alle ausler-
nenden Auszubildenden übernommen werden kön-
nen, rechtfertigt sich im Hinblick auf die Ausbil-
dungschancen, die dadurch tausenden Jugendli-
chen zusätzlich eröffnet werden. Ausbildung über 
Eigenbedarf erfolgt in Berufen, die auch außerhalb 
des öffentlichen Dienstes vorhanden oder verwert-
bar sind. 

Um die Betroffenen über die voraussehbaren 
Schwierigkeiten nicht im unklaren zu lassen, wur-
den die Auszubildenden und deren Erziehungbe-
rechtigte bereits vor Abschluß des Ausbildungsver-
trages ausdrücklich schriftlich auf die entstehenden 
Beschäftigungsprobleme hingewiesen. 

Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz hat die 
Bundesregierung Instrumente geschaffen, die es 
auch den ausbildenden Betrieben, Forschungsstät-
ten, Behörden und Einrichtungen des Bundes er-
möglichen, das Problem der Beschäftigung nach der 
Ausbildung besser lösen zu können. Hierzu zählen 
die Möglichkeiten befristeter Arbeitsverträge, die 
den ausgebildeten Fachkräften Gelegenheit bieten, 
Berufserfahrung zu sammeln und sich aus unge-
kündigter Stellung bewerben zu können, und die 
Möglichkeiten von Teilzeitarbeitsverträgen, bei de-
nen ausgebildete Fachkräfte sich für einen über-
schaubaren Zeitraum vorhandene Arbeitsplätze tei-
len können. 

Der von den Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
sowie von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Ar-
beitsförderungsgesetzes enthält zusätzliche Hilfen 
zur Überwindung von Beschäftigungsproblemen an 
der Nahtstelle zwischen Ausbildung und Beschäfti-
gung. Hierzu wird auf die Antwort zur Frage III. 1 
hingewiesen. 

7. Wie wird der Bund in seinen Unternehmen der 
Situation von behinderten Jugendlichen ge-
recht? 

Umfrageergebnisse liegen hierzu nicht vor. Gene-
rell kann festgestellt werden, daß bei der Einstel-
lung von Auszubildenden behinderte Bewerber, die 
die in den einzelnen Tätigkeitsbereichen notwendi-
gen Eignungsvoraussetzungen erfüllen, soweit als 
möglich berücksichtigt werden. Dies geschieht 
nicht zuletzt im Hinblick auf die Beschäftigungs-
pflicht nach dem Schwerbehindertengesetz, der die 
Bundesregierung große Bedeutung beimißt. 

VII. Perspektiven in der Ausbildung und Arbeits-
marktpolitik für die Jugend 

1. Wie weit fördert die Bundesregierung mit Maß-
nahmen unkonventioneller Art, Aktivitäten wie 
„Arbeitsplätze selber schaffen" durch entspre-
chende Regelungen rechtlicher wie finanzieller 
Art zu unterstützen? 

In letzter Zeit haben sich neue, vielfach auf Selbst-
hilfe beruhende Beschäftigungsformen herausge-
bildet, die unter dem Oberbegriff lokale Beschäfti-
gungsinitiativen zusammengefaßt werden können. 
Die Bundesregierung erkennt das große Engage-
ment an, von dem die Arbeit vieler dieser Initiati-
ven getragen wird. 

Lokale Beschäftigungsinitiativen sind unter so-
zial- und arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten 
grundsätzlich positiv zu bewerten. Die Bundesregie-
rung hat im Jahreswirtschaftsbericht 1985 (Zif-
fer 36) die Auffassung vertreten, daß der Übergang 
vom Ausbildungs- ins Beschäftigungssystem er-
leichtert werden sollte und dabei beschäftigungs-
wirksame lokale Initiativen hilfreich sein können. 

Im Rahmen der geltenden Voraussetzungen der 
§§ 91 ff. des Arbeitsförderungsgesetzes — insbeson-
dere des öffentlichen Interesses, der Zusätzlichkeit 
und der arbeitsmarktpolitischen Zweckmäßigkeit 
— fördert die Bundesanstalt für Arbeit als Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen auch Arbeiten lokaler 
Beschäftigungsinitiativen, die von zugewiesenen 
Arbeitnehmern verrichtet werden. Die Bundesre-
gierung prüft, wie diesen Initiativen ansonsten ge-
holfen und beispielsweise die Beratung verbessert 
und wirksamer gestaltet werden kann. Mit Mitteln 
der Stiftung Jugendmarke gefördert wird seit 
1. April 1985 CONSULT, eine Förder- und Bera-
tungseinrichtung zur Unterstützung lokaler Be-
schäftigungs- und Ausbildungsinitiativen. 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in der 
Förderung lokaler Beschäftigungsinitiativen nicht 
nur der Bund gefordert ist, sondern in erster Linie 
Länder und Gemeinden, die eher auf die unter-
schiedlichen Gegebenheiten vor Ort eingehen kön-
nen. Bei allen Maßnahmen ist zu berücksichtigen, 
daß am Markt tätigen Initiativen keine Wettbe-
werbsvorteile gegenüber herkömmlichen Betrieben 
entstehen. 

2. Wird die Bundesregierung alternativ ökonomi-
sche Betriebe bei der Einrichtung von Ausbil-
dungsplätzen unterstützen, z. B. durch gezielte 
Investitionsförderung, wie dies auch bei traditio-
nellen Trägern der Fall ist, wenn j a, wie? 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" sowie des 
ERP-Ausbildungsplätzeprogrammes können die Er-
richtung oder Schaffung zusätzlicher Ausbildungs-
plätze für die Ausbildung in anerkannten Ausbil-
dungsberufen gefördert werden. Eine Unterschei-
dung nach „alternativ-ökonomischen Betrieben" 
und anderen wird dabei nicht vorgenommen. 

Voraussetzung für die Gewährung eines besonde-
ren Investitionszuschusses nach der Gemein-
schaftsaufgabe ist vielmehr in allen Fällen, daß im 
Zusammenhang mit förderungsfähigen Errich-
tungs- und Erweiterungsinvestitionen sowie bei 
dem Erwerb eines stillgelegten oder von Stillegung 
bedrohten Betriebes zusätzliche Dauerausbildungs-
plätze geschaffen werden. Ein ERP-Darlehen kann 
gewährt werden, wenn für die kreditgewährende 
Bank ein rechtlich und ökonomisch definierbarer 
Partner vorhanden ist, was unter anderem ein ge-
ordnetes Rechnungswesen, klare unternehmerische 
Verantwortung und Sicherheiten voraussetzt. Dar-
über hinaus muß sichergestellt sein, daß der Zins- 
und Tilgungsdienst für die öffentlichen Darlehen 
aus dem Betrieb erwirtschaftet werden können. 

3. Wie wird sich die Bundesregierung bei der Dis-
kussion und Bereitstellung neuer, zukunftswei-
sender, ökologisch und sozial sinnvoller Ausbil-
dungsberufe beteiligen und welche Kriterien 
sind für die Schaffung neuer Berufsbilder nach 
Meinung der Bundesregierung wesentlich, auf 
welche Erkenntnisse stützen sich diese? 

Nach dem Berufsbildungsgesetz und der Hand-
werksordnung ist es Aufgabe der Bundesregierung, 
Ausbildungsordnungen als Grundlage für eine ge-
ordnete und einheitliche Berufsausbildung zu erlas-
sen und diese an die technische, wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung anzupassen. Die 
Bundesregierung nimmt diese Aufgabe kontinuier-
lich und in enger Zusammenarbeit mit den zustän-
digen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 
und in Abstimmung mit den Ländern wahr, die für 
den schulischen Teil der Ausbildung (Berufsschul-
unterricht) zuständig sind. Sie wird dabei vom Bun-
desinstitut für Berufsbildung unterstützt. 

Bei der Erarbeitung von Ausbildungsordnungen 
wird bereits seit einigen Jahren auch ökologischen 

Aspekten verstärkt Rechnung getragen. Umwelt-
aspekte werden entsprechend der Umweltrelevanz 
des jeweiligen Berufes in den Ausbildungsregelun-
gen berücksichtigt. Außerdem ist mit der im Jahre 
1984 erlassenen Ausbildungsordnung für Ver- und 
Entsorger erstmalig ein staatlich anerkannter Aus-
bildungsberuf im Umweltschutz geschaffen wor-
den. 

Die Ausbildungsordnungen sind allerdings nicht 
das einzige Instrument der Qualitätssicherung und 
-verbesserung in der beruflichen Bildung. Sie kön-
nen nur Mindestinhalte festlegen, die von der Viel-
zahl der Ausbildungsbetriebe umgesetzt werden 
können, und lassen diesen Raum zur Berücksichti-
gung technischer und gesellschaftlicher Entwick-
lungen. Weitere Instrumente für eine zukunftwei-
sende Gestaltung der Berufsausbildung, die zum 
Teil auch zeitnäher eingesetzt werden können, sind 
zum Beispiel die Entwicklung von Ausbildungsmit-
teln, die Errichtung und Unterhaltung überbetrieb-
licher Ausbildungsstätten, die Ausstattung berufli-
cher Schulen und nicht zuletzt die Weiterbildung. 
Auch den Einsatz dieser Instrumente fördert der 
Bund schon seit längerer Zeit in vielfältiger Weise, 
unter anderem durch die Förderung überbetriebli-
cher Ausbildungsstätten und von Modellversuchen, 
hier unter anderem im Rahmen des Aktionspro-
gramms Neue Technologien in der beruflichen Bil-
dung des Bundesministers für Bildung und Wissen-
schaft. 

Sowohl im Bundesinstitut für Berufsbildung als 
auch im Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesanstalt für Arbeit werden zahl-
reiche Forschungsprojekte durchgeführt, die sich 
unter anderem mit der Frage der zukünftigen An-
forderungen an Ausbildungsberufe befassen. 

Hinsichtlich der Kriterien für die Einführung und 
Überarbeitung von Ausbildungsberufen ist zu-
nächst festzuhalten, daß Entwicklung und Anerken-
nung von Ausbildungsberufen wesentlich durch 
technische, wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Faktoren bestimmt werden. Dabei müssen im Rah-
men der Ausbildungsfähigkeit der Betriebe nicht 
nur gegenwärtige Anforderungen, sondern auch Zu-
kunftsentwicklungen berücksichtigt werden. Zur 
Objektivierung der Entscheidung, ob berufliche 
Aufgabengebiete oder Funktionsbereiche eine aus-
reichende Grundlage für die Anerkennung eines 
Ausbildungsberufes bieten, hat der ehemalige Bun-
desausschuß für Berufsbildung folgende Kriterien 
für die Anerkennung und die Beibehaltung aner-
kannter Ausbildungsberufe beschlossen: 

— Hinreichender Bedarf an entsprechenden Quali-
fikationen, der zeitlich unbegrenzt und nicht auf 
einen einzelnen Betrieb beschränkt ist, 

— Ausbildung für qualifizierte, eigenverantwortli-
che Tätigkeiten auf einem möglichst breiten Ge-
biet, 

— Anlage auch dauerhafter, vom Lebensalter un-
abhängige berufliche Tätigkeit, 

— breitangelegte berufliche Grundbildung, 
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— Möglichkeit eines geordneten Ausbildungsgan-
ges, 

— ausreichende Abgrenzung von anderen Ausbil-
dungsberufen, 

— Operationalisierbarkeit der Ausbildungsziele, 

— Ausbildungsdauer zwischen zwei und drei Jah-
ren, 

— Grundlage für Fortbildung und beruflichen Auf-
stieg, 

— Erwerb von Befähigung zum selbständigen Den-
ken und Handeln bei der Anwendung von Fer-
tigkeiten und Kenntnissen. 

Diese Kriterien gelten, sowohl wenn es um die An-
erkennung eines neuen Ausbildungsberufes geht, 
als auch wenn bestehende Ausbildungsberufe auf-
gehoben oder mehrere bestehende Ausbildungsbe-
rufe zu einem neuen Ausbildungsberuf zusammen-
gefaßt werden sollen. Dabei ist die Überarbeitung 
bestehender Ausbildungsberufe die Regel, weil 
nach allen Erfahrungen wirtschaftliche und techno-
logische Entwicklungen ganz überwiegend durch 
die Weiterentwicklung bestehender Berufe aufge-
fangen werden. Selbst grundlegende Veränderun-
gen im Beschäftigungssystem führen häufig nur 
zur Änderung der Ausbildungsinhalte und Tätig-
keitsmerkmale innerhalb einzelner Berufe, weniger 
zur Verschiebung zwischen den Berufen und selten 
zu vollkommen neuen Berufen. Deshalb wird die 
Bedeutung neuer Berufe, wie die Untersuchung des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit anhand amerikani-
scher Untersuchungen zeigt, häufig überschätzt 
(vgl. Bericht der Bundesregierung zu den in der 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
1. Oktober 1981 gestellten grundsätzlichen Fragen 
zur Berufsausbildung — BT-Drucksache 9/1934 
vom 25. August 1982, S. 18 f.). 

Bei der Überarbeitung bestehender und der Aner-
kennung neuer Berufsbilder stützt sich die Bundes-
regierung neben den oben genannten grundsätzli-
chen Kriterien insbesondere auf sachverständige 
Stellungnahmen der zuständigen Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände sowie auf entsprechende 
Untersuchungen vor allem des Bundesinstituts für 
Berufsbildung. 

4. Welche Hilfen und Möglichkeiten wird die Bun-
desregierung den Jugendlichen bieten, die bis-
her in aussichtslosen Berufssparten ausgebildet 
wurden? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
die Ausbildung in einigen Berufen als aussichtslos 
bezeichnet werden kann. Dagegen sprechen unter 
anderem die Erfahrungen, daß — gemessen an den 
ausbildungsspezifischen Arbeitslosenquoten — 
junge Menschen mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung allgemein bessere Vermittlungschancen ha-
ben. 

Die Berufsausbildung vermittelt in der Regel 
Kenntnisse und Fertigkeiten, die auch in einem 

breiteren Spektrum von Berufen verwertet werden 
können. Das in jeder Berufsausbildung vermittelte 
systematische Lernen erleichtert das spätere Hin-
einfinden in neue berufliche Aufgaben sowie in be-
rufliche Weiterbildung. Schon formal setzen zahl-
reiche weiterführende Bildungswege eine abge-
schlossene Berufsausbildung voraus. 

Regional weist die Nachfrage nach Fachkräften er-
hebliche Unterschiede auf. Bereitschaft zu regiona-
ler Mobilität kann jungen Fachkräften daher zu-
sätzliche Beschäftigungschancen eröffnen. 

Junge Arbeitnehmer mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung, die ihre Arbeitsmarktchancen erhöhen 
wollen, können hierzu die vielfältigen Hilfen des 
Arbeitsförderungsgesetzes zur beruflichen Fortbil-
dung oder Umschulung sowie zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme in Anspruch nehmen. Diese Hil-
fen werden im Rahmen des Siebten Gesetzes zur 
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes verstärkt. 
Im einzelnen wird hierzu auf die Antwort zu Frage 
III.1 hingewiesen. 

5. Inwieweit prüft die Bundesregierung Überlegun-
gen, Steuergelder bzw. Gelder der BA-Arbeitslo-
senversicherung zur Verfügung zu stellen — 
ähnlich dem Programm verschiedener EG-Län-
der — und anstelle einer neuerlichen Aufblä-
hung von Förder- und Eingliederungsmaßnah-
men der BA sowie Arbeitshilfen nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz um neue selbstbestimmte 
Formen von Ausbildung und Arbeit zu fördern? 

Die Bundesregierung teilt weder die unzutreffende 
Wertung „Aufblähung" noch ist sie der Auffassung, 
daß anstelle von Maßnahmen der Berufsvorberei-
tung Maßnahmen der Berufsausbildung, berufli-
chen Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung 
oder anstelle von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz oder anstelle 
der Hilfen des Bundessozialhilfegesetzes neue For-
men von Ausbildung und Arbeit gefördert werden 
sollten. Mit dem Entwurf der Siebten Novelle zum 
Arbeitsförderungsgesetz strebt sie vielmehr eine 
Ergänzung und Verbesserung der bestehenden ar-
beitsmarktpolitischen Instrumente nach dem Ar-
beitsförderungsgesetz an. Damit sollen mehr Ar-
beitnehmer als bisher beruflich qualifiziert werden 
und bessere Wettbewerbschancen auf dem Arbeits-
markt erhalten. 

Zur Förderung neuer Formen von Ausbildung und 
Arbeit wird auf die Antwort zu den Fragen VII. 1 
und VII. 2 hingewiesen. 

6. Wie will die Bundesregierung dem Recht der Ju-
gendlichen auf eine qualifizierte Berufsausbil-
dung gerecht werden, ohne diese Verantwortung 
dem wirtschaftspolitischen Kalkül zu überlas-
sen? 

Die Bundesregierung wird ihrer Verantwortung für 
eine qualifizierte Berufsausbildung der Jugendli

-

chen unter anderem dadurch gerecht, daß sie neben 
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ihren eigenen vielfältigen Fördermaßnahmen die 
erfolgreichen Anstrengungen der Wirtschaft zur Er-
höhung der Ausbildungsplatzangebote durch um-
fassende Verbesserung der Rahmenbedingungen 
der Berufsausbildung nachhaltig unterstützt. Diese 
Initiativen haben beispielsweise im letzten Jahr zu 
dem Erfolg geführt, daß trotz der schwierigen de-
mographischen und wirtschaftlichen Ausgangssi-
tuation im Laufe des Ausbildungsjahres 1984/85 
rund 95% der Jugendlichen, die eine berufliche Aus-
bildungsstelle suchten, einen Ausbildungsplatz er-
hielten. Die hohen Ausbildungsleistungen der Wirt-
schaft, der Freien Berufe und Verwaltungen bewei-
sen, daß die Berufsausbildung der Jugendlichen 
nicht „wirtschaftspolitischem Kalkül" überlassen 
wird. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
sich das duale System der Berufsausbildung in Be

-

trieb und Schule bewährt hat. Sie ergänzt die Be-
mühungen der Wirtschaft durch entsprechende ge-
setzliche Maßnahmen und Programme, wie zum 
Beispiel das erfolgreiche Benachteiligtenpro-
gramm. Hinzu kommen die Möglichkeiten des Ar-
beitsförderungsgesetzes, nach denen zum Beispiel 
junge Arbeitnehmer ohne oder mit nicht ausrei-
chender Berufsausbildung im Verlauf ihres Berufs-
lebens nachträglich auf dem Weg der beruflichen 
Fortbildung oder Umschulung weitere Chancen der 
Qualifizierung wahrnehmen können. Die Bundesre-
gierung geht davon aus, daß ein Land wie die Bun-
desrepublik Deutschland seinen Lebensstandard 
und sein dichtes soziales Netz nur behaupten kann, 
wenn alle Jugendlichen qualifiziert ausgebildet 
werden. Die weit überwiegende Zahl Jugendlicher 
weiß, daß ihre beruflichen Zukunftschancen we-
sentlich von einer qualifizierten Ausbildung in ei-
nem anerkannten Ausbildungsberuf abhängen. 
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Anlage 1 

Teilnehmer an abgeschlossenen berufsvorbereitenden Maßnahmen im Bereich der Berufsberatung 
nach dem Verbleib (Berichtszeitraum 1. Oktober 1983 bis 30. September 1984) 

Lehrgang zur 
Grundausbildungs

-lehrgang 

 Förderungslehrgang Verbesserung der 
Eingliederungs- 

 MBSE für junge Ausländer 2) 

 
möglichkeiten 

ins- männ- weib- ins- männ- weib- ins- männ- weib- ins- männ- weib- 
gesamt lich lich gesamt lich lich gesamt lich lich gesamt lich lich 

Teilnehmer 
eingetreten 	 9 533 3 391 6 142 9 115 6 089 3 026 4 845 2 768 2 077 6 768 4 660 2 108 

Vorzeitig 
ausgeschieden 	 1 968 749 1 219 1 170 733 437 642 396 246 862 631 231 

Maßnahme bis 
zum Abschluß 
besucht 	 7 565 2 642 4 923 7 945 5 356 2 589 4 203 2 372 1 831 5 906 4 029 1 877 

Verbleib der 
Teilnehmer nach 
Abschluß der in 

Maßnahme: 

Einmündung in 
betriebliche Be- 
rufsausbildung 1) 61,3 	57,1 	63,5 56,9 62,3 45,5 15,7 19,0 	11,5 	15,4 18,1 9,5 

Einmündung in 
Berufsfach- 
schule 	 2,6 	2,0 	3,0 4,7 3,7 6,9 3,1 2,9 	3,5 	2,5 2,2 3,1 

Einmündung in 
Arbeitsstelle 	 11,1 	13,9 	9,6 9,0 7,1 13,1 22,5 22,3 	22,7 	24,2 25,1 22,3 

Weitere 
Teilnahme an 
der Maßnahme, 
Wechsel in 
andere berufs- 
vorbereitende 
Maßnahme 	 1,9 	3,7 	0,9 8,9 8,6 9,6 24,7 23,9 	25,7 	10,6 9,8 12,4 

Sonstiger 
Verbleib 	 10,5 	12,9 	9,2 8,8 8,0 10,4 13,5 13,5 	13,4 	20,4 19,1 23,1 

Noch nicht 
untergebrachte 
Teilnehmer 	 12,6 	10,4 	13,8 11,7 10,3 14,6 20,5 18,4 	23,2 	26,9 25,7 29,6 

Insgesamt 	 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

1) einschließlich Ausbildung nach § 48 BBiG bzw. § 42 b HwO 
2) Maßnahmen zur Berufsvorbereitung und sozialen Eingliederung junger Ausländer 
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Anlage 2 

Teilnehmer an abgeschlossenen berufsvorbereitenden Maßnahmen im Bereich der Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsberatung nach dem Verbleib (Berichtszeitraum 1. Oktober 1983 bis 30. September 1984) 

Maßnahmen zur Vermitt- Maßnahmen zur 

lung/Erweiterung berufli- Arbeiten und Lernen Eingliederung 
ausländischer jüngerer cher Kenntnisse 

Arbeitsloser 1 ) 

ins- männ- weib- ins- männ- weib- ins- männ- weib- 
gesamt lich lich gesamt lich lich gesamt lich lich 

Teilnehmer eingetreten . 24 243 12 388 11 855 2 182 1 257 925 103 93 10 
Vorzeitig ausgeschieden . 6 686 3 584 3 102 353 212 141 12 12 - 
Maßnahme bis zum Ab- 
schluß besucht 	 17 557 8 804 8 753 1 829 1 045 784 91 81 10 

Verbleib der Teilnehmer 
nach Abschluß der Maß- in % 
nahme: 

Einmündung in betriebli- 
che Berufsausbildung 	 11,8 	11,2 	12,5 	12,3 	10,5 	14,7 	14,3 	16,0 	(-) 

Einmündung in Beruf s- 
fachschule 	 1,1 	0,8 	1,4 	1,0 	0,6 	1,5 	- 	 - 	 (-) 

Einmündung in Arbeits- 
stelle 	  30,3 	30,4 	30,3 	16,4 	17,7 	14,8 	18,7 	19,8 	(10,0) 

Weitere 	Teilnahme 	an 
der Maßnahme, Wechsel 
in andere berufsvorberei- 
tende Maßnahme 	 8,5 	8,9 	8,0 	21,7 	23,0 	20,0 	2,2 	2,5 	(-) 

Sonstiger Verbleib 	 17,9 	18,7 	17,1 	20,7 	19,7 	21,9 	42,8 	43,2 	(40,0) 

Noch 	nicht 	unterge- 
brachte Teilnehmer 	 30,4 	30,0 	30,7 	27,9 	28,5 	27,1 	22,0 	18,5 	(50,0) 

Insgesamt 	 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

1) Aussagefähigkeit der in Klammern gesetzten Werte wegen geringer Fallzahl eingeschränkt. 
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Anlage 3 

Schwangerschaftsabbrüche von Mädchen und jungen Frauen bis unter 25 Jahren 
nach Begründung des Abbruchs 

Jahr Insgesamt 

Allgemein

-

medizinische 
Psychiatri

-

sche Eugenische 
Ethische 
(kriminolo

-

gische) 
Sonstige 
schwere 
Notlage 

Unbekannt 

Indikation 

1977 11 164 1 758 891 302 39 8 037 137 

1978 17 765 2 319 775 438 51 13 978 204 

1979 21 893 2 573 601 468 52 17 906 293 

1980 24 253 2 994 520 498 56 19 875 310 

1981 24 683 2 677 592 435 48 20 587 344 

1982 26 264 2 579 597 327 41 22 404 316 

1983 24 452 2 014 407 259 27 21480 265 

1984 24 436 1698 275 214 49 21938 262 


